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Vorwort  

 

"Unser heutiges Handeln darf den Handlungsspielraum der künftigen 

Generationen nicht einschränken". Dieses Bekenntnis zur nachhalti-

gen Entwicklung dürfen wir nicht aus den Augen verlieren, davon ist 

der Regierungsrat überzeugt. In all unserem Handeln gilt es, die drei 

Dimensionen der Nachhaltigkeit ausgewogen zu berücksichtigen: 

Wirtschaft, Umwelt und Gesellschaft. 

Ich freue mich, dass der Kanton mit dem fünften Bericht "Nachhaltige 

Entwicklung im Kanton Aargau" einmal mehr transparent und umfas-

send aufzeigt, ob der Kanton auf Nachhaltigkeitskurs ist. 

Der Bericht beinhaltet ausführliche Daten und Fakten zu allen wichtigen Themen der nachhaltigen 

Entwicklung und gibt erstmals Auskunft zum Stand der Umsetzung der UNO-Nachhaltigkeitsziele 

(SDGs) in unserem Kanton. Damit geht der Aargau pionierhaft voran und zeigt, dass er gewillt ist, 

seinen Beitrag zur Umsetzung der globalen Agenda 2030 zu leisten. 

Nachhaltige Entwicklung ist eine Herausforderung, die alle Bereiche betrifft ï Politik, Wirtschaft, Ge-

sellschaft ï und die wir nur gemeinsam meistern können. Sie geht uns alle etwas an. Ich hoffe, auch 

Sie ziehen mit.  

Ich wünsche Ihnen eine informative, anregende Lektüre. 

 

Landammann Stephan Attiger 

Vorsteher Departement Bau, Verkehr und Umwelt 
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Zusammenfassung

Bereits zum fünften Mal zeigt der Kanton Aar-

gau mit einem Fachbericht umfassend und in-

tegrativ, wo er aus Sicht der nachhaltigen Ent-

wicklung steht. Der Fokus liegt auf der Ent-

wicklung der letzten vier Jahre. Basis für die 

Beschreibung des Entwicklungsstands bilden 

die Fakten aus 32 Themenbereichen der 

nachhaltigen Entwicklung, welche die drei 

Nachhaltigkeitsdimensionen Wirtschaft, Ge-

sellschaft und Umwelt abdecken. Diese Rund-

umschau zeigt, dass der Aargau insbesondere 

in der Dimension Umwelt einige Fortschritte 

erzielt hat. In den Dimensionen Gesellschaft 

und Wirtschaft bleiben die Werte der betrach-

teten Indikatoren mehrheitlich konstant. In 

allen drei Dimensionen bleiben sie herausfor-

dernd. Als neuer Referenzrahmen zur Be-

schreibung der nachhaltigen Entwicklung im 

Aargau wurde erstmals die Agenda 2030 der 

UNO mit ihren 17 Nachhaltigkeitszielen 

(Sustainable Development Goals, SDGs) bei-

gezogen. Der vernetzende Charakter der 

Agenda 2030 ermöglicht eine integrative Sicht 

auf den Stand der Nachhaltigkeit im Kanton 

Aargau. Der Kanton Aargau, wie die gesamte 

Schweiz sind bereits weit fortgeschritten, um 

verschiedene der global geltenden SDGs zu 

erreichen. Besonders hervorheben lassen sich 

für den Kanton Aargau SDG 11 (nachhaltige 

Städte und Gemeinden) und SDG 16 (Frie-

den, Gerechtigkeit und starke Institutionen), 

wo verschiedene positive Entwicklungen aus-

zumachen sind. Als herausfordernd zeigen 

sich insbesondere die SDGs 4 (Hochwertige 

Bildung, v.a. im Zusammenhang mit Chancen-

gerechtigkeit), 6 (Sauberes Wasser), 8 (Men-

schenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachs-

tum), 10 (Weniger Ungleichheiten) sowie das 

SDG 13 (Klimaschutz).  

Klimawandel im Aargau  

Die Auswirkungen des Klimawandels wurden 

in den letzten Jahren im Aargau zunehmend 

spürbar. Die Zielerreichung "Netto Null bis 

2050", aber auch die notwendigen Anpas-

sungsmassnahmen an veränderte klimatische 

Bedingungen werden als Herausforderungen 

erkannt. Eine Energieversorgung mit erneuer-

baren Energien erfordert weitere Anstrengun-

gen. Als bedeutender Stromproduzent steht 

der Aargau mit dem schrittweisen Ausstieg 

aus der Kernenergie vor zusätzlichen grossen 

Aufgaben. Mit seinen starken Technologie-, 

Forschungs- und Innovationsinstitutionen ist 

der Kanton Aargau jedoch gut aufgestellt, um 

den Klimaschutz zugunsten einer qualitativ 

wachsenden Wirtschaft als Chance zu nutzen. 

Im Bereich der Klimaanpassung gilt es unter 

anderem den Wasserhaushalt den geänderten 

Verhältnissen mit zunehmender Trockenheit 

und Überschwemmungen anzupassen. Im 

Fokus steht auch die Sicherstellung der Trink-

wasserversorgung und der saisonal erhöhte 

Trinkwasserverbrauch. Die Trinkwasserquali-

tät ist zusätzlich durch den Eintrag von Pflan-

zenschutzmitteln und weiteren Mikroverunrei-

nigungen gefährdet. Die klimatischen 

Veränderungen als auch raumrelevante Nut-

zungsansprüche wie Siedlungsentwicklung 

oder Naherholung setzen die Biodiversität 

unter Druck. Die heute bestehenden Flächen 

an wertvollen Lebensräumen und deren Ver-

netzung genügen nicht, um den langfristigen 

Erhalt der Biodiversität zu sichern.  

Der Aargau zum Wohnen und Arbeiten 

Die im schweizweiten Vergleich überdurch-

schnittliche Zuwanderung zeigt, dass der 

Kanton Aargau als Wohnkanton beliebt ist. 

Die Wohnqualität hat sich bezüglich Lärmbe-

lastung, den Wohnkosten und der Erschlies-

sung mit dem öffentlichen Verkehr verbessert. 

Im Aargau wird zwar weiterhin jeden zweiten 

Tag die Fläche in der Grösse eines Fussball-

felds überbaut, trotzdem macht der Kanton bei 

der Siedlungsentwicklung nach innen, und da-

mit beim nachhaltigen Umgang mit der Res-

source Boden, Fortschritte. Neben den Be-

wohnerinnen und Bewohnern profitieren auch 

Unternehmen von einer überdurchschnittlich 

hohen Standortattraktivität. Gleichwohl entwi-

ckeln sich die Wirtschaftsleistung und das 

wirtschaftliche Potenzial der Steuerpflichtigen 

(Ressourcenpotenzial) unterdurchschnittlich. 

In Anbetracht des Strukturwandels und der 

demografischen Entwicklung bleibt die Verfüg-

barkeit von Fachkräften ein Schlüsselfaktor für 

die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit. Gerade 

bei Frauen ist das Fachkräftepotenzial nicht 

ausgeschöpft, was die tiefere Erwerbsquote 

und der höhere Teilzeitanteil der Frauen 

widerspiegelt. Die Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf stellt diesbezüglich eine Herausfor-

derung dar.  
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Gesellschaftliche Ungleichheiten im  

Aargau  

Im Aargau bestehen in verschiedenen Belan-

gen ungleiche Chancen zwischen den Bevöl-

kerungsgruppen. Personen mit Migrationshin-

tergrund ï insbesondere ost- und ausser-

europäische Staatsangehörige ï haben eine 

geringere Lebensqualität als Schweizerinnen 

und Schweizer bezogen auf die Wohnsitua-

tion, die Gesundheit oder das subjektive 

Wohlbefinden. Auch in der Bildung, die für den 

Aargau eine wichtige Ressource und Voraus-

setzung für das Erreichen aller Nachhaltig-

keitsziele ist, bleibt die Inklusion herausfor-

dernd, das heisst, alle Menschen, unabhängig 

von Geschlecht, sozialen oder ökonomischen 

Voraussetzungen oder besonderen Lern-

bedürfnissen sollen ihr Potenzial voll entfalten 

können. Aktuell wird der Bildungsabschluss 

auf Sekundarstufe II von deutlich mehr 

Schweizerinnen und Schweizer erlangt als 

von ausländischen Jugendlichen. Entspre-

chend finden sich auch signifikante Unter-

schiede zwischen den Nationalitäten im 

Arbeitsmarkt und der Sozialhilfe. Letzteres be-

trifft insbesondere auch Kinder und Jugendli-

che. Sie stellen mit Abstand die grösste 

Altersgruppe der Sozialhilfeempfangenden 

dar. Dies erhöht ihr Risiko, auch als Erwach-

sene auf Sozialhilfe angewiesen zu sein. 

Der Aargau mit starken Institutionen und 

stabilem Staatshaushalt 

Der Kanton Aargau bewegt sich im Span-

nungsfeld von diversen Entwicklungen, die 

seinen Handlungsspielraum beeinflussen. 

Herausforderungen wie der Klimawandel mit 

Risiken, die auch den Aargau betreffen, mögli-

che Krisen im Zusammenhang mit der Globali-

sierung, aber auch der anhaltende gesell-

schaftliche Wertewandel erfordern einen 

Kanton Aargau mit starken, glaubwürdigen In-

stitutionen, die transparent handeln, sowie 

einen Kanton der über einen stabilen Staats-

haushalt verfügt. Mit verschiedenen Sanie-

rungsprogrammen und der Umsetzung der 

Gesamtsicht Haushaltsanierung konnte der 

Kanton den finanziellen Handlungsspielraum 

zurückgewinnen. Ebenfalls zum Ausgleich bei-

getragen haben höhere Beiträge aus dem 

nationalen Finanzausgleich sowie höhere 

Ausschüttungen der Schweizerischen Natio-

nalbank. So konnten in den letzten Jahren 

Schulden abgebaut und ausgeglichene 

Jahresergebnisse vorgewiesen werden. Dies 

ist eine gute Voraussetzung, um die anstehen-

den Herausforderungen anzugehen und 

erfolgreich zu bewältigen. 
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1. Nachhaltige Entwicklung im Kanton Aargau, fünfter Bericht

Nachhaltige Entwicklung ist ein wichtiger 

Handlungsgrundsatz für den Aargau ï 

doch ist der Kanton Aargau auf Nachhaltig-

keitskurs? Der Bericht "Nachhaltige Ent-

wicklung im Kanton Aargau 2020" infor-

miert über die Fakten in den drei 

Nachhaltigkeitsdimensionen "Wirtschaft, 

Gesellschaft und Umwelt" und die Umset-

zung der Agenda 2030 und ihrer Ziele im 

Aargau. 

1.1 Einleitung 

Der Bericht "Nachhaltige Entwicklung im Kan-

ton Aargau" zeigt mit einer Momentaufnahme, 

ob der Kanton auf Nachhaltigkeitskurs ist. 

Dazu werden die Nachhaltigkeitsdimensionen 

Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt mit 

32 Themenbereichen konkretisiert und deren 

Entwicklung mit Indikatoren gemessen. Die-

ses Vorgehen entspricht demjenigen der vier 

vorangegangenen Berichte zur nachhaltigen 

Entwicklung im Kanton Aargau. Erstmalig wird 

im vorliegenden Bericht zusätzlich die global 

gültige Agenda 2030 der UNO mit ihren 

17 Zielen für eine nachhaltige Entwicklung 

(Sustainable Development Goals, SDGs) als 

Referenzrahmen beigezogen. Mit den Er-

kenntnissen aus den 32 Themenbereichen als 

faktenbasierte Grundlage wird der Stand der 

17 Ziele (SDGs) im Kanton Aargau beschrie-

ben. Die Informationen aus den Themenberei-

chen werden dadurch in einen bereichsüber-

greifenden, systemischen Zusammenhang 

gebracht. Aufgrund der vorhandenen Fakten 

können die umfassenden SDGs nicht in ihrer 

ganzen Breite und vollständig abgehandelt 

werden. Trotzdem ergibt die Agenda 2030 mit 

ihren SDGs eine sinnvolle Struktur um dem 

integrativen Anspruch des Berichts gerecht zu 

werden.  

Der Nachhaltigkeitsbericht zeigt ein Gesamt-

bild des Kantons Aargau aus Sicht einer nach-

haltigen Entwicklung. Mit seinem integrativen 

Charakter ersetzt er keine fachspezifischen 

Berichterstattungen und Massnahmenpläne. 

Die Ergebnisse des Berichts sind eine wich-

tige Grundlage für strategische Prozesse in 

den kantonalen Departementen sowie für die 

Aktualisierung des Entwicklungsleitbilds. Der 

Bericht des Regierungsrats richtet sich an die 

Politik, die kantonale Verwaltung, Fach-

personen und die interessierte Öffentlichkeit. 

Die Berichterstattung zur nachhaltigen Ent-

wicklung erfolgt alle vier Jahre ī dies ist der 

fünfte Nachhaltigkeitsbericht des Kantons Aar-

gau. 

1.2 Verständnis der nachhaltigen Entwick-

lung 

Das Nachhaltigkeitsverständnis des Kantons 

Aargau stützt sich auf das Drei-Dimensionen-

Konzept. Neu bildet zudem die globale 

Agenda 2030 einen Referenzrahmen für den 

Aargau. 

Drei-Dimensionen-Konzept 

Der Kanton Aargau orientiert sich bei seinem 

Nachhaltigkeitsverständnis ï gleich wie der 

Bund ï am sogenannten Brundtland-Bericht. 

Dieser war Grundlage für die UNO-Konferenz 

für Umwelt und Entwicklung von 1992 in Rio 

de Janeiro. Darin wird nachhaltige Entwick-

lung als eine Entwicklung definiert, welche die 

Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne 

zu riskieren, dass künftige Generationen ihre 

eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen können. 

Daraus ergab sich das Drei-Dimensionen-

Konzept mit den drei Zieldimensionen "gesell-

schaftliche Solidarität", "ökologische Verant-

wortung" und "wirtschaftliche Leistungsfähig-

keit". Diese Zieldimensionen sind gleichrangig 

und dürfen langfristig nicht auf Kosten der 

jeweils anderen erreicht werden. 
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Die internationale Agenda 2030 wurde am 

UNO-Sondergipfel im September 2015 verab-

schiedet. Die Agenda 2030 ist der neue inter-

nationale Referenzrahmen für eine nachhal-

tige Entwicklung. Zentraler Bestandteil sind 

die 17 Ziele für eine nachhaltige Entwicklung 

(Sustainable Development Goals, SDGs) mit 

ihren 169 Unterzielen. Die SDGs tragen der 

wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 

Dimension der nachhaltigen Entwicklung in 

ausgewogener Weise Rechnung. Sie sollen 

bis 2030 von allen UNO-Mitgliedstaaten 

erreicht werden. Für den Bundesrat stellt die 

Agenda 2030 einen wichtigen Orientierungs-

rahmen dar und die internationalen Unterziele 

wurden für die Schweiz spezifiziert. Um diese 

zu erreichen, braucht es den Beitrag aller Ak-

teure ï auch von Kantonen und Gemeinden. 

Die Integration der Agenda 2030 in die Nach-

haltigkeitsberichterstattung des Kantons Aar-

gau stellt dabei einen ersten wichtigen und 

pionierhaften Schritt dar. 

Weitere Informationen auf der Seite des Eid-

genössischen Departements für auswärtige 

Angelegenheit EDA 

 

 

 

1.3 Aufbau des Berichts 

Anhand der mit Indikatoren gemessenen und 

mit weiteren Fakten beschriebenen Entwick-

lungen in den 32 Themenbereichen (Kapitel 4) 

zeigt der Bericht den Stand der 17 

Sustainable Development Goals im Kanton 

Aargau (Kapitel 2). Zusätzlich werden die 

wichtigsten Beziehungen zwischen den SDGs 

grafisch dargestellt und generisch beschrie-

ben (Kapitel 2).  

https://www.eda.admin.ch/agenda2030/de/home/agenda-2030.html
https://www.eda.admin.ch/agenda2030/de/home/agenda-2030.html
https://www.eda.admin.ch/agenda2030/de/home/agenda-2030.html
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1.4 Organisation und Zusammenarbeit 

Der vorliegende Bericht ist in Zusammenarbeit 

mit diversen Fachstellen aller Departemente 

und der Staatskanzlei des Kantons Aargau er-

arbeitet worden. Die einzelnen Themenberei-

che wurden mit den zuständigen Fachstellen 

diskutiert und formuliert. Wesentliche Aussa-

gen des Berichts wurden in einer interdeparte-

mentalen Begleitgruppe diskutiert und geprüft. 

So hat diese auch die Schwerpunktsetzung für 

die Zusammenfassung vorgenommen. Über 

die enge Zusammenarbeit mit der Staatskanz-

lei wurde die Abstimmung der Ergebnisse mit 

der politischen Planung sichergestellt. 

1.5 Megatrends und übergeordnete Ent-

wicklungen 

Bei der Diskussion um die nachhaltige Ent-

wicklung im Kanton Aargau spielen auch 

Megatrends sowie übergeordnete Entwicklun-

gen auf nationaler und internationaler Ebene 

eine Rolle.  

Megatrends 

Megatrends umfassen signifikante, über einen 

Zeitraum von mehreren Jahrzehnten kon-

stante, gleichgerichtete Entwicklungen mit 

einem globalen Charakter. Sie beeinflussen 

alle drei Nachhaltigkeitsdimensionen Wirt-

schaft, Gesellschaft und Umwelt. Dies führt 

dazu, dass der Kanton nicht alle, im Nachhal-

tigkeitsbericht aufgeführten Themen gleicher-

massen beeinflussen und steuern kann. 

Folgende Megatrends sind für den Kanton 

Aargau zentral: 

Å Bevölkerungswachstum: Der Kanton 

Aargau weist weiterhin ein, im schweiz-

weiten Vergleich, überdurchschnittliches 

Bevölkerungswachstum auf. Dieses beruht 

grösstenteils auf der Zuwanderung aus 

dem In- und Ausland. Ende 2019 lebten 

685'424 Personen im Kanton Aargau. 

Gemäss Prognose wächst die Bevölkerung 

bis ins Jahr 2050 auf rund 905'000 Perso-

nen und steigt damit zwischen 2019 und 

2050 um circa 32 Prozent (DFR 2020). 

Å Klimawandel: Zunehmende Trockenheit, 

Hitzebelastung, steigendes Hochwasser-

risiko oder die Veränderung der Biodiversi-

tät zeigen, dass der Klimawandel auch den 

Kanton Aargau betrifft. Der Kanton begeg-

net dem Klimawandel mit der Doppelstrate-

gie Klimaschutz und Klimaanpassung. Der 

Bericht Nachhaltige Entwicklung 2020 

beinhaltet erstmals ein eigenes Kapitel 

"Klima". In den "Spotlights Klima", zuge-

ordnet zu einzelnen Themenkapiteln, äus-

sert sich die kantonale Verwaltung zudem 

zu Herausforderungen oder zu laufenden 

Projekten aus dem Bereich Klimawandel. 

Å Ressourcenknappheit: Boden und Raum 

werden immer knapper, der Energie- und 

Rohstoffverbrauch wächst auf globaler 

Ebene weiter. Natürliche Ressourcen gera-

ten zunehmend an ihre Verfügbarkeits-

grenzen. 

Å Technischer Wandel und Digitalisie-

rung: Technischer Fortschritt umfasst 

einerseits technologische Innovationen, 
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welche es ermöglichen, die Produktivität zu 

steigern und andererseits neue Produkte 

oder Produkte höherer Qualität. Besonders 

die Errungenschaften der letzten 20 Jahre 

im Bereich der Informations- und Kommu-

nikationstechnologie haben dem techni-

schen Wandel einen enormen Schub ver-

liehen. 

Å Wissensgesellschaft und Wissensöko-

nomie: Wissen war immer schon Teil der 

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 

Strukturen. Angetrieben durch den techno-

logischen Fortschritt und die zunehmende 

Vernetzung, wächst Wissen exponentiell 

an, ist frei verfügbar (Open Knowledge) 

und wird immer mehr zur zentralen Res-

source der heutigen Gesellschafts- und 

Wirtschaftsformen. 

Å Globalisierung: Die Globalisierung im 

ökonomischen Sinne bezeichnet die Ver-

flechtung der Volkswirtschaften und die 

Entstehung weltweiter Märkte für Güter, 

Dienstleistungen und Kapital durch den 

Abbau von Handelshemmnissen. Gleich-

zeitig birgt die Globalisierung die Gefahr, 

dass sich Krisen über den ganzen Globus 

ausbreiten, seien dies Wirtschaftskrisen 

oder Pandemien. 

Å Wertewandel und gesellschaftliche Ent-

wicklungen: Infolge des beispiellosen 

Wohlstandswachstums der Nachkriegszeit 

breitete sich im späten 20. Jahrhundert die 

Liberalisierung der Werte und damit der 

zunehmende Wunsch nach Selbstver-

wirklichung aus. Die Möglichkeit, frei zu be-

stimmen, wie, mit wem und wo man lebt, 

welche berufliche Karriere man anstrebt 

und welchem Glauben oder Wertesystem 

man folgt, hat seither stetig zugenommen. 

Å Urbanisierung: Heute leben weltweit mehr 

als die Hälfte aller Menschen in Städten, 

Tendenz steigend. Die Herausforderung 

urbaner Gebiete in Industriestaaten be-

steht aktuell in erster Linie in der ständigen 

Optimierung ihrer Siedlungsstruktur. 

Übergeordnete Entwicklungen 

Die Coronavirus-Pandemie und die damit ein-

hergehenden staatlichen Massnahmen haben 

das wirtschaftliche und gesellschaftliche 

Leben auch im Kanton Aargau innert kürzes-

ter Zeit stark verändert. Ein solch einschnei-

dendes Ereignis dürfte deutliche Spuren in der 

Politik, Wirtschaft und Gesellschaft des Kan-

tons Aargau hinterlassen. Es muss damit 

gerechnet werden, dass sich Auswirkungen 

der Coronavirus-Pandemie bei der Datenaktu-

alisierung (Daten ab 2020) bei diversen 

Themenbereichen zeigen werden. Auch ein-

zelne Megatrends werden durch die Coronavi-

rus-Pandemie beeinflusst. So hat beispiels-

weise die Digitalisierung eine unverkennbare 

Beschleunigung erfahren. 
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2. Sustainable Development Goals (SDGs)

Der Bericht "Nachhaltige Entwicklung im 

Kanton Aargau 2020" integriert erstmals die 

Agenda 2030 mit ihren 17 Zielen für eine 

nachhaltige Entwicklung (Sustainable 

Development Goals, SDGs) in die Bericht-

erstattung. Dabei wird auf die vom Bundesrat 

für die Schweiz spezifizierten Unterziele zu-

rückgegriffen. Konkret wurde für jedes SDG 

dessen Stand im Kanton Aargau beschrie-

ben. Für die Beschreibung dienten Fakten aus 

den Themenbereichen der drei Nachhaltig-

keitsdimensionen im Nachhaltigkeitsbericht, 

die für das entsprechende SDG bedeutend 

sind. Die Fakten sind im Text direkt mit den 

entsprechenden Themenbereichen verlinkt. 

Für die Zuteilung der Themenbereiche zu den 

SDGs bildeten jene Schweizer Unterziele den 

Rahmen, die auch für die Kantone relevant 

sind. Je nach SDG sind es bis zu acht 

Themenbereiche, die für die Beschreibung 

des Entwicklungsstands beigezogen wurden. 

Mit ihrem integrativen Charakter ergibt die 

Darstellung der 17 SDGs ein Gesamtbild der 

Nachhaltigen Entwicklung des Kantons 

Aargau.  

Anhand der Datenlage aus den Themenberei-

chen können nicht zu allen relevanten 

Schweizer Unterzielen Aussagen gemacht 

werden. Somit bleibt die Beschreibung der 

einzelnen SDGs zurzeit noch lückenhaft.  

Die 17 SDGs stehen in enger Beziehung zu-

einander: Der Entwicklungsstand eines SDGs 

hängt vom Stand anderer SDGs (Treiber) ab 

und hat gleichzeitig Konsequenzen auf den 

Entwicklungsstand weiterer SDGs. Entspre-

chend können einzelne Ziele (SDGs) nur 

erreicht werden, wenn auch bei anderen 

Zielen (SDGs) Fortschritte erlangt werden. Die 

wichtigsten Beziehungen zwischen den SDGs 

werden grafisch dargestellt und generisch be-

schrieben. Diese allgemeingültige Beschrei-

bung der Beziehungen bezieht sich nicht auf 

die Situation im Aargau, zeigt aber wichtige 

Zusammenhänge und kann Hinweise auf 

mögliche Handlungsansätze geben. Die Aus-

wahl der Beziehungen erfolgte gestützt auf 

das SDG-System nach Le Blanc 2015 und 

dessen Operationalisierung (Kumu-System). 

Die Beschreibung der Beziehungen ist auf-

grund der lückenhaften Datengrundlage und 

der Komplexität allgemein formuliert.  

Der Einbezug der Agenda 2030 als neuer 

Referenzrahmen ist herausfordernd ī der 

fünfte Nachhaltigkeitsbericht stellt dabei eine 

erste Annäherung dar. Der systemische 

Charakter des global gültigen Ansatzes er-

möglicht es, Zusammenhänge sichtbar zu 

machen und basierend darauf die Nachhaltig-

keit im Kanton Aargau weiter zu verbessern.   

https://www.un.org/esa/desa/papers/2015/wp141_2015.pdf
https://embed.kumu.io/0da36cfbdbf20fd8d476b43137faf772#overview/sdgs-only
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2.1 SDG 1 Keine Armut 

 

SDG 1: Armut in allen ihren Formen und überall beenden  

 

 

SDG1: Entwicklungsstand im Kanton Aargau  

Auch im Kanton Aargau gibt es Menschen, die 

von Armut betroffen sind und deren Einkom-

men unter der Armutsgrenze liegt. In der 

Nordwestschweiz (AG, BL, BS) lag die 

Armutsquote (Anteil Personen, die in einem 

Haushalt leben, dessen verfügbares Haus-

haltseinkommen unter der Armutsgrenze liegt) 

2018 bei 9,3 Prozent. Am meisten sind Perso-

nen im Rentenalter von Armut betroffen. 

Dieser Anteil ist aufgrund steigender Gesund-

heits­ und Pflegekosten sowie höheren Wohn-

kosten in den letzten Jahren sogar leicht an-

gestiegen. 

Durch Armut gefährdete Menschen haben An-

recht auf Unterstützung durch die Sozialhilfe. 

Im Aargau lag die Sozialhilfequote (Anteil 

Sozialhilfeempfangende an der Wohnbevölke-

rung) 2018 bei 2,2 Prozent. Damit ist erstmals 

seit 2008 ein Rückgang erkennbar. Die 

grösste Gruppe der Sozialhilfebeziehenden 

machen alleinlebende Menschen und Alleiner-

ziehende aus. Gut die Hälfte der Personen mit 

Anspruch auf Sozialhilfe hat eine ausländi-

sche Nationalität, wobei es bei dieser Gruppe 

einen überproportionalen Rückgang gab. 

Rund ein Drittel aller Sozialhilfeempfangenden 

sind Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren. 

Bei dieser Gruppe kam es zu einem leichten 

Anstieg. Auch Personen ohne Berufsbildung 

sind eher armutsgefährdet. Besonders her-

ausfordernd ist es, bei mehrjähriger Bezugs-

dauer wieder von der Sozialhilfe loszukom-

men. 

Relevanter Themenbereich für SDG 1 

G2 Einkommen, Armut und soziale  

 Unterstützung 

 

Zusatzinformation 

SDG1: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 

 
 

Wesentliche Treiber von Armut sind ein tiefer 

Bildungsstand, unzureichende Integration der 

ausländischen Bevölkerung, Langzeitarbeits-

losigkeit und hohe Gesundheits- sowie 

Wohnkosten.  
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Die Auswirkungen von Armut sind vielfältig. 

So schmälert Armut die Möglichkeit, sich ge-

sund und ausgewogen zu ernähren oder sich 

eine umfassende Gesundheitsversorgung zu 

leisten. Ferner mindert sie die Chancen-

gerechtigkeit beziehungsweise vergrössert 

gesellschaftliche Ungleichheiten und schmä-

lert damit den sozialen Zusammenhalt. Sie 

stellt auch den Wohn- und Städtebau vor 

Herausforderungen und belastet den öffentli-

chen Haushalt, sofern von Armut Betroffene 

Sozialhilfeleistungen oder Ergänzungs-

leistungen beziehen. 

 

Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

1.1 Die Schweiz engagiert sich dafür, die verschiedenen Formen von Armut, Verletzlichkeit und Ausgren-
zung sowie Ungleichheiten in ihren Partnerländern zu verringern und bessere Perspektiven zu schaffen. 

1.2 Die Armut in der Schweiz nimmt längerfristig ab 
1.3 Erhalt der Deckung durch die Sozialversicherungen, finanzielle Konsolidierung und Anpassung der 

Sozialversicherungen an die gesellschaftlichen Entwicklungen 
1.5 Die Schweiz minimiert die Risiken von wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Schocks sowie von 

Naturgefahren und Klimaänderungen, schützt Bevölkerung, Güter und lebenswichtige natürliche Res-
sourcen und stärkt die Anpassungsfähigkeit der Gesellschaft, der Wirtschaft und der Umwelt 

1.a Der Bund unterstützt Armutsbekämpfung in Entwicklungsländern durch öffentliche Entwicklungszusam-
menarbeit und verstärkt die Katalysatorwirkung der öffentlichen Mittel durch die Mobilisierung 
zusätzlicher Ressourcen für die Armutsbekämpfung in allen ihren Dimensionen 
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2.2 SDG 2 Kein Hunger 

 

SDG 2: Den Hunger beenden, Ernährungssicherheit und eine bessere Ernährung 

erreichen und eine nachhaltige Landwirtschaft fördern 

 

 

SDG 2: Entwicklungsstand im Kanton Aargau

Die landwirtschaftliche Produktion im Kanton 

Aargau steht von verschiedenen Seiten unter 

Druck, übt ihrerseits aber auch Druck auf die 

Ökosysteme aus. Aufgrund des Bodenbedarfs 

für die Siedlungsentwicklung und für Infra-

strukturbauten ausserhalb Bauzone haben die 

für die Produktion und die Ernährungssicher-

heit besonders wertvollen Fruchtfolgeflächen 

lange Zeit kontinuierlich abgenommen. 

Vorübergehend ist die Fläche stabil, die lang-

fristige Entwicklung der Fruchtfolgeflächen ist 

jedoch als kritisch einzustufen. Der Klima-

wandel stellt eine besondere Herausforderung 

für die Landwirtschaft dar. So führte 2018 

extreme Trockenheit schweizweit zu Ernte-

ausfällen und zu Engpässen bei der Wasser-

versorgung. In der Folge haben auch im Aar-

gau einige Gemeinden den Wasserbezug aus 

dem Trinkwassernetz eingeschränkt oder 

erliessen gar einen Entnahmestopp für die 

landwirtschaftliche Produktion.  

Landwirtinnen und Landwirte zeigen zuneh-

mendes Interesse an einer umwelt- und res-

sourcenschonenden Produktion. Sie tragen so 

zu einer gesunden Ernährung und zur Versor-

gung mit regional produzierten Lebensmitteln 

bei. So werden kantonale Programme und 

Projekte, welche einen Verzicht von Pflanzen-

schutzmitteln vorsehen, vermehrt nachgefragt 

und jeder zehnte aller direktzahlungsberech-

tigten Betriebe hat eine Bio-Zertifizierung. 

Auch der Anteil von Biodiversitätsförder-

flächen nimmt dank kantonalen Förderpro-

grammen zu. Der Absatz von Pflanzenschutz-

mitteln, insbesondere Mittel für die konven-

tionelle Landwirtschaft, ging in den letzten 

Jahren zurück. Ihr Einsatz sowie die Zerstö-

rung und Isolierung von Lebensräumen (bei-

spielsweise durch Strassenbau) üben jedoch 

weiterhin Druck auf die Biodiversität aus. Im 

Aargau sind die Einträge von Stickstoff über 

die Luft in empfindliche Ökosysteme an vielen 

Orten überschritten (Critical Loads). Insbeson-

dere die Ammoniakemissionen der Landwirt-

schaft führen im Aargau zu Überdüngung und 

Versauerung von empfindlichen Ökosyste-

men. Der grösste Teil davon stammt aus der 

Nutztierhaltung.  

Relevante Themenbereiche für SDG 2 

U1 Bodenverbrauch durch Siedlungsent- 

          wicklung  

U3 Wasserqualität 

U7 Landwirtschaft 
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Zusatzinformation 

SDG 2: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 

 

Die landwirtschaftlichen Produktionsflächen 

und damit die Ernährungssicherheit der Bevöl-

kerung werden durch die Siedlungsentwick-

lung bedrängt. Auch die Auswirkungen des 

Klimawandels, wie Trockenheit, veränderte 

Niederschlagsmuster oder Hitze, setzen die 

Landwirtschaft unter Druck. Der Erhalt der 

Artenvielfalt sowie von fruchtbaren Böden 

sind zentrale Voraussetzungen für die lokale 

landwirtschaftliche Produktion. Aus- und Wei-

terbildungsprogramme ermöglichen es Land-

wirtinnen und Landwirten, sich in der komple-

xer werdenden Land- und Ernährungs-

wirtschaft zu behaupten. Die Verbesserung 

der Situation von Bäuerinnen, insbesondere 

bezüglich deren sozialen Absicherung, erhöht 

die Chancengleichheit in der Landwirtschaft.  

Treibhausgasemissionen aus der landwirt-

schaftlichen Produktion, insbesondere aus der 

Nutztierhaltung, tragen zum Klimawandel bei. 

Gleichzeitig leistet die Land- und Ernährungs-

wirtschaft über einen nachhaltigen Umgang 

mit der Ressource Boden und erneuerbaren 

Energien einen wichtigen Beitrag zur Lösung 

der Klimaproblematik. Ausserdem stellen in 

der Landwirtschaft eingesetzte Pflanzen-

schutzmittel und weitere Emissionen aus der 

Landwirtschaft eine Belastung für lokale Öko-

systeme und die Artenvielfalt dar, mit ent-

sprechenden Auswirkungen auf die Wasser-

qualität und aquatische Ökosysteme. Eine 

regionale und nachhaltige Produktion fördert 

den verantwortungsvollen Konsum und leistet 

ï auch über die Landschaftspflege ï einen 

Beitrag zur Gesundheit und zum persönli-

chen Wohlbefinden sowie zur Wertsteigerung 

von Ökosystemen.

 

Bemerkung zum SDG 2: In der Schweiz steht die natürliche Ressource ĂAgrarflächenñ besonders unter 

Druck. Insbesondere sind die wertvollen Fruchtfolgeflächen (siehe Indikator im Kapitel 4.3.7) über eine 

regional produzierende Land- und Ernährunswirtschaft zu erhalten und damit die Ernährungssicherheit in 

der Schweiz zu verbessern.  

 

Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

2.1/2.2 Die Bevölkerung hat Zugang zu einer gesunden und ausgewogenen Ernährung 
2.3 Der Bund fördert die Chancengleichheit von Personen in Bezug auf Zugang zu selbst bewirtschaftetem 

landwirtschaftlichem Land und unterstützt dabei insbesondere die geschlechterspezifische Gleich-
behandlung 

2.4 Basierend auf den vom Bundesrat verabschiedeten ĂUmweltzielen Landwirtschaftñ verfolgt der Bund mit 
der Weiterentwicklung der Agrarpolitik die langfristige Erhaltung der Tragfähigkeit der Ökosysteme und 
der Ökosystemleistungen. Die Landwirtschaft passt sich vorausschauend an den Klimawandel an, 
reduziert die landwirtschaftliche Umweltbelastung und Treibhausgasemissionen, fördert die Biodiversität 
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und steigert ihre Ressourceneffizienz und trägt damit zur Verringerung des ökologischen Fussabdrucks 
der Schweiz bei 

2.5 Die Landwirtschaft erhält und fördert die einheimische genetische Vielfalt für Ernährung und Landwirt-
schaft, einschliesslich der wilden Verwandten der landwirtschaftlich genutzten Arten. Damit trägt sie 
wesentlich zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung von einheimischen Sorten landwirtschaftlicher Kultur-
pflanzen und von Schweizer Nutztierrassen bei 

2b  Die Schweiz setzt sich für eine fristgerechte Umsetzung der Nairobi-Beschlüsse der WTO ein und 
verzichtet auf die Anwendung oder Wiedereinführung von anderen Massnahmen des Exportwettbe-
werbs, wie in den Nairobi-Beschlüssen beschrieben 

2c  Die Schweiz ergreift Maßnahmen zur Gewährleistung des reibungslosen Funktionierens der inländischen 
Märkte für Nahrungsmittel und erleichtert den raschen Zugang zu nationalen und internationalen Markt-
informationen, einschliesslich zu Nahrungsmittelreserven und trägt als Importland damit zur Begrenzung 
extremer Schwankungen der Nahrungsmittelpreise bei 
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2.3 SDG 3 Gesundheit und Wohlergehen 

 

SDG 3: Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters gewährleisten und ihr 

Wohlergehen fördern 

 

 

SDG 3: Entwicklungsstand im Kanton Aargau 

Über alles gesehen befindet sich die Gesund-

heit der im Aargau lebenden Bevölkerung ï 

wie in der Schweiz insgesamt ï auf hohem 

Niveau, wobei die psychische Gesundheit 

eher abnimmt. Die Lebenserwartung bei 

Geburt lag 2018 schweizweit bei den Frauen 

mit 85 Jahren etwas höher als bei den Män-

nern. Davon konnten Schweizerinnen mit rund 

72, Schweizer mit rund 71 gesunden Lebens-

jahren rechnen. Bei den ausländischen 

Frauen lag der Wert mit 65 gesunden Lebens-

jahren, bei den ausländischen Männern mit 

knapp 66 gesunden Lebensjahren deutlich da-

runter. Die vorzeitige Sterblichkeit nahm ins-

gesamt ab. Krebs, Unfälle und Gewaltein-

wirkungen sind die häufigsten Todesursachen 

vor dem 70. Altersjahr. Auch die Anzahl Ver-

kehrsunfälle und Fälle mit schweren Perso-

nenschäden im Verkehr sank in den letzten 

Jahren kontinuierlich und die Anzahl 

Verkehrstote lag 2019 auf einem historischen 

Tiefststand.  

Die Langzeitbelastung der Luft hat sich deut-

lich verbessert, wobei Grenzwerte teilweise 

immer noch überschritten werden, was das 

Risiko von Gesundheitsbeeinträchtigungen 

erhöht. Bei der Belastung mit Feinstaub 

(PM10) ist ein langjährig sinkender Trend fest-

zustellen und die Grenzwerte werden mehr-

heitlich eingehalten. Problematisch bleiben 

weiterhin die hohen Ozonwerte während heis-

sen Sommerperioden.  

Symptome von psychischem Unwohlsein wie 

Stress, Schlafstörungen, Einsamkeit und 

Depressionssymptome nahmen in den letzten 

Jahren zu. Über die Hälfte der Aargauerinnen 

und Aargauer gaben 2017 an, über ein 

mittleres oder tiefes Energie- und Vitalitäts-

niveau zu verfügen. Selbst Schulkinder von 

15 Jahren fühlen sich vermehrt gestresst und 

bewegen sich zugleich weniger häufig. Der 

chronisch riskante Alkoholkonsum hat abge-

nommen, von problematischer Internetnut-

zung sind mehrheitlich junge Menschen be-

troffen. Die Inanspruchnahme von Ver-

sorgungsleistungen nimmt zu: Die Zahl der 

Hospitalisierten in Aargauer Spitälern ist seit 

2001 um fast einen Drittel angestiegen, wobei 

die Anzahl Pflegetage praktisch gleich blieb. 

Die Gesundheitskosten nehmen weiter zu. Bei 

den Gesundheitsberufen herrscht auch im 

Aargau ein Fachkräftemangel. 

Relevante Themenbereiche für SDG 3 

G6 Gesundheit und Wohlbefinden 

G8 Sicherheit 

U4 Luftqualität 
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Zusatzinformation 

SDG 3: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 

 

Gesundheit und Wohlbefinden werden durch 

vielfältige Faktoren beeinflusst. So stellen 

etwa ein subjektives Sicherheitsgefühl und 

die objektive Sicherheit, eine gesunde Er-

nährung oder eine gute Trinkwasserqualität 

zentrale Voraussetzung für die Gesundheit 

dar. Eine gute Bildung, welche gesundheits-

fördernde Aspekte thematisiert, befähigt 

Menschen zu ihrer Gesundheit Sorge zu tra-

gen. Aber auch eine intakte Natur sowie 

naturnah gestaltete Siedlungsräume begüns-

tigen das Wohlbefinden. Umgekehrt stellen 

Armut und Lärm Gesundheitsrisiken dar. Für 

benachteiligte Bevölkerungsgruppen kann der 

Zugang zu medizinischen Leistungen er-

schwert sein. Chancenungleichheit auch für 

Frauen kann zu psychischer Belastung füh-

ren. Auch der Leistungsdruck in der Wirt-

schaft kann sich auf die psychische Gesund-

heit auswirken. Schliesslich bedeutet der 

Klimawandel ein Risiko für die Gesundheit, 

etwa mit Blick auf zunehmende Hitze. 

Umgekehrt stellt das Gesundheitssystem 

einen bedeutenden Wirtschaftsbereich dar, 

wohingegen die Gesundheitskosten Auswir-

kungen auf das frei verfügbare Einkommen 

als Indikator der Wohnqualität sowie die 

Standortattraktivität haben. 

 

Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

3.3 Das erreichte hohe Niveau beim Schutz der Gesundheit und bei der Bekämpfung übertragbarer Krank-
heiten wird gehalten 

3.4 Der Anstieg der Krankheitslast durch nichtübertragbare Krankheiten und durch psychische Erkrankungen 
wird gebremst und die Frühsterblichkeit nimmt ab. Die Zahl der Suizide pro 100'000 Einwohnerinnen und 
Einwohner wird bis 2030 um 25% gesenkt 

3.5 Der Anteil der Personen, die Substanzen missbrauchen oder davon abhängig sind, wird verringert. 
Abhängige erhalten die Hilfe und die Behandlung, die sie benötigen. Der illegale Zugang zu alkoholi-
schen Getränken für Minderjährige wird eingeschränkt 

3.6 Bis 2020 wird die Anzahl Todesopfer und Schwerverletzter auf den Schweizer Strassen reduziert 
3.8 Die Schweiz stellt eine qualitativ hochstehende und bezahlbare Gesundheitsversorgung bereit und sorgt 

für gesundheitsfördernde Lebensbedingungen; der Anteil der Personen, die aus finanziellen Gründen auf 
eine Behandlung verzichten, nimmt ab 

3.9 Chemikalien haben während ihres gesamten Lebenszyklus keine schädlichen Auswirkungen auf die 
Gesundheit des Menschen. Als grösster Umweltrisikofaktor für die Gesundheit werden Feinstaub-Emissi-
onen (PM10) sowie ihre Vorläufer-Emissionen gegenüber 2005 jeweils um rund 50% reduziert 

3d Lôobjet et la port®e du R¯glement sanitaire international (RSI) consistent ¨ pr®venir la propagation inter-
nationale des maladies, ¨ sôen prot®ger, ¨ la ma´triser et ¨ y r®agir par une action de santé publique pro-
portionn®e et limit®e aux risques quôelle pr®sente pour la sant® publique, en ®vitant de cr®er des en-
traves inutiles au trafic et au commerce international 
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2.4 SDG 4 Hochwertige Bildung 

 

SDG 4: Inklusive, gerechte und hochwertige Bildung gewährleisten und Mög-

lichkeiten lebenslangen Lernens für alle fördern 

 

 

SDG 4: Entwicklungsstand im Kanton Aargau 

Die Aargauerinnen und Aargauer verfügen im 

Allgemeinen über eine gute Bildung, wobei 

sich bei der Inklusion der Bildung Herausfor-

derungen stellen. So gelingt beispielsweise 

den allermeisten Schulabgängerinnen 

und -abgängern der direkte Übertritt von der 

obligatorischen Schule in eine nachobligato-

rische Ausbildung. Es gibt jedoch deutliche 

Unterschiede zwischen dem vorgängig be-

suchten Schultyp: Während der direkte Über-

tritt aus der Bezirksschule am besten gelingt, 

klappt dieser bei Schülerinnen und Schülern 

aus der Sekundarschule etwas weniger und 

bei Schülerinnen und Schüler aus der Real-

schule deutlich weniger. Unterschiede zeigen 

sich auch bei den Nationalitäten der Schüler-

innen und Schüler: Fremdsprachige Schülerin-

nen und Schüler sind in der Realschule über-

proportional, in der Bezirksschule unter-

proportional vertreten. Sie beginnen nach der 

obligatorischen Volksschule seltener als 

Schweizer Schülerinnen und Schüler direkt 

eine berufliche Grundbildung oder Allgemein-

bildung. Kinder mit Beeinträchtigungen 

werden nach wie vor unterdurchschnittlich 

häufig in Regelschulen integriert und der 

Übergang in weiterführende Ausbildungen 

und das Berufsleben gestaltet sich für diese 

Kinder besonders herausfordernd.  

Einen Abschluss auf Sekundarstufe II, der 

den Zugang zu Höheren Fachschulen und 

Hochschulen ermöglicht, erlangen insgesamt 

92 Prozent der 25-jährigen, wobei sich auch 

hier deutliche Unterschiede zwischen den 

Nationalitäten zeigen. Die Hochschul-

abschlussquote ist im Kanton Aargau leicht 

steigend. Zudem schliessen im gesamt-

schweizerischen Vergleich überdurchschnitt-

lich viele Aargauer Maturandinnen und 

Maturanden das Bachelorstudium erfolgreich 

ab. 

Relevante Themenbereiche für SDG 4 

G1 Bildung 

G3 Integration 

G5 Chancengerechtigkeit 
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Zusatzinformation 

SDG 4: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 

 

Die Qualität des öffentlichen Bildungsange-

bots hängt von den vorhandenen finanziellen 

Ressourcen und damit vom öffentlichen 

Haushalt ab. Zentrale Voraussetzungen für 

eine hochwertige Bildung für alle sind ferner 

genügend und funktionstüchtiger Schulraum 

sowie ein barrierefreier Zugang zu den 

Bildungseinrichtungen. Gesellschaftliche Un-

gleichheiten wie zum Beispiel eine schlechte 

Integration der fremdsprachigen Bevölkerung, 

stellen eine Herausforderung für die Bildungs-

systeme dar. 

Hohe Abschlussquoten auf Sekundarstufe II 

und bei den Hochschulen sichern der Wirt-

schaft gut ausgebildete Fachkräfte und 

ermöglichen damit eine hohe Innovationsfä-

higkeit. Ein hoher Bildungsstand trägt zu einer 

tiefen Arbeitslosenquote bei, schmälert das 

Armutsrisiko und entlastet damit die Sozial-

systeme. Ausserdem dient eine hochwertige 

Bildung der Gesundheitsprävention. Eine 

hochwertige und inklusive Bildung kann auch 

die Chancengerechtigkeit und Eigenverant-

wortung fördern und wirkt sich damit positiv 

auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt aus. 

Ausserdem fördert sie die Kenntnisse und das 

Wissen über Umwelt- und Klimazusammen-

hänge sowie den verantwortungsvollen 

Konsum.

 

Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

4.1 Während der obligatorischen Schule erwerben und entwickeln alle Kinder grundlegende Kenntnisse und 
Kompetenzen sowie eine kulturelle Identität, welche es ihnen erlauben, lebenslang zu lernen und ihren 
Platz in Gesellschaft und Berufsleben zu finden. Während des an öffentlichen Schulen unentgeltlichen 
Grundschulunterrichts erwirbt jede Schülerin und jeder Schüler die Grundbildung, die den Zugang zur 
Sekundarstufe II ermöglicht 

4.2 Kinder sind im Genuss von Rahmenbedingungen, die es ihnen ermöglichen, ihre Fähigkeit zum Zusam-
menleben, ihr gesellschaftliches Engagement, ihre Kreativität und Selbstständigkeit zu entwickeln und zu 
unabhängigen und sozial verantwortlichen Personen heranzuwachsen Die Angebote der familien-
ergänzenden Betreuung im Frühbereich bieten eine stabile und qualitativ gute Betreuung, Erfahrungs- 
und Entwicklungsmöglichkeiten und die soziale und sprachliche Integration der Kinder werden unter-
stützt. Alle Kinder können den Kindergarten oder die ersten beiden Jahre einer Eingangsstufe während 
mindestens zwei Jahren unentgeltlich besuchen. Die Lehrpläne für diese Schuljahre sind integrierter Be-
standteil der Lehrpläne der obligatorischen Schule 

4.3 Es bestehen Zugänge zu qualitativ hochstehender Bildung in den Bereichen der allgemeinen, beruflichen 
und tertiären Bildung. Diese sind für alle erschwinglich und weisen keine geschlechtsbedingten Benach-
teiligungen auf 

4.4 95% aller 25-jährigen verfügen über einen Abschluss auf der Sekundarstufe II. Im ganzen Bildungs-
system werden Ein-, Um- und Wiedereinstiege gefördert. Die Berufs- und Studienwahl ist verbessert 

4.5 95% aller 25-Jährigen, inklusive derjenigen, die im postobligatorischen Alter zuwandern, verfügen in der 
Schweiz über einen Abschluss der Sekundarstufe II 



 

 23 von 154 
 

4.6 Im ganzen Bildungssystem werden Ein- Um- und Wiedereinstiege gefördert. Personen mit fehlenden 
Grundkompetenzen können praxisnah vermittelte, grundlegende Kompetenzen in Lesen, Schreiben und 
mündlicher Ausdrucksfähigkeit in einer Landessprache, Alltagsmathematik oder Anwendung von Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien erwerben, was ihre Integration in die Gesellschaft und den 
Arbeitsmarkt verbessert. Die Nachfrage nach Bildungsmassnahmen im Bereich Grundkompetenzen 
steigt, die Massnahmen verzeichnen mehr Teilnehmende 

4.7 Die Menschen sind befªhigt zur Fºrderung der nachhaltigen Entwicklung beizutragen. [é] Unter Ber¿ck-
sichtigung der von Kantonen und Gemeinden sowie der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft eingeleiteten 
Schritte sollen insbesondere die Eigenverantwortung und die Eigeninitiative der einzelnen Akteure sowie 
ihre Fähigkeit gefördert werden, sich als Multiplikatoren nachhaltigen Denkens und Handelns betätigen 
zu können 

4a Bildungseinrichtungen sind für Menschen mit Behinderungen ohne Hindernisse zugänglich 
4b Die Schweiz vergibt weiterhin jährlich rund 300 Stipendien an junge Forschende und Kunstschaffende 

aus dem Ausland aufgrund von Exzellenz-Kriterien, von welchen rund die Hälfte an junge Forschende 
aus Entwicklungsländern gehen 
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2.5 SDG 5 Geschlechtergerechtigkeit 

 

SDG 5: Geschlechtergleichstellung erreichen und alle Frauen und Mädchen zur 

Selbstbestimmung befähigen 

 

 

SDG 5: Entwicklungsstand im Kanton Aargau 

Bei der Geschlechtergleichstellung gibt es im 

Kanton Aargau Fortschritte, sie ist aber noch 

nicht erreicht. Sowohl in der Wirtschaft als 

auch in der Politik sind Frauen in den Ent-

scheidungsgremien nach wie vor untervertre-

ten. Männer haben in der Wirtschaft deutlich 

häufiger eine leitende Funktion inne als 

Frauen: Der Frauenanteil in Kaderpositionen 

liegt im Aargau bei knapp einem Drittel. In der 

Politik nimmt der Frauenanteil zwar stetig zu, 

Frauen sind aber immer noch unterrepräsen-

tiert. Im Grossen Rat liegt der Frauenanteil bei 

knapp einem Drittel, bei den Nationalrats-

wahlen 2019 konnte sich der Frauenanteil fast 

verdoppeln und liegt nun bei knapp 44 Pro-

zent. Auch wenn mehr Männer Teilzeit arbei-

ten als noch vor zehn Jahren, lebt über die 

Hälfte aller Paare im Aargau in einer traditio-

nell geprägten Rollenverteilung. Frauen arbei-

ten insbesondere aufgrund der Kinderbetreu-

ung deutlich häufiger Teilzeit als Männer. Es 

ist davon auszugehen, dass Frauen auch 

mehr unter häuslicher Gewalt leiden, welche 

seit 2017 im Aargau leicht angestiegen ist. 

2017 wurde die Fachstelle Familie und Gleich-

stellung mit der Fachstelle Alter zur neuen 

Fachstelle Alter und Familie zusammengelegt. 

Im Jahr darauf unterzeichnete der Kanton die 

Charta "Lohngleichheit im öffentlichen Sektor", 

wodurch er sich verpflichtet, die Lohngleich-

heit zwischen Frau und Mann regelmässig zu 

überprüfen. 

Relevante Themenbereiche für SDG 5 

G5 Chancengerechtigkeit 

G8 Sicherheit 

 
Zusatzinformation 

SDG 5: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert)  

 

Die Förderung von Frauen in der Wirtschaft, 

etwa durch Lohngleichheit (gleicher Lohn für 

gleiche Leistung), familienfreundlichen 

Arbeitszeitmodellen und bedarfsgerechten An-

geboten in der familien- und schulergänzen-

den Kinderbetreuung, ist eine zentrale Bedin-

gung für die Gleichstellung von Mann und 
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Frau. Die Integration fremdsprachiger Frauen 

ist ein weiterer Faktor für Gleichstellung sowie 

auch die Gewährleistung starker staatlicher 

Institutionen zum Schutz von Frauen vor 

Gewalt in allen Lebensbelangen. 

Bestehende Geschlechterungerechtigkeit führt 

zu erhöhter Armutsgefährdung von Frauen. 

Benachteiligungen aufgrund des Geschlechts 

können das psychische Wohlbefinden nega-

tiv beeinflussen, wohingegen eine volle Aus-

schöpfung des weiblichen (und gut ausgebil-

deten) Arbeitskräftepotenzials die wirtschaft-

liche Leistungsfähigkeit erhöht. Schliesslich 

fördert die Geschlechtergerechtigkeit auch 

den sozialen Zusammenhalt. 

 

Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

5.1 Mann und Frau sind gleichberechtigt. Das Gesetz sorgt für ihre rechtliche und tatsächliche Gleichstellung 
5.2 Sämtliche Formen von Gewalt gegenüber Frauen und Mädchen sind weitgehend eingedämmt 
5.3 Le mariage forcé et la mutilation génitale féminine (MGF) ont diminué de façon importante 
5.4 Die Belastung durch Erwerbsarbeit und Familienarbeit ist ausgeglichener auf die Geschlechter verteilt 
5.5 Die Gleichstellung von Frauen und Männern im Beruf wie auch im Privaten ist garantiert, und die umfas-

sende und wirksame Beteiligung der Frauen ist auf allen Entscheidungsebenen des wirtschaftlichen, 
politischen und öffentlichen Lebens gewährleistet 

5b Der Anteil von Frauen in MINT-Studiengängen und Berufsbildungen nimmt weiter zu. Die Berufs- und 
Studienwahl wir vermehrt von Talent und Potenzial der Jugendlichen sowie von der Situation am Arbeits-
markt und weniger von geschlechtstypischen Mustern und dem Bildungshintergrund der Eltern geprägt 

5c Die Schweiz fördert die Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern 
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2.6 SDG 6 Sauberes Wasser und Sanitäreinrichtungen 

 

SDG 6: Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser und Sanitär-

versorgung für alle gewährleisten 

 

 

SDG 6: Entwicklungsstand im Kanton Aargau 

Die Wasserqualität im Kanton Aargau ist 

grösstenteils gewährleistet und die benötigten 

Trinkwasserressourcen sind vorhanden. Bei 

einem Viertel der Trinkwasserfassungen über-

schreitet der Nitratgehalt den Anforderungs-

wert für Grundwasser das zur Trinkwasserver-

sorgung genutzt wird. Zudem wird bei zwei 

Dritteln der Aargauer Wasserversorgungen 

der gesetzliche Höchstwert für Abbauprodukte 

des seit 2020 verbotenen Pflanzenschutzmit-

tels Chlorothalonil überschritten. Die Hauptur-

sache liegt in der intensiven landwirtschaftli-

chen Nutzung mit Spezial- und Ackerkulturen.  

Die Wasserqualität bei Fliessgewässern ist, 

gemessen an verschiedenen chemischen 

Parametern, gut bis sehr gut und hat sich seit 

2009 deutlich verbessert. Beim Hallwilersee 

ist der weiterhin zu hohe Phosphoreintrag 

problematisch. Auch Belastungen durch 

Mikroverunreinigungen wie zum Beispiel Pes-

tizide, Medikamentenrückstände oder Haus-

haltschemikalien stellen einen Stressfaktor für 

den aquatischen Lebensraum dar. Bis 2035 

sollen 60 Prozent der Bevölkerung an eine 

Abwasserreinigungsanlage (ARA) ange-

schlossen sein, die über eine Behandlungs-

stufe zur Elimination von Mikroverunreinigun-

gen verfügt. Eine erste Abwasserreinigungs-

anlage hat eine entsprechende Behandlungs-

stufe bereits eingebaut. Auch hohe Wasser-

temperaturen und temporärer Wassermangel 

wirken sich nachteilig auf Tiere aus, die auf 

Feuchtlebensräume angewiesen sind. Zudem 

stellen die hohen Temperaturen zunehmend 

eine Herausforderung für die Gewährleistung 

der Wasserqualität und Versorgungssicherheit 

dar. 

Im Rahmen der Umsetzung Auenschutzpark 

Aargau und des Gewässerrevitalisierungs-

programms wird unter anderem die Renaturie-

rung von Fliessgewässern vorangetrieben. 

Relevante Themenbereiche für SDG 6 

W6 Infrastrukturen und Investition 

U3 Wasserqualität 

U5 Lebensräume für Tiere und Pflanzen,  

 Artenvielfalt 
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Zusatzinformation 

SDG 6: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 

 

Die in der landwirtschaftlichen Produktion in 

privaten Haushalten, auf Sportanlagen und 

bei Unterhaltsarbeiten eingesetzten Pflanzen-

schutzmittel, aber auch die Mikroverunreini-

gungen aus anderen Quellen, wie zum Bei-

spiel durch Medikamenten- und Kosmetika-

konsum oder durch Pneuabrieb haben nega-

tive Auswirkungen auf die Wasserqualität. 

Auch zunehmende Hitze und Trockenheit auf-

grund des Klimawandels beeinflussen die 

Wasserqualität langfristig negativ und können 

zu Nutzungskonflikten führen. Die Siedlungs-

entwicklung hemmt durch die Bodenversiege-

lung die Grundwasserneubildung und kann 

die Sicherung der Grundwasserschutzzonen 

erschweren. Zur Sicherung der Wasserinfra-

struktur ist ein gesunder öffentlicher Haushalt 

eine notwendige Bedingung. 

Die Wasserqualität und -verfügbarkeit beein-

flussen umgekehrt die landwirtschaftliche 

Produktion, zum Beispiel aufgrund einge-

schränkter Wasserbezugsmöglichkeiten. 

Trinkwasserverunreinigungen stellen ein 

Risiko für die menschliche Gesundheit dar. 

Belastete Oberflächengewässer wirken sich 

negativ auf die Biodiversität und Ökosysteme 

aus. Aufgrund des Abflusses in Flüssen hat 

die Wasserqualität schliesslich auch grenz-

überschreitende Bedeutung. 

 

Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

6.1 Die Schweiz sorgt für die Erhaltung der Grundwasserressourcen, damit die Qualität des Trinkwassers 
nachhaltig gesichert wird, und plant die Werterhaltung der Infrastruktur für die Trinkwasserversorgung 

6.3 Bis 2040 sollen mehr als 50% der kommunalen Abwässer in der Schweiz durch den gezielten Bau von 
Kläranlagen, grossen Kläranlagen in Seeeinzugsgebieten und weiteren Kläranlagen an Fliessgewässern 
mit hohem Abwasseranteil zur Entfernung von Mikroverunreinigungen aufbereitet werden. Die mit dem 
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln (PSM) verbundenen Risiken werden um 50% reduziert und die 
Gewässer vor schädlichen Einwirkungen geschützt 

6.4 Die Wasserversorgung und angemessene Restwassermengen sind ungeachtet der Vielzahl der Nutzer-
innen und Nutzer der Gewässer und ihrer Umgebung gesichert. Von zentraler Bedeutung sind dabei die 
verstärkte Zusammenarbeit zwischen Raumplanung und Gewässerschutz sowie die Sensibilisierung für 
einen massvollen Wasserverbrauch 

6.5 Die Schweiz fördert die integrale Bewirtschaftung des Wassers im Einzugsgebiet und setzt sich für 
grenzüberschreitende Kooperation in diesem Bereich ein 

6.6 In den kommenden Generationen wird der natürliche Zustand eines Teils der Gewässer, deren Ufer stark 
verbaut sind, so weit wie möglich wiederhergestellt, und für alle Gewässer wird ausreichend Raum aus-
geschieden, der zum Zwecke des ökologischen Ausgleichs nur extensiv bewirtschaftet wird (Biodiversi-
tätsförderflächen seit 2014). Darüber hinaus werden die negativen Auswirkungen der Wasserkraft-
nutzung auf die Gewässer (Schwall-Sunk, Geschiebehaushalt, Fischwanderung) in den kommenden 
20 Jahren so weit wie möglich eliminiert 
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2.7 SDG 7 Bezahlbare und saubere Energie 

 

SDG 7: Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und moderner Energie 

für alle sichern 

 

 

SDG 7: Entwicklungsstand im Kanton Aargau 

Die Energieversorgung im Kanton Aargau ist 

gewährleistet, steht aber vor verschiedenen 

Herausforderungen. Der Endenergiever-

brauch pro Person nahm zwar seit dem Jahr 

2000 kontinuierlich ab. Um die Energie- und 

Klimaziele zu erreichen, wird jedoch eine 

bedeutende Intensivierung der Anstrengungen 

notwendig sein. Schweizweit am meisten 

Energie verbraucht der Verkehr, gefolgt von 

den Haushalten, der Industrie, den Dienstleis-

tungen und der Landwirtschaft. Dabei 

stammen rund drei Viertel des Endenergie-

verbrauchs aus nicht erneuerbaren Energie-

quellen. Der Anteil erneuerbarer Energien am 

Endenergieverbrauch nimmt langsam zu. Erd-

ölbasierte Treibstoffe und Elektrizität machen 

mit je knapp einem Drittel die wichtigsten 

Energieträger im Kanton Aargau aus, gefolgt 

von Erdgas und erdölbasierten Brennstoffen. 

Mit den Kernkraftwerken und dank der 

Wasserkraftanlagen ist der Kanton Aargau der 

grösste Stromproduzent in der Schweiz. Der 

schrittweise Ausstieg aus der Kernenergie 

bringt neue Herausforderungen mit sich. Das 

Potenzial von Strom aus Wasserkraft und 

Holz ist im Aargau mehrheitlich ausgeschöpft. 

Das grösste Zubaupotenzial aller erneuer-

baren Energien weist die Sonnenenergie auf. 

Der weitere Ausbau der erneuerbaren Strom-

versorgung und die dezentrale Stromproduk-

tion stellen das Stromnetz vor Herausforde-

rungen. Und die europäischen Grosshandels-

preise setzen die Wirtschaftlichkeit der Was-

serkraft so unter Druck, dass nur noch not-

wendige Investitionen getätigt werden. 

Relevante Themenbereiche für SDG 7 

W6 Infrastruktur und Investition 

U9 Energie 

 

 

Zusatzinformation 

SDG 7: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 
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Konsum und Produktion von Gütern und 

Dienstleistungen ï und damit ökonomisch 

bedeutsames Verhalten insgesamt ï stellen 

den zentralen Einflussfaktor für Energiepro-

duktion, -versorgung und -verbrauch dar. Der 

Energieverbrauch hängt folglich einerseits von 

der wirtschaftlichen Leistung ab. Andererseits 

sind auch die Energieintensität und damit der 

Innovationsgrad massgebliche Einfluss-

faktoren. Auch die Verkehrsinfrastruktur und 

das dadurch ermöglichte Mobilitätsverhalten 

beeinflussen die Entwicklungen im Energiebe-

reich. Schliesslich hat der Klimawandel, Kon-

sequenzen für die Stromproduktion. 

Zugleich ist der Verbrauch der nach wie vor 

dominierenden fossilen Energien hauptverant-

wortlich für den Klimawandel. Gleichzeitig er-

höht die lokale Produktion erneuerbarer 

Energie den Druck auf die Landschaft und die 

Ökosysteme sowie die Biodiversität. Jedoch 

stärkt eine auf erneuerbaren Energien 

basierte (dezentrale) Energieversorgung die 

Fähigkeit der Gesellschaft und Wirtschaft, 

mit ökologischen, ökonomischen und sozialen 

Risiken umzugehen und kann zur Standort-

attraktivität beitragen. 

 

Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

7.1 Eine ausreichende, breit gefächerte, sichere, wirtschaftliche und umweltverträgliche Energieversorgung 
sowie die Resilienz der dafür benötigten Infrastruktur sind gewährleistet 

7.2 Der Anteil am Gesamtenergieverbrauch von kosteneffizienten erneuerbaren Energien ist kontinuierlich zu 
erhöhen 

7.3 Der Energieverbrauch pro Person ist gegenüber dem Stand im Jahr 2000 um 34 % gesenkt 
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2.8 SDG 8 Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum 

 

SDG 8: Dauerhaftes, breitenwirksames und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, 

produktive Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle fördern  

 

 

SDG 8: Entwicklungsstand im Kanton Aargau 

Die von diversen Industrien geprägte Aar-

gauer Wirtschaft entwickelt sich relativ analog 

zur Schweizer Wirtschaft. Bei der Qualität des 

Wirtschaftswachstums, das heisst einem 

Wachstum bei dem auf die Übernutzung 

natürlicher Ressourcen verzichtet wird, be-

steht auch im Aargau erhebliches Potenzial. 

Das Bruttoinlandprodukt (BIP) pro Person 

stieg 2019 gegenüber dem Vorjahr im Kanton 

Aargau moderat an, liegt jedoch noch immer 

unter dem Wert von 2008. Demgegenüber 

stieg das BIP im Schweizer Durchschnitt im 

gleichen Zeitraum. Auch die Wertschöpfung 

pro Arbeitsplatz ist verglichen mit dem 

Schweizer Durchschnitt im Aargau leicht un-

terdurchschnittlich. Die Wirtschaftsleistung 

wird von einer diversifizierten, überdurch-

schnittlich vom Industriesektor geprägten und 

vergleichsweise innovativen Wirtschaft 

erbracht. Das wirtschaftliche Potenzial der 

Steuerpflichtigen, das sogenannte Ressour-

cenpotenzial, ist aufgrund der Struktur der 

Unternehmenslandschaft im schweizweiten 

Vergleich unterdurchschnittlich. Dies, obschon 

die Standortqualität des Aargaus haupt-

sächlich aufgrund der vergleichsweise tiefen 

Steuerbelastungen und der verkehrstech-

nisch günstigen Lage über dem Schweizer 

Durchschnitt liegt. 

Die Arbeitslosenquote sank im Aargau 2019 

auf 2,5 Prozent, kam aber über den Schweizer 

Durchschnitt von 2,3 Prozent zu liegen. Auch 

die Jugendarbeitslosigkeit hat abgenommen, 

wohingegen der Anteil der Arbeitslosen über 

50-jährigen zugenommen hat. Das Arbeits-

kräftepotenzial insbesondere der Frauen ist 

nicht ausgeschöpft: Rund drei Viertel der 

15- bis 64-jährigen Frauen waren 2018 er-

werbstätig, wobei sie deutlich mehr Teilzeit 

arbeiten als Männer. Die Verfügbarkeit von 

Fachkräften ist im schweizweiten Vergleich 

überdurchschnittlich, die Verfügbarkeit von 

Hochqualifizierten jedoch weiterhin unter-

durchschnittlich. Ein Grund ist die zwar stei-

gende, aber schweizweit unterdurchschnittli-

che Hochschulabschlussquote im Aargau, 

aber insbesondere auch die hohe Mobilität 

dieser Personengruppe. Der Anteil der Er-

werbstätigen, die zur Erbringung ihrer Arbeit 

nicht mehr an das physische Büro des 

Arbeitsgebenden gebunden sind, ist im Aar-

gau auf fast einen Fünftel gestiegen. 

Pro erwirtschafteten Franken wurden weniger 

Energie und materielle Ressourcen benötigt. 

Dies deutet auf qualitatives Wachstum bezie-

hungsweise eine Entkoppelung von Energie-

verbrauch und Wirtschaftsentwicklung hin 

und/oder auf eine Verlagerung energie-

intensiver Produktionsprozesse ins Ausland. 

Bei der Effizienz, der Schliessung von Stoff-

kreisläufen sowie der nachhaltigen Nutzung 

von Rohstoffen bestehen allerdings noch 

grosse Potenziale. 

Relevante Themenbereiche für SDG 8 

W1 Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 

W2 Standortattraktivität 

W3 Innovation 

W5 Arbeitsmarkt 

W7 Effizienter Einsatz natürlicher Ressourcen 

W9 Steuern und Gebühren 

G1 Bildung 

G5 Chancengerechtigkeit 
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Zusatzinformation 

SDG 8: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 

 
 

Eine qualitativ ausgerichtete, wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit beruht auf vielfältigen 

Voraussetzungen. So stellen gut ausgebil-

dete Arbeitskräfte, eine sichere, umwelt-

freundliche und kostengünstige Energiever-

sorgung, eine funktionstüchtige Infrastruktur, 

eine hohe Innovationskraft oder die Verfüg-

barkeit von Land zentrale Bedingungen für 

die Wirtschaft dar. Daneben ist aber auch 

eine vorausschauende Klimapolitik eine 

immer wichtigere Rahmenbedingung. Gesell-

schaftliche Ungleichheiten mindern hingegen 

das Ausschöpfen des Arbeitskräftepotenzials 

und damit die wirtschaftliche Leistungsfähig-

keit. Von der Natur erbrachte Ökosystem-

dienstleistungen schliesslich sind notwen-

dige Bedingung für die wirtschaftliche 

Produktion. 

Umgekehrt hat das Wirtschaften mannig-

fache Auswirkungen auf Mensch, Gesell-

schaft und Natur. So ist eine leistungsfähige 

Wirtschaft Voraussetzung für die Reduktion 

von Armut sowie für die Ernährungssicher-

heit. Das Einbinden aller Bevölkerungs-

gruppen in Arbeitsprozesse stellt einen wich-

tigen Hebel für gesellschaftliche Integration 

und den Abbau von Ungleichheiten sowie 

zur Erreichung von Geschlechtergerechtig-

keit dar. Die wirtschaftliche Produktion be-

einflusst auch die Luftqualität und die 

Gesundheit der Menschen insgesamt. 

Ferner haben das Ausschöpfen von Effizi-

enzpotenzialen, das Schliessen von Stoff-

kreisläufen sowie die nachhaltige Nutzung 

von Rohstoffen direkte Auswirkungen auf 

lokale und globale Ökosysteme und fördern 

den verantwortungsvollen Konsum. Die 

Treibhausgase aus der wirtschaftlichen Pro-

duktion sind ein zentraler Treiber des Klima-

wandels. Schliesslich ist die Wirtschaft eine 

wesentliche Grundlage für Einnahmen für 

den öffentlichen Haushalt.

 

Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

8.1 Die Wirtschaft wächst nachhaltig durch eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität, die Stärkung der Wider-
standsfähigkeit und das Wachstum der Ressourcenproduktivität 

8.2 Die Schweizer Volkswirtschaft stärkt ihre Arbeits- und Ressourcenproduktivität dauerhaft und erhöht ihre 
Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit 

8.3 Die Schweiz verfügt über ein optimales Umfeld für die Gründung, die Weiterentwicklung und das Wachs-
tum von kleineren und mittleren Unternehmen (KMUs) 

8.4 Als Beitrag zur Respektierung der planetaren Belastbarkeitsgrenzen wird die Übernutzung von natürli-
chen Ressourcen vermieden. Unternehmen schöpfen ihre Ressourceneffizienz durch eine optimale 
Gestaltung ihrer Produktionsprozesse und Produkte aus und der private Konsum trägt zur Reduktion des 
Ressourcenverbrauchs und der damit zusammenhängenden Umweltbelastung bei 
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8.5 Das inländische Arbeitskräftepotenzial wird besser ausgeschöpft. Die Erwerbsquote der Frauen erhöht 
sich. Menschen mit Behinderung sind in den Arbeitsmarkt integriert. Es wird gleicher Lohn für gleichwer-
tige Arbeit entrichtet 

8.6 Qualifizierter Nachwuchs steht ausreichend zur Verfügung und jungen Menschen wird eine gute 
Perspektive geboten 

8.7 Menschenhandel sowie Zwangs- und Kinderarbeit werden wirkungsvoll bekämpft, so dass sie auf ein 
Minimum reduziert sind. Opfer werden identifiziert und erhalten Schutz, Zugang zu Rechtshilfe und 
Abhilfemassnahmen. Verantwortliche für Zwangs- und Kinderarbeit sowie Menschenhandel werden ï so-
fern möglich ï konsequent bestraft 

8.8 Menschenwürdige Arbeitsbedingungen und Sozialstandards werden eingehalten und gefördert 
8.9 Der Tourismusstandort Schweiz ist attraktiv und erfolgreich, das vorhandene Potenzial wird ausgeschöpft 

und ressourceneffizientes Wachstum generiert 
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2.9 SDG 9 Industrie, Innovation und Infrastruktur  

 

SDG 9: Eine widerstandsfähige Infrastruktur aufbauen, breitenwirksame und 

nachhaltige Industrialisierung fördern und Innovationen unterstützen 

 

 

SDG 9: Entwicklungsstand im Kanton Aargau 

Die Innovationskraft im Aargau ist gut, birgt 

aber noch weitere Potenziale. Gemessen an 

der Anzahl Patentanmeldungen gehört der 

Kanton Aargau zu den innovativsten Kanto-

nen. Gut ein Viertel der Beschäftigten arbeitet 

in innovativen Branchen. Gleichzeitig ist der 

Anteil an Unternehmen, die Forschung und 

Entwicklung betreiben gesunken, wobei diese 

mit dem Innovationsoutput einen zunehmen-

den Anteil ihres Umsatzes erwirtschaften. Der 

Kanton Aargau unterstützt die Innovationskraft 

seiner Unternehmen mit verschiedenen Inno-

vationszentren und -programmen.  

Schweizweit zeigt sich eine Tendenz zur 

Reduktion der Energie- und Materialintensi-

tät. Dies deutet auf eine Entkoppelung von 

Energie- beziehungsweise Rohstoffverbrauch 

und Wirtschaftsentwicklung hin ï und/oder 

aber auf eine Verlagerung energie- und roh-

stoffintensiver Produktionsprozesse ins Aus-

land. Weiterhin besteht jedoch erhebliches 

Potenzial bei Energieeffizienzgewinnen sowie 

bei der Schliessung von Stoffkreisläufen. Um 

letzteres besser nutzen zu können, führte der 

Kanton Aargau im Jahr 2015 den "Ressour-

cen Trialog" ein. 

Die Infrastrukturinvestitionen der öffentlichen 

Hand haben in den letzten zehn Jahren ten-

denziell zugenommen. Der Anteil der Unter-

haltskosten an den Gesamtinvestitionen be-

trägt ungefähr 30 Prozent. Neben kantonalen 

Neubauvorhaben werden gemäss Richtlinie 

"Nachhaltiges Bauen und Bewirtschaften" 

künftig auch Sanierungs- und Instand-

setzungsvorhaben nach Nachhaltigkeitsgrund-

sätzen geplant und umgesetzt. Die Verkehrs-

infrastruktur sowohl für den öffentlichen 

Verkehr wie für den Strassenverkehr stösst 

teilweise an ihre Kapazitätsgrenzen. Geplante 

Ausbauten sowie steigende Anforderungen an 

Infrastrukturen allgemein bedingen grosse 

Investitionen mit Folgekosten für Betrieb und 

Unterhalt. 

Relevante Themenbereiche für SDG 9 

W3 Innovation 

W6 Infrastruktur und Investition 

W7 Effizienter Einsatz natürlicher Ressourcen 

U10 Mobilität
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Zusatzinformation 

SDG 9: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 

 

Ein langfristig gesunder öffentlicher Haushalt 

ist eine notwendige Voraussetzung für Investi-

tionen in und Werterhaltung der Infrastruktur. 

Die Siedlungsentwicklung ist ein wichtiger 

Treiber für den Infrastrukturausbau. Ferner 

hängt der Stand der Innovation wesentlich von 

Bildungsangeboten der Forschung und vom 

Wissenstransfer von den Hochschulen zu den 

Unternehmen ab. 

Funktionstüchtige Infrastrukturen und Innovati-

onsförderinstrumente steigern umgekehrt die 

Standortattraktivität und ermöglichen eine 

hohe wirtschaftliche Wettbewerbs- und Leis-

tungsfähigkeit. Innovationsförderung kann zur 

Verbesserung der Ressourcenproduktivität 

von Unternehmen führen und zur Reduktion 

von schädlichen Auswirkungen von Konsum 

und Produktion auf die Umwelt beitragen. 

Innovationen können ferner entscheidenden 

Einfluss auf die Energieproduktion und den 

Energieverbrauch haben und spielen damit 

eine bedeutende Rolle beim Klimaschutz. 

Schliesslich kann Innovation auch zur Inklu-

sion von benachteiligten Menschen beitragen, 

beispielsweise bezüglich Barrierefreiheit. Die 

Instandhaltung, Erweiterung und Modernisie-

rung der Wasserinfrastruktur trägt dazu bei, 

die Wasserqualität zu erhalten und die Vertei-

lungssicherheit zu gewährleisten. Der Ausbau 

der Verkehrsinfrastruktur beeinflusst die Sied-

lungsentwicklung und damit den Bodenver-

brauch massgeblich.

 

Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

9.1 Die Schweiz verfügt über bedürfnisgerechte, resiliente und solid finanzierte Verkehrs- und Kommunikati-
onsinfrastrukturen 

9.4 Unternehmen schöpfen ihre Ressourceneffizienz durch eine optimale Gestaltung ihrer Produktionspro-
zesse und Produkte aus. Die wirtschaftlichen und technischen Potenziale zur Schliessung von Stoffkreis-
läufen sind genutzt 

9.5 Die Schweiz bleibt führend in Bildung, Forschung und Innovation 
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2.10 SDG 10 Weniger Ungleichheiten 

 

SDG 10: Ungleichheit innerhalb von und zwischen Staaten verringern  

 
 

SDG 10: Entwicklungsstand im Kanton Aargau 

Ungleiche Chancen für verschiedene Bevölke-

rungsgruppen und Menschen konnten im Aar-

gau zwar verringert werden, bestehen aber 

weiterhin. Ungleiche Chancen zeigen sich 

etwa zwischen Schweizerinnen und Schwei-

zern und der ausländischen Wohnbevölke-

rung. Personen mit Migrationshintergrund, 

besonders ausländische Staatsangehörige, 

haben im Durchschnitt eine signifikant 

geringere Lebensqualität als schweizerische 

Staatsangehörige in Bezug auf die Wohnsitua-

tion, Arbeit, Ausbildung, Gesundheit und sub-

jektives Wohlbefinden. Die unzureichende In-

tegration der ausländischen Wohnbevölkerung 

zeigt sich auch daran, dass die Arbeitslosen-

quote dieser Bevölkerungsgruppe im Aargau 

seit Jahren mehr als doppelt so hoch ist wie 

diejenige der Schweizer Bevölkerung. Aber 

auch zwischen den Geschlechtern bestehen 

weiterhin bedeutende Ungleichheiten im Kan-

ton Aargau, was sich unter anderem in einer 

Untervertretung von Frauen in politischen und 

wirtschaftlichen Entscheidungsgremien zeigt. 

Bezüglich Chancengerechtigkeit von behin-

derten Menschen hat der Kanton Aargau in 

gewissen Bereichen Fortschritte erzielt, es 

bleiben aber wichtige Herausforderungen be-

stehen, zum Beispiel bezüglich hindernis-

freiem Zugang im öffentlichen Verkehr. 

Trotz diverser Ungleichheiten ist der gesell-

schaftliche Zusammenhalt im Aargau insge-

samt stabil. Dies zeigt sich etwa an der hohen 

Zufriedenheit der Bevölkerung mit den persön-

lichen Beziehungen oder daran, dass sich fast 

die Hälfte der Wohnbevölkerung im Rahmen 

unbezahlter Freiwilligenarbeit engagiert. Die 

Zahl an freiwillig Tätigen hat jedoch seit Ende 

der 1990er-Jahre in fast jedem Bereich abge-

nommen, insbesondere bei politischen oder 

öffentlichen Ämtern. 

Relevante Themenbereiche für SDG 10 

G3 Integration 

G4 Sozialer Zusammenhalt 

G5 Chancengerechtigkeit 

 

Zusatzinformation 

SDG 10: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 
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Insbesondere tiefe Einkommen, ein tiefer 

Bildungsstand und Chancenungerechtigkei-

ten zwischen den Geschlechtern zählen zu 

den Treibern von gesellschaftlichen Ungleich-

heiten. Daneben mindern oder verstärken 

auch strukturelle Aspekte wie die Verfügbar-

keit von günstigem Wohnraum oder der 

Städtebau Ungleichheiten zwischen den Men-

schen. Der Klimawandel verstärkt die Un-

gleichheiten zwischen den Ländern und führt 

zu mehr Migration.  

Ungleichheiten können das psychische Wohl-

befinden benachteiligter Bevölkerungs-

gruppen sowie deren Beteiligung an politi-

schen Entscheidungsprozessen verringern 

und die Bereitschaft für Gewalt erhöhen. 

Schliesslich können Ungleichheiten die wirt-

schaftliche Leistungsfähigkeit mindern, sofern 

dadurch das Arbeitskräftepotenzial nur 

mangelhaft ausgeschöpft wird. Eine Verringe-

rung von gesellschaftlichen Ungleichheiten 

trägt umgekehrt zu einer Entlastung der 

Sozialwerke bei. 

 

Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

10.1 Die Schweiz fördert die gemeinsame Wohlfahrt. Sie sorgt für eine möglichst grosse Chancengleichheit 
unter den Bürgerinnen und Bürgern. Der Bund und die Kantone setzen sich in Ergänzung zu persönlicher 
Verantwortung und privater Initiative für die Erreichung der Sozialziele der Bundesverfassung ein 

10.2 Die Schweiz fördert den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
10.3 Niemand darf diskriminiert werden, namentlich nicht wegen der Herkunft, der Rasse, des Geschlechts, 

des Alters, der Sprache, der sozialen Stellung, der Lebensform, der religiösen, weltanschaulichen oder 
politischen Überzeugung oder wegen einer körperlichen, geistigen oder psychischen Behinderung 

10.4 Ungleichheiten und Unterschiede, welche aufgrund von gesellschaftlichen Entwicklungen nicht mehr 
gerechtfertigt sind, werden bei künftigen Gesetzesrevisionen progressiv beseitigt 

10.7 Für den wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Wohlstand der Schweiz wird die erforderliche 
Zuwanderung gewährleistet. Flüchtlingen und vulnerablen Personen wird unter Berücksichtigung der 
spezifischen Bedürfnisse und Verletzlichkeiten von Frauen und Kindern Schutz gewährt. Irreguläre 
Migration wird bekämpft und reguläre Migrantinnen und Migranten werden rasch und nachhaltig in der 
Schweiz integriert 

10a Die öffentliche Entwicklungshilfe der Schweiz setzt einen Schwerpunkt auf Länder, die stark von Armut 
betroffen sind und Staaten in fragilen Kontexten. Ein besonderer Schwerpunkt liegt in Staaten in Sub-
Sahara Afrika 
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2.11 SDG 11 Nachhaltige Städte und Gemeinden 

 

SDG 11: Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig 

machen 

 

 

SDG 11: Entwicklungsstand im Kanton Aargau 

Die nachhaltige Siedlungsentwicklung nach 

innen schreitet im Kanton Aargau insgesamt 

voran. So konnte die Zunahme an überbauter 

Wohn- und Mischzone weiter vom Bevölke-

rungswachstum entkoppelt werden, insbeson-

dere in Kernstädten und urbanen Entwick-

lungsräumen. Trotzdem wurde im Aargau seit 

1999 durchschnittlich jeden zweiten Tag die 

Fläche eines Fussballfelds (ca. 7'000 m2) 

überbaut. Die Überbauung von Bauzonen 

betrug 2018 durchschnittlich 89 Prozent, in 

Ballungsgebieten mehr als 90 Prozent. Auf-

grund des Strukturwandels in der Landwirt-

schaft hat die Anzahl landschaftswirksamer 

Neubauten ausserhalb der Bauzonen seit 

2016 zugenommen.  

Als Folge der insgesamt hohen Bautätigkeit 

nahm das Mietpreisniveau seit 2015 langsam 

ab und die Leerstandziffer für Mietwohnungen 

war im 2019 auf einem entsprechend hohen 

Niveau. Dennoch machen die Wohnkosten die 

grössten Posten bei den Fixkosten für die Aar-

gauer Haushalte aus, wobei sowohl die obli-

gatorischen Abgaben als auch die Fixkosten 

im Aargau im schweizweiten Vergleich unter-

durchschnittlich sind. Im Vergleich zu anderen 

Kantonen fühlen sich im Aargau unterdurch-

schnittlich wenig Bewohnerinnen und Bewoh-

ner zu Hause durch Verkehrslärm gestört. 

Auch die Anzahl Personen, die von Immissi-

onsgrenzwertüberschreitungen betroffen sind, 

konnte dank baulichen und planerischen 

Massnahmen, wie zum Beispiel lärm-

mindernde Asphaltbeläge, weiter reduziert 

werden. Zugenommen haben jedoch der so-

genannte Alltagslärm und die nächtliche Flug-

lärmbelastung. Der Anteil an überbauten 

Wohn- und Mischzonen mit guter bis sehr 

guter ÖV-Erschliessung konnte in den letzten 

Jahren nicht bedeutend verbessert werden. 

Auch waren 2019 erst knapp 10 Prozent der 

Haltestellen des öffentlichen Verkehrs hinder-

nisfrei zugänglich. Hingegen ist die Aargauer 

Bevölkerung zufrieden mit dem kulturellen 

Angebot im Kanton Aargau. Die Aargauer 

Kulturinstitutionen, insbesondere die Schlös-

ser sowie das Kunsthaus, wiesen einen hohen 

und steigenden Bekanntheitsgrad aus. Der 

Bestand an kantonal geschützten Bauten 

bleibt konstant. Die Siedlungsentwicklung 

nach innen und der damit einhergehende 

Baudruck in der näheren Umgebung von 

Schutzobjekten stellen jedoch die Denkmal-

pflege und Archäologie vor Herausforderun-

gen. Auch die Förderung naturnaher Lebens-

räume im Siedlungsgebiet ist im Zuge der 

Innenentwicklung herausfordernd. Die Arten-

vielfalt im Siedlungsgebiet verharrt auf einem 

tiefen Niveau.  

Relevante Themenbereiche für SDG 11 

W4 Finanzielle Wohnattraktivität 

G5 Chancengerechtigkeit 

G7 Wohnqualität und Lärm 

G9 Kultur 

U1 Bodenverbrauch durch Siedlungsentwick-

 lung 

U5 Lebensräume für Tiere und Pflanzen,  

 Artenvielfalt 

U6 Landschaft 
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Zusatzinformation 

SDG 11: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 

 

Das Investitionsvolumen sowie die Nachfrage 

haben einen erheblichen Einfluss auf die Bau-

tätigkeit wie auch auf die Qualität des Bauens. 

Eine abgestimmte und funktionale Sicherstel-

lung der Infrastruktur für Verkehr, Wasser 

und Energie ist dabei eine zentrale Vorausset-

zung für eine nachhaltige und hochwertige 

Siedlungsentwicklung. Aber auch der Klima-

wandel beeinflusst den Städtebau, insofern 

dieser zunehmend auf Auswirkungen der 

Klimaerwärmung, wie zum Beispiel Hitze-

inseln, reagieren muss. 

Umgekehrt kann eine dichte und qualitativ 

hochstehende Siedlungsentwicklung die 

Treibhausgasemissionen bei Gebäuden und 

Verkehr verringern und damit einen wichtigen 

Beitrag zum Klimaschutz leisten. Über Grün-

räume im Siedlungsgebiet kann die Klima-

adaption gestärkt werden. Auch verringert die 

hochwertige Siedlungsentwicklung nach innen 

den Druck auf die Landschaft und damit auf 

die Biodiversität sowie auf die Qualität und 

Quantität der naturnahen und landwirtschaft-

lich produktiven Böden. Sie trägt zudem zu 

einer effizienten Nutzung der Infrastruktur bei. 

Eine qualitativ hochwertige Siedlungsgestal-

tung leistet weiter einen Beitrag zum Wohlbe-

finden und zur Gesundheit der Bewohnerin-

nen und Bewohner sowie ï zum Beispiel dank 

Einsatz von Recycling-Baustoffen ï zu einem 

Schliessen von Stoffkreisläufen. Dabei 

steigert qualitativ hoher Wohnraum nicht nur 

die Standortattraktivität, sondern trägt dank 

des Steueraufkommens auch zu einem aus-

geglichenen öffentlichen Haushalt bei. Steht 

ausserdem genügend qualitativ hochstehen-

der Wohnraum für tiefe Einkommen zur Verfü-

gung, fördert dies die Verringerung von 

gesellschaftlichen Ungleichheiten.

 

Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

11.1 In Gebieten mit starker Nachfrage wird der Anteil des preisgünstigen Wohnraums beibehalten oder er-
höht; benachteiligte Bevölkerungsgruppen haben Zugang zu günstigem Wohnraum 

11.2 Bis 2023, ist ein hürdenfreier Zugang zum Verkehrssystem gewährleistet 
11.3 Gemeinde und Städte werden nach innen weiterentwickelt 
11.4 Die Zersiedlung ist eingedämmt, und das Siedlungswachstum findet nur innerhalb von vorgesehenen 

Entwicklungsgebieten und Korridoren statt. Kulturland und Naturräume sind weitgehend vor einer weite-
ren Überbauung geschützt. Bei der Siedlungsentwicklung ist das baukulturelle Erbe weitmöglichst 
erhalten, bei Sanierungen und Neubauten herrscht eine qualitativ hochstehende Baukultur 

11.5 In der ganzen Schweiz wird in Bezug auf alle Naturgefahren ein vergleichbares Schutzniveau angestrebt, 
welches umweltverträglich, wirtschaftlich vertretbar und für die Gesellschaft annehmbar ist. Dank der 
Funktionstüchtigkeit ihrer kritischen Infrastrukturen ist die Schweiz ausreichend widerstandsfähig, um ein 
schwerwiegendes und geografisch ausgedehntes Versagen kritischer Infrastrukturen und einen Zusam-
menbruch der Versorgung mit davon abhängigen Gütern und Dienstleistungen zu vermeiden und um bei 
einem Vorfall das Schadensausmass zu begrenzen 
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11.6 Die Bevölkerung ist soweit vor Lärm und Erschütterungen geschützt, dass ihre Gesundheit gewährleistet 
ist. Ruhige Lebensräume werden geschützt und gefördert 

11.7 Die Siedlungen sind nach den Bedürfnissen der Bevölkerung zu gestalten, insbesondere sollen sie viele 
Grünflächen und Bäume sowie weitere gut zugängliche Frei- und Bewegungsräume enthalten. 
Die unmittelbare Umgebung des Wohnraums entspricht den Bedürfnissen von Familien, Kindern und 
Jugendlichen, älteren Menschen und Menschen mit Behinderungen und ist für diese sicher erreichbar 

11a Der Bund trägt den spezifischen und gemeinsamen Herausforderungen von Stadt und Land adäquat 
Rechnung und wirkt auf eine kohärente Raumentwicklung hin 

11b Bund und grössere Städte stärken ihre Zusammenarbeit im Rahmen eines integralen Risikomanage-

ments und der Klimaanpassung 

.  
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2.12 SDG 12 Verantwortungsvoller Konsum und Produktion 

 

SDG 12: Für nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster sorgen 

 

 

SDG 12: Entwicklungsstand im Kanton Aargau 

Die gegenwärtigen Konsum- und Produktions-

muster schweizweit übersteigen die Regene-

rationsfähigkeit und die Belastungsgrenzen 

der Erde um rund das dreifache. Eine effizi-

ente Ressourcennutzung, das Schliessen von 

Kreisläufen im Produktedesign und der 

Produktherstellung aber auch Suffizienz- 

orientierte Verhaltensweisen konnten sich 

noch nicht grossflächig durchsetzen. Während 

der Endenergieverbrauch im Inland rückläufig 

ist, hat der inländische Rohstoffverbrauch 

stetig zugenommen. Fast die Hälfte der ver-

wendeten Rohstoffe sind Mineralien wie Sand 

und Kies, welche für den Bau eingesetzt wer-

den. Rund ein Viertel der Rohstoffe basiert auf 

fossilen Quellen, gefolgt von Metallen und Bio-

masse. Der hohe Bedarf an mineralischen 

Rohstoffen führt im Aargau zu einem Anstieg 

des Kiesabbaus aber auch zu einer zuneh-

menden Verwendung von Recyclingbaustof-

fen. Während gesamtschweizerisch zuneh-

mend eine Mangelsituation beim Kies- und 

Sandangebot festgestellt wird, sind im Aargau 

noch Kies- und Sandressourcen vorhanden. 

Schweizweit wird jedoch ein Grossteil des 

Rohstoffinputs importiert. Damit fällt die 

Umweltbelastung aus der Bereitstellung der 

Rohstoffe vornehmlich im Ausland an. 

Die Menge an Kehricht, die im Aargau pro 

Kopf einer Verbrennungsanlage zugeführt 

wird, ist leicht sinkend und betrug 2019 rund 

156 Kilogramm. Etwa ein Drittel der Abfälle in 

den Kehrichtsäcken ist schweizweit biogener 

Art, oft sind es verpackte Lebensmittel mit 

überschrittenem Ablaufdatum. Daneben wird 

mindestens dieselbe Menge Recyclingstoffe 

gesammelt. Damit ist die gesamte Siedlungs-

abfallmenge in der Schweiz pro Kopf im inter-

nationalen Vergleich sehr hoch. Bei korrekter 

Entsorgung verursacht die hohe Abfallmenge 

in der Schweiz jedoch keine grosse Umwelt-

belastung mehr. Sie widerspiegelt hingegen 

den hohen Ressourcenverbrauch und Kon-

sum. Unkorrekt entsorgte Abfälle (Littering) 

verursachen im Aargau Kosten von mehr als 

1 Million Franken und schweizweit gelangen 

rund 2'700 Tonnen Plastik in Böden und Ober-

flächengewässer mit teilweise unbekannten 

Auswirkungen auf Mensch, Tier und Ökosys-

teme.  

Relevante Themenbereiche für SDG 12 

W7 Effizienter Einsatz natürlicher Ressourcen 

U11 Abfälle und einheimische Rohstoffe 
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Zusatzinformation: 

SDG 12: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 

 

Die hohe wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 

ist einerseits ein zentraler Treiber für das hohe 

Konsum- und Produktionsniveau. Andererseits 

kann sie Investitionen in nachhaltigkeitsorien-

tierte Prozesse ermöglichen. Der erhebliche 

Anteil mineralischer Rohstoffe am Gesamtroh-

stoffverbrauch ist insbesondere der hohen 

Bautätigkeit bei Immobilien und Infrastruktu-

ren geschuldet. Technische und soziale Inno-

vationen sowie Bildung für Nachhaltige Ent-

wicklung und Forschung spielen eine wichtige 

Rolle hinsichtlich verantwortungsvollen Kon-

sums und nachhaltiger Produktion. 

Das hohe Konsum- und Produktionsniveau 

hat vielfältige Auswirkungen auf Wirtschaft, 

Mensch und Natur. Zunächst trägt es wesent-

lich zum Wirtschaftswachstum bei. Gleichzei-

tig verursacht es einen hohen Energiever-

brauch, insbesondere in Form von importierter 

grauer Energie. Ausserdem haben sowohl die 

Rohstoffgewinnung als auch die Entsorgung 

von Gütern auch globale Auswirkungen auf 

maritime und terrestrische Ökosysteme und 

beeinflussen über Treibhausgasemissionen 

das Klimasystem. Die Überbeanspruchung 

der natürlichen Ressourcen weltweit sowie der 

Regenerationsfähigkeit der Natur hat länger-

fristig aber auch Konsequenzen für den Men-

schen, zum Beispiel für seine Gesundheit und 

sein Wohlbefinden, für die Ernährungssicher-

heit oder für die internationale Stabilität. 

 

Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

12.2 Damit die Belastbarkeitsgrenzen des Planeten nicht überschritten werden, wird die Übernutzung natürli-
cher Ressourcen vermieden, und die Auswirkungen des Konsums und der Produktion auf die Umwelt 
werden deutlich gesenkt 

12.3 Bis 2030 die weltweite Nahrungsmittelverschwendung pro Kopf auf Einzelhandels- und Verbraucher-
ebene halbieren und die entlang der Produktions- und Lieferkette entstehenden Nahrungsmittelverluste 
einschliesslich Nachernteverlusten verringern 

12.4 Chemikalien haben während ihres gesamten Lebenszyklus keine schädlichen Auswirkungen auf die Um-
welt und die Gesundheit des Menschen. Wenn eine Wirkung in der Umwelt beabsichtigt ist, werden die 
Chemikalien so verwendet, dass keine schädlichen Nebenwirkungen auftreten. Das entsprechende 
Chemikalien-Management ist mit den Verpflichtungen, Massnahmen und Empfehlungen relevanter inter-
nationaler Konventionen und Prozesse abgestimmt 

12.5 Die Auswirkungen der Abfälle auf die Umwelt werden begrenzt. Das wirtschaftliche und technische 
Potenzial der Wiederverwertung von Rohstoffen wird ausgeschöpft 

12.6 Unternehmen nehmen ihre gesellschaftliche Verantwortung in der Schweiz und im Ausland ï überall dort 
wo sie tätig sind ï wahr 

12.7 Bei der öffentlichen Beschaffung berücksichtigt der Bund Güter, die während ihres gesamten Lebenszyk-
lus hohe ökonomische, ökologische und soziale Anforderungen erfüllen, und nimmt damit eine Vorbild-
funktion für andere öffentliche Beschaffer und private Konsumenten ein 

12.8 Die Konsumentinnen und Konsumenten sind sich der Auswirkungen ihrer Kaufentscheide auf die Umwelt 
bewusst 



 

 42 von 154 
 

2.13 SDG 13 Klimaschutz  

 

SDG 13: Umgehend Massnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner 

Auswirkungen ergreifen 

 

 

SDG 13: Entwicklungsstand im Kanton Aargau 

Trotz Reduktionen der Treibhausgasemissio-

nen bestehen im Kanton Aargau erhebliche 

Lücken zum angestrebten Klimaschutzziel des 

Bundes, welches "Netto-Null"-Emissionen bis 

2050 vorsieht. Die Herausforderungen sind 

entsprechend gross. Zwischen 2000 und 2018 

sind die Treibhausgasemissionen im Aargau 

leicht gesunken. Absolut werden rund sechs 

Tonnen CO2-eq pro Person emittiert. Werden 

auch die Emissionen des internationalen Flug- 

und Schiffverkehrs sowie Emissionen, die bei 

der Produktion von Importgütern entstehen 

berücksichtigt, belaufen sich die Pro-Kopf-

Emissionen auf mehr als das Doppelte. Mit 

rund einem Drittel verursacht primär der Stras-

senverkehr schweizweit die meisten Treib-

hausgasemissionen, gefolgt von den Gebäu-

den und der Industrie sowie schliesslich der 

Landwirtschaft. Im Kanton Aargau ist diesbe-

züglich auch der hohe Motorisierungsgrad 

hervorzuheben. Im Gebäudebereich verur-

sachten Wohn- und Dienstleistungsgebäude 

2018 im Aargau gut 800'000 Tonnen CO2-

Emissionen. Der Anteil Ölheizungen bei Neu-

bauten konnte mit verschiedenen Instrumen-

ten auf einen tiefen einstelligen Prozentbe-

reich gesenkt werden. Auch bei den kantona-

len Verwaltungsgebäuden konnten die CO2-

Emmissionen gesenkt werden. Gemäss Ener-

giestrategie "energieAARGAU" sind kantons-

eigene Bauten bis 2050 zu 100 Prozent ohne 

fossile Brennstoffe zu betreiben. 

Die Auswirkungen des Klimawandels sind 

bereits heute deutlich spürbar und auch 

künftig ist im Aargau mit grösseren Hitzebe-

lastungen, zunehmender Trockenheit, häufi-

geren Starkniederschlägen und Überschwem-

mungen zu rechnen. Besonders negative 

Auswirkungen werden in den Bereichen 

Gesundheit und Biodiversität erwartet. Der 

Kanton beteiligt sich deshalb an diversen 

Anpassungsprojekten des vom Bund lancier-

ten Pilotprogramms "Anpassung an den Kli-

mawandel". 

Relevante Themenbereiche für SDG 13 

U9 Energie 

U12 Klima 

U10 Mobilität 
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Zusatzinformation 

SDG 13: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 

 

Der Klimawandel ist ein komplexes Phänomen 

mit zahlreichen Einflussfaktoren und Auswir-

kungen aus und auf Gesellschaft, Wirtschaft 

und Natur. Die Produktionsweise in Industrie 

und Landwirtschaft  sowie die wirtschaftli-

chen Aktivitäten insgesamt haben bedeuten-

den Einfluss auf die Treibhausgasemissionen. 

Dabei spielen Energie- und Materialintensität 

und damit auch der Innovationsgrad eine ent-

scheidende Rolle. Gleichzeitig verursacht 

auch der Konsum von Gütern Treibhaus-

gasemissionen. Durch den Import von Gütern 

entstehen auch in den Herstellungsländern 

grosse Mengen an Treibhausgasen. Entschei-

dender Treiber sowohl bei Produktion als auch 

beim Konsum sind die Energieproduktion und 

der Energieverbrauch. Auch der Bau und das 

Nutzen von Infrastruktur, insbesondere im 

Mobilitäts- und Gebäudebereich, hat bedeu-

tenden Einfluss auf die Höhe der Emissionen. 

Bildung für nachhaltige Entwicklung kann über 

die Vermittlung von Naturzusammenhängen 

und der Befähigung zu klimagerechtem Han-

deln positiven Einfluss auf den Klimawandel 

haben. 

Umgekehrt erhöhen Klimaveränderungen öko-

logische, wirtschaftliche und gesellschaftliche 

Risiken und haben damit Auswirkungen auf 

unseren Wohlstand insgesamt. So wirken sich 

erhöhte Temperaturen etwa negativ auf indivi-

duelles Wohlbefinden und Gesundheit aus 

und erfordern entsprechende Anpassungs-

massnahmen bei der Siedlungs- und Stadt-

entwicklung; Trockenheit mindert die Wasser-

qualität und die Verfügbarkeit von Trink-

wasser; veränderte Niederschlagsmuster stel-

len neue Anforderungen an die Infrastruktur. 

Insgesamt können Klimaveränderungen die 

landwirtschaftliche und industrielle Produk-

tion mindern sowie negative Auswirkungen 

auf die Energieproduktion zeitigen (zum Bei-

spiel Kern- und Wasserkraft). Auch die Öko-

systeme wie beispielsweise maritime Lebens-

räume werden durch den Klimawandel massiv 

unter Druck gesetzt. Klimaveränderungen 

haben negative Auswirkungen auf Wälder und 

Böden und führen zu Stress für Tiere und 

Pflanzen und die Biodiversität insgesamt. Die 

Emissionen von Treibhausgasen tragen zu-

dem zu sozialen Ungleichheiten zwischen 

den Ländern bei, indem arme Länder beson-

ders stark von den Auswirkungen des Klima-

wandels betroffen sind.   

 

Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

13.1 Die Risiken des Klimawandels sind minimiert, die klimabedingten Chancen genutzt, Bevölkerung, Sach-
werte und natürliche Lebensgrundlagen geschützt und die Anpassungsfähigkeit von Wirtschaft, Umwelt 
und Gesellschaft gesteigert 
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13.2 Bis 2030 sind die Treibhausgasemissionen gegenüber 1990 um 50% gesenkt, und davon sind mindes-
tens 30% durch Massnahmen im Inland erfolgt 

13.3 Kantonale und Kommunale Behörden, Unternehmen, Konsument/innen, Fachkräfte, Entscheidungsträ-
ger und weitere Akteure sind über die Auswirkungen des Klimawandels informiert und verfügen über 
adäquate Handlungskompetenzen zur Reduktion der Treibhausgasemissionen und zur Anpassung an 

den Klimawandel 
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2.14 SDG 14 Leben unter Wasser 

 

SDG 14: Ozeane, Meere und Meeresressourcen im Sinne nachhaltiger Entwick-

lung erhalten und nachhaltig nutzen 

 

 

SDG 14: Entwicklungsstand im Kanton Aargau 

Welche Beiträge aus dem Aargau zur Ver-

schmutzung der Ozeane und Meere beitra-

gen, ist insgesamt schwer abschätzbar. 

Grundsätzlich können Stickstoffeinträge und 

Mikroverunreinigungen zum Beispiel über 

Pneuabrieb, oder durch den Medikamenten- 

oder Kosmetikakonsum aus Aargauer Fliess-

gewässer und aus dem Grundwasser bis in 

die Ozeane gelangen. Die Verschmutzung 

von Grundwasser mit Stickstoff und Mikro-

verunreinigungen hat sich im Kanton Aargau 

seit 20 Jahren kaum verbessert. Stickstoff 

aus der Landwirtschaft und dem Verkehr ge-

langt zudem über die Luft via Regenwasser 

in Grund- und Oberflächenwasser. Auch 

diese Einträge nahmen in den letzten Jahren 

kaum ab. Hingegen hat sich die Qualität der 

Oberflächengewässer, welche aus dem Kan-

tonsgebiet abfliessen, insgesamt kontinuier-

lich verbessert, was sich grundsätzlich 

positiv auf maritime Ökosysteme auswirkt. 

Allerdings geben punktuelle Messungen Hin-

weise auf Belastungen mit Pestiziden in 

Oberflächengewässer. Unter anderem über 

Littering gelangen Abfälle im Aargau in die 

Umwelt und können bis ins Meer gelangen. 

Besonders problematisch ist dabei Mikro-

plastik.  

Relevante Themenbereiche für SDG 14 

U3 Wasserqualität 

U4 Luftqualität 

U11 Abfälle und einheimische Rohstoffe 

 

Zusatzinformation 

SDG 14: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 

 

Die Qualität des (Trink-)Wassers und der 

Wasserinfrastruktur haben insgesamt Auswir-

kungen auf das Leben unter Wasser. Die 

landwirtschaftliche Produktionsweise, aber 

auch die übrigen wirtschaftlichen Produkti-

onsprozesse sowie der Konsum können über 

Fremdstoffeinträge in Gewässer und die Luft 

einen Einfluss auf Ozeane und Meere haben. 
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Daneben hat auch der Konsum von Fischerei-

produkten und (importierten) Gütern allgemein 

Auswirkungen auf den Zustand maritimer 

Ökosysteme. Der Klimawandel führt zur 

Erwärmung der Temperatur und zur Versaue-

rung des Wassers in Ozeanen und Meeren 

und beeinträchtigt dadurch die maritimen Öko-

systeme.  

Werden Belastungsgrenzen maritimer Öko-

systeme überschritten, kann dies mannigfal-

tige Auswirkungen auf Mensch, Umwelt und 

Wirtschaft und somit auf den Entwicklungs-

stand der Gesellschaft insgesamt haben. Auf 

das Aufzeigen dieser indirekten, Zusammen-

hänge wird hier verzichtet. 

 
Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

14.1 Die Stickstoffeinträge aus Luft und Gewässer werden reduziert 
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2.15 SDG 15 Leben an Land 

 

SDG 15: Landökosysteme schützen, wiederherstellen und ihre nachhaltige Nut-

zung fördern, Wälder nachhaltig bewirtschaften, Wüstenbildung bekämpfen, Bo-

dendegradation beenden und umkehren und dem Verlust der biologischen Vielfalt 

ein Ende setzen  

 

SDG 15: Entwicklungsstand im Kanton Aargau 

Der Zustand der Ökosysteme und der Arten-

vielfalt haben sich im Kanton Aargau leicht ver-

bessert, der Druck auf die Ökosysteme bleibt 

jedoch insgesamt hoch. So nehmen häufige 

und mittelhäufige Tier- und Pflanzenarten im 

Aargau insgesamt leicht zu, während speziali-

sierte und seltene Arten mit spezifischen 

Lebensraumansprüchen nach wie vor unter 

hohem Druck stehen. Die für die Biodiversität 

wertvollen Lebens- und Naturräume haben 

flächenmässig zugenommen, insbesondere 

aufgrund einer Ausweitung von Biodiversitäts-

förderflächen im Landwirtschaftsgebiet. Die für 

eine funktionierende, hochwertige ökologische 

Infrastruktur angestrebten Kerngebiete und 

Vernetzungsgebiete sind noch nicht erreicht. 

Die Zerschneidung der Landschaft hat im Aar-

gau weiter abgenommen. Aufgrund der zahlrei-

chen Verkehrswege gehört der Aargau jedoch 

weiterhin zu den am stärksten zerschnittenen 

Kantonen der Schweiz. 

Die Waldfläche im Aargau ist seit über 

100 Jahren konstant. Sie beträgt rund ein Drit-

tel der Kantonsfläche. Im Wald konnte sich die 

Artenvielfalt weiter verbessern. Hingegen 

haben Sturmereignisse und Trockenheit in den 

Jahren 2018 und 2019 dem Aargauer Wald zu-

gesetzt. Die Nähe des Siedlungsgebiets und 

das zunehmende Bedürfnis der Bevölkerung, 

Erholungs- und Freizeitaktivitäten im Wald aus-

zuüben, erhöhen den Druck auf den Wald. Die 

Wirtschaftlichkeit der Aargauer Forstbetriebe 

bleibt aufgrund der sinkenden Holzpreise 

kritisch.  

Die Belastung des Bodens durch Schwerme-

talle hat sich nicht bedeutend verändert. Be-

sonders belastet sind Äcker und intensiv 

genutztes Grünland. Weitere punktuelle Belas-

tungen werden entlang von Strassen und bei 

Gärtnereien festgestellt. Gleichzeitig werden in 

weiten Teilen des Kantons im Waldboden wie 

auch bei Trockenwiesen und Flachmooren die 

Belastungsgrenzen für Stickstoffeinträge aus 

der Luft überschritten. Ausserdem zeigt die 

Erosionskarte der Schweiz, dass auch im Aar-

gau etliche Flächen erosionsgefährdet sind. 

Schliesslich stört die zunehmende Lichtimmis-

sion nicht nur Menschen, sondern auch nacht-

aktive Tiere in ihrem normalen Verhalten. 

Relevante Themenbereiche für SDG 15 

U2 Bodenqualität 

U5 Lebensräume für Tiere und Pflanzen, 

 Artenvielfalt 

U6 Landschaft 

U8 Wald 
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Zusatzinformation 

SDG 15: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 

 

Der Zustand der Ökosysteme wird durch man-

nigfaltige Faktoren beeinflusst. Neben dem 

Siedlungsdruck und der Zerschneidung von 

Lebensräumen durch Infrastrukturbauten, 

wirken der Ressourcenbedarf sowie Emissio-

nen aus der wirtschaftlichen Produktion auf 

die lokalen und globalen Ökosysteme ein. Von 

besonderer Bedeutung für die lokalen Ökosys-

teme ist hierbei die landwirtschaftliche Pro-

duktion. Abgesehen von der Produktion ist 

auch das Konsumverhalten von entscheiden-

der Relevanz für den Zustand der Ökosys-

teme. Ferner kann der Ausbau der lokalen 

erneuerbaren Energien die Ökosysteme 

belasten. Auch mangelnde Wasserverfügbar-

keit oder Wasserqualität beeinflusst die Öko-

systeme. Bereits jetzt und stärker noch in 

Zukunft wird der Klimawandel die Ökosys-

teme verändern. Einen positiven Einfluss kann 

Bildung haben, insbesondere Kenntnisse über 

Naturzusammenhänge und die Ausbildung der 

Fähigkeit, der Natur respektvoll zu begegnen. 

Für die wirtschaftliche Produktion stellen die 

Ökosystemdienstleistungen eine notwendige 

Voraussetzung dar. Auch fördert eine intakte 

Natur die Standortattraktivität und die Wohn-

qualität und leistet einen Beitrag zu menschli-

chem Wohlbefinden. 

 

Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

15.1 Zur Sicherung des Raumes für die langfristige Erhaltung der Biodiversität sind bis 2020 mindestens 17% 
der Land- und Binnenwassergebiete durch wirkungsvolle, gerecht unterhaltene, ökologisch repräsenta-
tive und gut vernetzte Schutzgebietssysteme und andere wirksame gebietsbezogene Erhaltungsmass-
nahmen geschützt und in die umgebende Landschaft integriert. Der Zustand der gefährdeten Lebens-
räume wird verbessert 

15.2 Die Bewirtschaftung und Nutzung des Waldes erfolgen effizient und naturnah; dabei wird auf alle drei 
Dimensionen der Nachhaltigkeit gleichwertig Rücksicht genommen (Ökologie, Soziales und Ökonomie). 
Alle Waldfunktionen werden gleichwertig erfüllt, und der Wald bleibt in seiner räumlichen Verteilung 
grundsätzlich erhalten und nimmt in seiner Fläche nicht ab 

15.3 Die Funktionen des Bodens sind langfristig erhalten. Bodennutzungen führen zu keiner Degradierung, 
und wo möglich werden Böden und ihre Funktionalität wiederhergestellt 

15.4 Die Landschaften, Ökosysteme, Arten und die genetische Vielfalt im alpinen Gebiet sind erhalten. Die 
ökologische Infrastruktur zur Verbesserung der Durchlässigkeit des Raums ist verstärkt und die Land-
schaft unter Wahrung ihres Charakters weiterentwickelt. Die Nutzung des alpinen Gebiets schont Land-
schaft und Biodiversität 

15.5 Der Erhaltungszustand der Populationen von National Prioritären Arten wird bis 2020 verbessert und das 
Aussterben so weit wie möglich unterbunden. Der Zustand der gefährdeten Lebensräume wird verbes-
sert 

15.6 Es besteht ein erleichterter Zugang zu pflanzengenetischen Ressourcen für die Ernährung und Landwirt-
schaft, gemäss dem multilateralen System des Internationalen Vertrages für Pflanzengentische Ressour-
cen für Ernährung und Landwirtschaft. Der Zugang für alle anderen genetischen Ressourcen (Tiere, Mik-
roorganismen etc.) ist unter Vorbehalt besonderer Bestimmung im Rahmen der bestehenden 
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Gesetzgebung frei. Für die Vorteile, die sich aus der Nutzung genetischer Ressourcen ergeben, sollte 
möglichst ein gerechter Ausgleich stattfinden. 

15.8 Mensch und Umwelt werden durch gebietsfremde Arten nicht gefährdet und die biologische Vielfalt, Öko-
systemleistungen sowie deren nachhaltige Nutzung nicht beeinträchtigt. Die Ausbreitung von invasiven 
gebietsfremden Arten ist eingedämmt und die Neueinbringung wird verhindert 

15.9 Ökosystemleistungen werden bis 2020 quantitativ erfasst. Wissen über Biodiversität ist in der Gesell-
schaft bis 2020 ausreichend vorhanden und schafft die Basis dafür, dass Biodiversität von allen als eine 
zentrale Lebensgrundlage verstanden und bei relevanten Entscheidungen berücksichtigt werden kann 

15a Die Mittel zu Gunsten der Biodiversität werden aus allen Quellen signifikant erhöht. Negative Auswirkun-
gen von bestehenden finanziellen Anreizen auf die Biodiversität werden bis 2020 aufgezeigt und wenn 
möglich vermieden. Wo sinnvoll werden neue positive Anreize geschaffen 

15b Es herrschen gute Rahmenbedingungen für die Förderung und Unterstützung der nachhaltigen Bewirt-
schaftung der Wälder und für den Holzabsatz. Es besteht ein gemeinsames Finanzierungssystem 
zwischen Bund und Kantonen zum Vollzug der Massnahmen im Wald. Dabei sind private und öffentliche 
Waldbesitzer wichtige Partnerinnen und Partner 
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2.16 SDG 16 Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen 

 

SDG 16: Friedliche und inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung 

fördern, allen Menschen Zugang zum Recht ermöglichen und leistungsfähige, re-

chenschaftspflichtige und inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen  
 

 

SDG 16: Entwicklungsstand im Kanton Aargau 

Im Kanton Aargau ist eine friedliche und inklu-

sive Entwicklung, welche auf stabilen staatli-

chen Institutionen gründet, sichergestellt. Die 

Stabilität des Staatshaushalts ï als eine Be-

dingung für eine langfristig ausgerichtete Ent-

wicklung ï konnte nach mehreren, jährlich 

wiederkehrenden Spar- und Entlastungsmas-

snahmen sowie zuletzt mit der Gesamtsicht 

Haushaltsanierung wiederhergestellt werden. 

Die Jahresrechnungen des Kantons Aargau 

2017, 2018 und 2019 waren ausgeglichen und 

die Verschuldung des Kantons konnte redu-

ziert werden. Im Jahr 2019 war das Nettover-

mögen des Kantons sogar positiv. Auch die 

Staatsquote sank seit 2016 leicht, nachdem 

sie in den Vorjahren leicht, aber stetig ange-

stiegen war. Die Verwaltung arbeitet effizient, 

so dass der allgemeine Verwaltungsaufwand 

des Kantons und der Gemeinden unter dem 

gesamtschweizerischen Durchschnitt liegt.  

Die Aargauer Bevölkerung nimmt ihre politi-

schen Rechte nur beschränkt wahr. Die Betei-

ligung der stimm- und wahlberechtigten Aar-

gauer Bevölkerung liegt bei eidgenössischen 

Wahlen und Abstimmungen im schweizweiten 

Durchschnitt beziehungsweise leicht darunter. 

Der Anteil der Wohnbevölkerung im Aargau, 

der sich in einer politischen Partei oder einem 

politischen Amt engagiert ist tief. Aargauer 

Gemeinden zeigen denn auch entsprechend 

Probleme bei der Rekrutierung von Personen 

für Exekutivämter. Ab dem Schuljahr 2020/21 

hat der Aargau das Fach "Politische Bildung" 

auf der Oberstufe verbindlich eingeführt, auch 

um zukünftig eine höhere politische Beteili-

gung zu erzielen.  

Die objektive Sicherheit hat sich im Aargau 

leicht verbessert: Die Anzahl Straftaten ist 

2019 im Vergleich zu den Vorjahren gesunken 

und bei den schweren Gewaltstrafen lag der 

Kanton unter dem schweizweiten Durch-

schnitt. Zugenommen haben jedoch Betrugs-

delikte und Cyberkriminalität. Fast die Hälfte 

aller Straftaten konnte 2019 aufgeklärt wer-

den. 

Relevante Themenbereiche für SDG 16 

W8 Öffentlicher Haushalt 

W10 Leistungsfähiger Staat 

G8 Sicherheit 

G10 Politische Beteiligung 
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Zusatzinformation 

SDG 16: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 

 

Die Ausgeglichenheit des Staatshaushalts 

hängt insbesondere von den Einnahmen und 

Ausgaben des Staates ab. Einnahmeseitig 

spielen diesbezüglich die Leistungsfähigkeit 

der Wirtschaft und ihre Innovationsfähigkeit 

eine wesentliche Rolle. Die Stärke der staatli-

chen Institutionen wird ferner auch durch poli-

tische Bildung geprägt. Ebenfalls stärken die 

Verringerung von Ungleichheiten, zum Bei-

spiel durch das Stimmrecht der ausländischen 

Bevölkerung die politische Beteiligung der Ge-

samtgesellschaft. Hingegen kann Armut Trei-

ber sein für Straftaten und Gewaltverbrechen, 

während der Städtebau einen Beitrag zur sub-

jektiven und objektiven Sicherheit im öffentli-

chen Raum leisten kann. 

Der Zustand des öffentlichen Haushalts hat 

Auswirkungen auf die Handlungsfähigkeit des 

Staats insgesamt. Davon betroffen sind prinzi-

piell alle Tätigkeits- und Ausgabenbereiche 

des Kantons mit potenziell entsprechenden 

Auswirkungen auf alle SDGs. 

 

Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

16.1 Die Schweiz beugt Gewalt, Kriminalität und insbesondere Terrorismus vor und bekämpft sie wirksam 
16.2 Missbrauch und Ausbeutung von Kindern, Kinderhandel und alle Formen von Gewalt gegen Kinder sind 

reduziert 
16.3 Die individuellen Rechte und Freiheiten sowie der Schutz vor Willkür durch staatliche Stellen sind 

gewährleistet 
16.4 Die Integrität des Schweizer Wirtschafts- und Finanzplatz soll gestärkt und u.a. der Mittelabfluss aus Ent-

wicklungsländern ins Ausland durch Steuerhinterziehung, Geldwäscherei und Korruption (illicit financial 
flows) verhindert werden  

 Der Bund verfolgt seine proaktive Politik in der Identifikation, Sperrung und Rückführung gestohlener  
 Vermögenswerte ausländischer politisch exponierter Personen (asset recovery) entschlossen weiter   
 Die Schweiz spielt eine aktive Rolle bei der Bekämpfung des unerlaubten Handels mit und des Miss- 
    brauchs von Kleinwaffen und leichten Waffen. Der Bund beugt Gewalt, Kriminalität und Terrorismus vor 
 und bekämpft sie wirksam, mit u.a. den Schwerpunkten Bekämpfung der Organisierten Kriminalität und 
 des Terrorismus 
16.5 Die Schweiz behält in Bezug auf ihr niedriges Korruptionsniveau ihre Spitzenposition im internationalen 

Vergleich. Politik, Behörden, Unternehmen und Privatpersonen kennen die Schweizer Antikorruptionsge-
setze und -standards 

16.6 Die Behörden halten sich an das Öffentlichkeitsprinzip und handeln nach den Grundsätzen der Zweck-
mässigkeit und der Wirtschaftlichkeit. Sie gewährleisten eine einheitliche, frühzeitige und kontinuierliche 
Information der Öffentlichkeit über die Regierungstätigkeit 

16.7 Die politischen Rechte sind gewährleistet und die politischen Entscheidungsprozesse sind demokratisch, 
partizipativ, transparent und gerecht 

16.10 Der Zugang zu amtlichen Dokumenten und eine einheitliche, frühzeitige und kontinuierliche Information 
über die Regierungstätigkeit auf nationaler Ebene sind gewährleistet 

16b Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und niemand darf diskriminiert werden, namentlich nicht auf-
grund der Herkunft, der Rasse, des Geschlechts, des Alters, der Sprache, der sozialen Stellung, der 
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Lebensform, der religiösen, weltanschaulichen oder politischen Überzeugung oder wegen einer körperli-

chen, geistigen oder psychischen Behinderung 
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2.17 SDG 17 Partnerschaften zur Erreichung der Ziele 

 

SDG 17: Umsetzungsmittel stärken und die globale Partnerschaft für nach-

haltige Entwicklung mit neuem Leben füllen 

 

 

SDG 17: Entwicklungsstand im Kanton Aargau 

Der Kanton Aargau arbeitet in vielfältigen 

Partnerschaften zur Umsetzung einer nach-

haltigen Entwicklung im Sinne der Agenda 

2030. Über die aktive Mitwirkung des Kantons 

Aargau beim Netzwerk der kantonalen Nach-

haltigkeitsfachstellen (NKNF) wird die inter-

kantonale Zusammenarbeit sowie der Aus-

tausch mit dem Bund sichergestellt. Zur 

Pflege eines gemeinsamen Indikatorensys-

tems zum Messen von nachhaltiger Entwick-

lung ist der Kanton Aargau Teil des "Cercle In-

dicateurs". Mit dem "Nachhaltigkeitsdialog" 

unterstützt der Kanton die Aargauer Gemein-

den bei der Umsetzung der nachhaltigen Ent-

wicklung. 2005 hat der Kanton Aargau den 

ersten kantonalen Nachhaltigkeitsbericht, ein 

Mittel zur kohärenten und transparenten Poli-

tikgestaltung, publiziert. Seither sind fünf 

Nachhaltigkeitsberichte erschienen, bei denen 

Systematik und Datengrundlage fortlaufend 

optimiert wurden. Mit dem Instrument "Check-

liste Interessenabwägung Nachhaltigkeit" führt 

der Kanton Aargau Nachhaltigkeitsbeurteilun-

gen von eigenen Projekten und Prozessen 

durch.  

Das Handeln von Wirtschaft, Gesellschaft und 

Kanton hat auch Auswirkungen auf die restli-

che Schweiz und das Ausland, wobei bezüg-

lich dieser grenzüberschreitenden Effekte 

grosse Wissenslücken bestehen. Beispiels-

weise fällt ein Grossteil der Umweltbelastung 

infolge des Konsums in der Schweiz durch die 

Produktion von Gütern im Ausland an und die 

hohen Treibhausgasemissionen haben Aus-

wirkungen auf das globale Klimasystem.  

Relevante Themenbereiche für SDG 17 

Einleitung des Nachhaltigkeitsberichts 

W7 Ressourcenintensität 

U12 Klima 

 

Zusatzinformation 

SDG 17: Beziehungen mit anderen SDGs (generisch formuliert) 

 

Technische und soziale Innovationen, das 

Schliessen von lokalen Stoffkreisläufen so-

wie ein verantwortungsvoller Konsum tragen 

dazu bei, negative ökologische und soziale 

Auswirkungen in ausserkantonalen Gebieten 

zu verringern. 

Eine verstärkte Berücksichtigung der ausser-

kantonalen Wirkungen lokalen Handelns führt 

zu einer Verringerung internationaler Un-

gleichheiten und stärkt die internationale Soli-

darität. Aus internationaler Perspektive hat 

dies potenziell Auswirkungen auf alle SDGs.
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Schweizer Unterziele mit Relevanz für den Kanton Aargau 

17.2 Der Bund anerkennt grundsätzlich die Zielsetzung von 0.7% des Bruttonationaleikommens sowie die 
Ziele von 0.15% und 0.2% des Bruttonationaleinkommens für die ärmsten Entwicklungsländer als ein 
langfristiges Ziel für die Höhe der öffentlichen Entwicklungshilfe 

17.8 Die Schweiz fördert im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit in ausgewählten Gebieten den Zu-
gang zu Wissen und Technologien und setzt sich für einen chancengleichen Zugang der gesamten Welt-
bevölkerung zu Informationstechnologien ein 

17.14 Die Politik des Bundes ist kohärent und transparent. Dabei werden Interessen und die drei Zieldimensio-
nen der nachhaltigen Entwicklung in nationaler Perspektive, in ihren grenzüberschreitenden Wirkungen 
und mit Blick auf globale Herausforderungen ausgewogen berücksichtigt 

17.16 Die Schweiz engagiert sich international für die globale Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung und 
arbeitet im Rahmen ihrer internationalen Zusammenarbeit mit staatlichen und multilateralen Partnern, der 
Zivilgesellschaft und mit dem Privatsektor zusammen 

17.19 La Confédération exploite et développe le monitoring du développement durable aux niveaux national et 
subnational et partage ses connaissances en la mati¯re avec dôautres acteurs en Suisse ainsi quôavec 

les autres pays dont notamment ceux en développement 
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3. Übersicht der drei Dimensionen 

Dieses Kapitel ermöglicht eine kurze Über-

sicht über die drei Nachhaltigkeitsdimensionen 

Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt. Einer-

seits durch eine kurze beschreibende Zusam-

menfassung jeder Dimension. Andererseits 

durch die tabellarische Darstellung aller ge-

messenen Indikatoren in den 32 Themenbe-

reichen der drei Dimensionen. In den Tabellen 

wird ersichtlich, inwiefern sich die Indikatoren 

in Richtung Nachhaltigkeit entwickelt haben. 

Einerseits langfristig (in der Regel ab 2000), 

andererseits kurzfristig (in der Regel ab 2016). 

Zudem wird in der Tabelle dargestellt, wo der 

Kanton Aargau im Vergleich mit dem Schwei-

zer Durchschnitt, respektive anderen Kanto-

nen steht. Der Vergleich mit dem Schweizer 

Durchschnitt ist dann nicht möglich, bezie-

hungsweise sinnvoll, wenn es keine entspre-

chenden schweizweiten Datensätze gibt (zum 

Beispiel W6 "Anschluss an ARA mit MV-Stufe, 

Aargau") oder wenn der Indikator selbst be-

reits schweizweite Zahlen verwendet, da 

kantonsspezifische Daten nicht vorhanden 

sind (zum Beispiel W7 "Energieintensität 

Schweiz"). 

 

Lesebeispiel für den Indikator W1 "Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit":  

Das Bruttoinlandprodukt (BIP) des Kantons Aargau hat sich langfristig betrachtet positiv (grün), also 

im Sinne der Nachhaltigkeit, entwickelt. Kurzfristig hat sich das BIP weder positiv noch negativ in 

Richtung Nachhaltigkeit verändert, es blieb unverändert (gelb). Der Vergleich mit dem Schweizer 

Durchschnitt fällt negativ (rot) aus. 

 

Nicht ersichtlich wird in der Tabelle, ob die 

positiven oder negativen Entwicklungen eine 

geringe oder starke Ausprägung haben und 

inwieweit sie, falls vorhanden, auf einem an-

gestrebten Zielpfad liegen (zum Beispiel U12 

"Treibhausgasemissionen Aargau": hier kann 

zwar eine positive Entwicklung in Richtung 

Nachhaltigkeit festgestellt werden, inwiefern 

diese auf dem angestrebten Zielpfad liegt, 

wird jedoch nicht beurteilt). 

Die Entwicklungen der Indikatoren werden in den Tabellen wie folgt dargestellt: 

Entwicklung in Richtung Nachhaltigkeit  Vergleich mit Schweizer Durchschnitt bezogen auf die 
Zielrichtung Nachhaltigkeit  

Â  positive Entwicklung Â  positiv  

Â  unverändert Â  gleich 

Â  negative Entwicklung Â  negativ 

Â  Aussage nicht möglich, da zu wenige Da-
tenpunkte 

Â  Vergleich nicht möglich, da keine vergleichbaren Da-
tensätze oder nicht sinnvoll, da Indikator nur Schwei-
zer Daten zeigt 

 

3.1 Methodik zur Beurteilung der Indikatoren 

Um die Indikatoren zu beurteilen, wird deren 

Entwicklung über die Zeit betrachtet. Einer-

seits langfristig (in der Regel ab 2000), ande-

rerseits kurzfrisitg (in der Regel ab 2016). 

Wenn die beobachtete Veränderung im ent-

sprechenden Zeitraum zwischen plus 3 Pro-

zent und minus 3 Prozent liegt, gilt sie als un-

verändert. Ansonsten gilt sie als positiv oder 

negativ, abhängig von der ï aus Nachhaltig-

keitssicht angestrebten ï Zielrichtung, welche 

im jeweiligen Themenbereich (Kapitel 4) defi-

niert und beschrieben ist. 

Bei der Beurteilung der langfristigen Entwick-

lung wird der Einfluss besonderer Werte 

("Ausreisser") verringert, indem die Entwick-

lung zwischen dem Durchschnittswert der ers-

ten drei verfügbaren Jahre und jenem der drei 

letzten verfügbaren Jahre betrachtet wird. Bei 

der Beurteilung der kurzfristigen Entwicklung 

kommt es häufig vor, dass die Periodizität des 

Indikators höher ist als ein Jahr oder die Zeit-

reihe weniger als sechs Messungen enthält. In 

diesem Fall betrachtet man die Veränderung 
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zwischen dem ersten und letzten verfügbaren 

Indikatorwert.  

Basierend auf Bundesamt für Statistik BFS 

(2019): Monet ï Zusammenfassung der Indi-

katoren (Methodik), Neuenburg: BFS 

(https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statis-

tiken/nachhaltige-entwicklung/monet-

2030/methodische-aspekte.assetde-

tail.11107674.html) 

3.2 Dimension Wirtschaft 

3.2.1 Zusammenfassung: Gute Standortqualität, aber unterdurchschnittliches Bruttoinland-

produkt  

Für Unternehmen bietet der Kanton Aargau 

eine gute Standortqualität. Dazu trägt insbe-

sondere die gute Verkehrsanbindung bei. Die 

Innovationskraft, gemessen an Patentanmel-

dungen und Beschäftigten in innovativen 

Branchen, ist gut. Herausfordernd bleibt die 

Verfügbarkeit von Hochqualifizierten und dies-

bezüglich auch das verbesserte Ausschöpfen 

des Arbeitskräftepotenzials von Frauen.  

Die Wirtschaftsleistung wird von einer breit 

diversifizierten Wirtschaft erbracht, wobei der 

Anteil der Beschäftigten im Industriesektor im 

Vergleich zur Gesamtschweiz überdurch-

schnittlich ist. Die Struktur der Unternehmens-

landschaft und der vergleichsweise tiefe Anteil 

von wertschöpfungsstarken Unternehmen ist 

bei einem gleichzeitig überdurchschnittlichen 

Bevölkerungswachstum Grund für das unter 

dem Schweizer Durchschnitt liegende Brutto-

inlandprodukt pro Person.  

Der Kanton Aargau gilt als finanziell attraktiver 

Wohnkanton: Das Mietpreisniveau liegt zwar 

leicht über dem Schweizer Durchschnitt, aber 

unter anderem dank der vergleichsweise 

tiefen Steuerbelastung für natürliche Personen 

ist das frei verfügbare Einkommen überdurch-

schnittlich hoch.  

Die Stabilität des Staatshaushalts konnte dank 

verschiedener Sanierungsprogramme sowie 

der Gesamtsicht Haushaltsanierung wieder-

hergestellt werden. Ebenfalls zum Ausgleich 

beigetragen haben höhere Beiträge aus dem 

nationalen Finanzausgleich sowie höhere 

Ausschüttungen der Schweizerischen Natio-

nalbank.  

 

3.2.2 Übersicht der Indikatoren der Dimension Wirtschaft 

Indikatoren Dimension Wirtschaft 
Entwicklung in Richtung 
Nachhaltigkeit  

Vergleich AG 
mit CH-Mittel 

  
langfristig,  
in der Regel 
ab 2000 

kurzfristig,  
in der Regel 
ab 2016 

  

W1 Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit       

Bruttoinlandprodukt pro Person Aargau, 2000ï2019 Â Â Â 

W2 Standortattraktivität       

Standortqualitätsindikator Aargau, 2004ï2020 Â Â Â 

W3 Innovation       

Beschäftigte in innovativen Branchen Aargau, 2001ï2018  Â Â Â 

Patentanmeldungen Aargau, Rang aller Kantone, 2001-2015 Â Â Â 

W4 Finanzielle Wohnattraktivität       

Frei verfügbares Einkommen Aargau, 2016 Â Â Â 

Mietpreisniveau Aargau, 2005ï2019  Â Â Â 

W5 Arbeitsmarkt       

Arbeitslosenquote Aargau, 2000ï2019  Â Â Â 

Nettoerwerbsquote Aargau Männer, 2010ï2018 Â Â Â 

Nettoerwerbsquote Aargau Frauen, 2010ï2018 Â Â Â 

https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/nachhaltige-entwicklung/monet-2030/methodische-aspekte.assetdetail.11107674.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/nachhaltige-entwicklung/monet-2030/methodische-aspekte.assetdetail.11107674.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/nachhaltige-entwicklung/monet-2030/methodische-aspekte.assetdetail.11107674.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/nachhaltige-entwicklung/monet-2030/methodische-aspekte.assetdetail.11107674.html
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Indikatoren Dimension Wirtschaft 
Entwicklung in Richtung 
Nachhaltigkeit  

Vergleich AG 
mit CH-Mittel 

  
langfristig,  
in der Regel 
ab 2000 

kurzfristig,  
in der Regel 
ab 2016 

  

W6 Infrastruktur und Investitionen       

Kosten Unterhalt öffentlicher Bau Aargau, 2000ï2018 Â Â Â 

Anschluss an ARA mit MV-Stufe Aargau, 2016ï2019 Â Â Â 

W7 Effizienter Einsatz natürlicher Ressourcen       

Energieintensität Schweiz, 2000ï2019 Â Â Â 

Materialintensität Schweiz, 2000ï2018 Â Â Â 

W8 Öffentlicher Haushalt       

Nettoverschuldungsquote Aargau, 2013ï2019 Â Â Â 

Ergebnisse der Jahresrechnung Aargau, 2000ï2019 Â Â Â 

W9 Steuern und Gebühren       

Steuerbelastung natürliche Personen Aargau, 2003ï2020 Â Â Â  

Steuerbelastung juristische Personen Aargau, 2003ï2020 Â Â Â 

Gebührenfinanzierung Aargau, 2008ï2018 Â Â Â 

W10 Leistungsfähiger Staat       

Staatsquote Aargau, 2000ï2019 Â Â Â 

Allgemeiner Verwaltungsaufwand pro Person Aargau, 2000ï2018 Â Â Â 

 

3.3 Dimension Gesellschaft 

3.3.1 Zusammenfassung: Sicherheit und Gesundheit auf hohem Niveau, Chancengerechtig-

keit bleibt herausfordernd 

Der Kanton Aargau hat das von Bund und 

Kantonen angestrebte Ziel, dass 95 Prozent 

aller 25-Jährigen über einen Abschluss auf 

Sekundarstufe II verfügen, noch nicht erreicht, 

liegt aber über dem Schweizer Durchschnitt. 

Sowohl bei diesem Abschluss der nachobliga-

torischen Ausbildung, als auch in der Volks-

schule, sind deutliche Unterschiede zwischen 

den Nationalitäten erkennbar. Die Arbeits-

marktintegration eines Teils der ausländischen 

Bevölkerung erweist sich ebenfalls als schwie-

riger. Frauen sind insbesondere in Kaderposi-

tionen nach wie vor deutlich untervertreten. 

Die Sozialhilfequote sinkt im Aargau erstmals 

seit 10 Jahren, der Anteil an Kindern und 

Jugendlichen an den Sozialhilfeempfangen-

den bleibt hoch.  

Sicherheit und Gesundheit der Aargauer Be-

völkerung sind auf einem hohen Niveau, wo-

bei die psychische Gesundheit eher abnimmt. 

Die Gesundheitskosten nehmen weiter zu, bei 

den Gesundheitsberufen besteht ein Fachkräf-

temangel. Die Anzahl schwerer Gewaltstraf-

taten liegt unter dem Schweizer Durchschnitt. 

Die Anzahl Verkehrstote lag auf einem histori-

schen Tiefststand, hingegen stieg die Gesamt-

zahl der Verkehrsunfälle. Ein tendenziell sin-

kender Anteil der Bevölkerung fühlt sich vom 

Verkehrslärm gestört. 

Die Beteiligung der Bevölkerung an der institu-

tionellen Freiwilligenarbeit stagniert in den 

Kantonen der Nordwestschweiz seit 2013; 

Aargauer Gemeinden bekunden Mühe bei der 

Rekrutierung von Personen für Exekutivämter. 

Die Beteiligung der stimm- und wahlberechtig-

ten Aargauer Bevölkerung liegt bei eidgenös-

sischen Wahlen und Abstimmungen im 

schweizweiten Durchschnitt bzw. leicht 

darunter. Bei den Kulturausgaben pro Person 

konnte der Kanton Aargau im interkantonalen 

Vergleich Ränge gutmachen, der Aargau liegt 

jedoch weiterhin im hintersten Viertel aller 

Kantone.  
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3.3.2 Übersicht der Indikatoren der Dimension Gesellschaft 

Indikatoren Dimension Gesellschaft 
Entwicklung in Richtung 
Nachhaltigkeit  

Vergleich AG 
mit CH-Mittel 

  
langfristig,  
in der Regel 
ab 2000 

kurzfristig,  
in der Regel 
ab 2016 

  

G1 Bildung       

Direkte Übertritte in die nachobligatorische Bildung Aargau, 2008ï2020 Â Â Â 

Quote Erstabschlüsse Sekundarstufe II Aargau, 2015ï2018 Â Â Â 

G2 Einkommen, Armut und soziale Unterstützung       

Sozialhilfequote Aargau, 2004ï2018  Â Â Â 

Minderjährige mit sozialer Unterstützung Aargau, 2005ï2018 Â Â Â 

G3 Integration      

Quote Erstabschlüsse Sekundarstufe II nach Nationalität Aargau,  
2015ï2018 

Â Â Â 

Arbeitslosenquote nach Nationalität Aargau, 2000ï2019 Â Â Â 

G4 Sozialer Zusammenhalt       

Beteiligung der Bevölkerung an der Freiwilligenarbeit Nordwestschweiz, 
2010ï2016 

Â Â Â 

Zufriedenheit mit persönlichen Beziehungen Nordwestschweiz,  
2007ï2018 

Â Â Â 

G5 Chancengerechtigkeit       

Frauen in Kaderpositionen Aargau, 2000ï2018 Â Â Â 

Integrationsquote in Regelschulen Aargau, 2012ï2019 Â Â Â 

G6 Gesundheit und Wohlbefinden       

Verlorene potenzielle Lebensjahre Aargau, 2000ï2018 Â Â Â 

Lebenserwartung bei guter Gesundheit Schweiz, 2010 / 2017 Â Â Â 

G7 Wohnqualität und Lärm       

Erschliessungsqualität von Wohn- und Mischzonen Aargau, 2007ï2019 Â Â Â 

Anteil der durch Verkehrslärm beeinträchtigten Bevölkerung Aargau, 
2002ï2017  

Â Â Â
1
  

G8 Sicherheit       

Schwere Gewaltstraftaten Aargau, 2009ï2019 Â Â Â 

Verkehrsunfälle Aargau, 2000ï2019  Â Â Â 

G9 Kultur       

Kulturausgaben Aargau pro Person, Rang aller Kantone, 2008ï2017 Â Â Â 

Bestand kantonal geschützter Bauten Aargau, 2000ï2019 Â Â Â 

G10 Politische Beteiligung       

Stimm- und Wahlbeteiligung kantonal und eidgenössisch Aargau,  
2000ï2019  

Â Â Â 

Freiwilligenarbeit in politischen Parteien und Ämtern Schweiz,  
2000ï2016 

Â Â Â 

1Vergleich mit den 19 Kantonen des Cercle Indicateurs (AG, AI, BE, BL, FR, GE, GL, LU, NE, SG, SO, SZ, TG, TI, UR, VD, VS, ZG, ZH) 
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3.4 Dimension Umwelt 

3.4.1 Zusammenfassung: Deutliche Verbesserung der Luftqualität, Klimaziel als grosse Her-

ausforderung 

Bezüglich hochwertiger Siedlungsentwicklung 

nach innen macht der Kanton Aargau weitere 

Fortschritte. Die Zunahme an überbauter 

Wohn- und Mischzone konnte in den letzten 

Jahren weiter vom Bevölkerungswachstum 

entkoppelt werden. Trotzdem wird weiterhin 

jeden zweiten Tag die Fläche eines Fussball-

feldes überbaut. Die Zerschneidung der 

Lebensräume durch Strassen, Bahnlinien und 

Siedlungen nahm dank dem Bau von Wildtier- 

und Kleintierdurchlässen und -brücken ab, die 

Fläche wertvoller Lebensräume für Tiere und 

Pflanzen weiter zu. Lebensräume für gefähr-

dete Arten bleiben jedoch unter Druck. Durch 

das Bevölkerungswachstum und die Sied-

lungsausdehnung wächst der Druck auf den 

Wald. Die Ansprüche an die Landwirtschaft, 

von der Nahrungsmittelproduktion bis zur öko-

logischen Verantwortung, bleiben herausfor-

dernd. 

Trotz Reduktion der Treibhausgasemissionen 

bestehen erhebliche Lücken zum angestreb-

ten Klimaziel des Kantons Aargau, welches 

"Netto-Null"-Emissionen bis 2050 vorsieht. Im 

Aargau ist die öV-Erschliessung im urbanen 

Raum relativ gut, der Motorisierungsgrad hat 

leicht abgenommen, liegt aber nach wie vor 

über dem Schweizer Durchschnitt. Der End-

energieverbrauch pro Person ï ohne Berück-

sichtigung der grauen Energie ï ist rückläufig; 

rund drei Viertel davon stammt aus nicht 

erneuerbaren Energien. 

Die Qualität des Grundwassers, gemessen an 

der durchschnittlichen Nitratbelastung, hat 

sich im Aargau kaum verbessert. Die Wasser-

qualität der Fliessgewässer nimmt weiter zu. 

Mikroverunreinigungen wie z.B. Pestizide, 

Medikamentenrückstände oder Haushaltsche-

mikalien bleiben herausfordernd. Die Lang-

zeit-Luftbelastung durch die Schadstoffe Fein-

staub, Stickstoffdioxid und bodennahes Ozon 

hat sich, trotz vereinzelten Grenzwertüber-

schreitungen, deutlich verbessert.  

  

3.4.2 Übersicht der Indikatoren der Dimension Umwelt 

Indikatoren Dimension Umwelt 
Entwicklung in Richtung 
Nachhaltigkeit  

Vergleich AG 
mit CH-Mittel 

  
langfristig,  
in der Regel 
ab 2000 

kurzfristig,  
in der Regel 
ab 2016 

  

U1 Bodenverbrauch durch Siedlungsentwicklung       

Bauzone Aargau, 2000ï2019 Â Â Â 

Überbaute Bauzone Aargau, 2000ï2019 Â Â Â 

Entkoppelung Wachstum Bevölkerung und Wachstum überbaute Wohn- 
und Mischzone Aargau, 2000ï2019 

Â Â Â 

U2 Bodenqualität       

Belastung des Bodens mit Schwermetallen Aargau, 1996ï2006  Â Â Â 

U3 Wasserqualität       

Nitrat im Grundwasser Aargau, 2000ï2019  Â Â Â 

Langzeitmonitoring mittelgrosser Fliessgewässer Aargau, 2000ï2019 Â Â Â 

U4 Luftqualität       

Langzeit-Luftbelastungsindex Baden, Suhr/Aarau, Sisseln/Schupfart, 
2001ï2019  

Â Â Â
1
 

Feinstaub (PM10) Baden, Suhr/Aarau Sisseln/Schupfart, 2000ï2019 Â Â Â 

U5 Lebensräume für Tiere und Pflanzen, Artenvielfalt       

Flächen wertvoller Lebensräume Aargau, 2000ï2019  Â Â Â
1
 

Kessler-Index der Artenvielfalt Aargau, 2000ï2019 Â Â Â 
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Indikatoren Dimension Umwelt 
Entwicklung in Richtung 
Nachhaltigkeit  

Vergleich AG 
mit CH-Mittel 

  
langfristig,  
in der Regel 
ab 2000 

kurzfristig,  
in der Regel 
ab 2016 

  

U6 Landschaft       

Effektive Maschenweite (Mass für die Zerschneidung der Landschaft) 
Aargau, 2008ï2020 

Â Â Â 

Landschaftsrelevante Neubauten Aargau, 2000ï2019 Â Â Â 

U7 Landwirtschaft       

Biodiversitätsförderflächen Aargau, 2003ï2019 Â Â Â 

Fruchtfolgeflächen Aargau, 2003ï2019 Â Â Â 

U8 Wald       

Waldfläche Aargau, 2000ï2019 Â Â Â 

Naturwaldreservate und Altholzinseln Aargau, 2001ï2019 Â Â Â 

U9 Energie       

Endenergieverbrauch pro Person Aargau, 2000ï2019  Â Â Â 

Anteil erneuerbare Energien am Endenergieverbrauch Schweiz,  
2000ï2019 

Â Â Â 

U10 Mobilität       

Motorisierungsgrad Aargau, 2000ï2020 Â Â Â 

Anteil der Bevölkerung in den öV-Güteklassen A bis C Aargau,  
2017 / 2019 

Â Â Â 

U11 Abfälle und einheimische Rohstoffe       

Kehricht aus Haushalten pro Person Aargau, 2000ï2019  Â Â Â 

Anteil Recyclingbaustoffen am Wandkiesabbau Aargau, 2006ï2019 Â Â Â 

U12 Klima       

Treibhausgasemissionen Aargau, 2000ï2018   Â Â Â 

CO2-Emissionen Gebäudepark Aargau, 2016ï2018  Â Â Â 

1Vergleich mit den 19 Kantonen des Cercle Indicateurs (AG, AI, BE, BL, FR, GE, GL, LU, NE, SG, SO, SZ, TG, TI, UR, VD, VS, ZG, ZH) 
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4. Themenkapitel 

Der Bericht "Nachhaltige Entwicklung im Kanton Aar-

gau 2020" lehnt sich mit seiner Struktur an die voran-

gehenden Nachhaltigkeitsberichte an. Wichtigste 

Grundlage bildet weiterhin die faktenbasierte Be-

schreibung der aktuell 32 Themenbereiche ï je 10 in 

den Dimensionen Wirtschaft und Gesellschaft und 12 

in der Dimension Umwelt. Neu dazugekommen ist 

der eigenständige Themenbereich "Klima". Die The-

menbereiche werden durch ein bis zwei Indikatoren 

repräsentiert und deren Entwicklung entsprechend 

gemessen. Die gewählten Indikatoren sollen einfach 

zu erheben, verständlich, für den Aargau relevant 

und aussagekräftig sowie mit anderen Kantonen oder 

mit dem schweizerischen Durchschnitt vergleichbar 

sein. Ein gleichbleibendes Indikatorenset über die 

Jahre wird angestrebt. Im Vergleich mit dem vierten 

Nachhaltigkeitsbericht wurden nur wenige Indikatoren 

ersetzt oder angepasst. Einzelne Indikatoren basie-

ren auf dem "Cercle Indicateurs", einem System zur 

Beurteilung der Nachhaltigen Entwicklung, das von 

19 Kantonen und 27 Städten gepflegt wird.  

In jedem Themenbereich wird die aus Nachhaltig-

keitssicht anzustrebende Zielrichtung sowohl für die 

Indikatoren als auch allgemein für den Themenbe-

reich beschrieben. Der Stand der Themenbereiche 

wird anhand der erhobenen Indikatoren grafisch dar-

gestellt und unter Einbezug weiterer Fakten beschrie-

ben. Die Entwicklung der Indikatoren gilt als posi-

tiv, wenn sie der Zielrichtung entspricht. Andernfalls 

wird die Entwicklung als negativ beurteilt. Als unver-

ändert gilt sie, wenn die beobachtete Veränderung 

zwischen plus 3 Prozent und minus 3 Prozent liegt. 

(Link zu weiteren Informationen zur Methodik der 

Indikatorenbeurteilung). "Aussage nicht möglich" 

deutet darauf hin, dass zu wenige Datenpunkte vor-

handen sind. Im Zusammenhang mit der Agenda 

2030 als neuer Referenzrahmen wurden für jeden 

Themenbereich jene SDGs identifiziert, die ï basie-

rend auf den Schweizer Unterzielen ï einen Zusam-

menhang zum Themenbereich aufweisen. Die 

Herausforderungen weisen auf anstehende, zent-

rale Frage- und Problemstellungen in den Themen-

bereichen hin. In den "Spotlights Klima" werden zu-

sätzlich klimaspezifische Herausforderungen oder 

laufende Projekte aus der kantonalen Verwaltung be-

schrieben. 

  

https://www.are.admin.ch/are/de/home/nachhaltige-entwicklung/evaluation-und-daten/nachhaltigkeitsindikatoren/cercle-indicateurs.html
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4.1 Dimension Wirtschaft 

4.1.1 W1 Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 

Bruttoinlandprodukt pro Person, Aargau und 

Schweiz, 2000-2019 

Bruttoinlandprodukt pro Person, alle Kantone, 

2019 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2000: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: unverändert 

 

  

Das Bruttoinlandprodukt pro Person umfasst den Wert der im Inland hergestellten Waren und Dienstleistungen abzüg-

lich der Vorleistungen. Damit wird die effektive Wertschöpfung im Inland gemessen (Daten: BAK Basel 2020; die 

Werte für 2018 und 2019 sind provisorisch). 

SDG in Zusammenhang mit W1 (Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit):  

SDG 8: Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive Voll-

beschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle fördern 
 

Das Bruttoinlandprodukt pro Person stagniert im 

Aargau weiterhin und liegt unter dem schweizeri-

schen Durchschnitt. Die Wirtschaftsleistung wird 

von einer breit diversifizierten Wirtschaft erbracht, 

wobei der Anteil der Beschäftigten im Industrie-

sektor vergleichsweise überdurchschnittlich ist. 

Zielrichtung: Qualitatives Wirtschaftswachstum 

anstreben 

Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit bestimmt massge-

blich, wie sich der Wohlstand im Kanton Aargau entwi-

ckelt. Angestrebt wird ein qualitatives, das heisst sozial- 

und umweltverträgliches Wirtschaftswachstum, welches 

Sozialstandards und ökologische Grenzen beachtet und 

die Arbeits- und Ressourcenproduktivität erhöht. 

Eine prosperierende Wirtschaft ermöglicht individuellen 

Wohlstand und trägt mit Steuererträgen zum Erhalt der 

finanziellen Handlungsfähigkeit des Kantons bei. Inklusi-

ves und dauerhaftes Wirtschaftswachstum bedingt gute 

staatliche Rahmenbedingungen und stärkt den Aargau 

als Unternehmens- und Wohnstandort. 

Indikator: Bruttoinlandprodukt 

Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit wird anhand des 

Bruttoinlandprodukts (BIP) pro Person gemessen. 

Dieses weist die im Kanton produzierte Wertschöpfung 

aus, jedoch ohne Berücksichtigung ihrer Qualität. Das 

kantonale Bruttoinlandprodukt pro Person soll dauerhaft 

und stetig steigen und über dem schweizerischen 

Durchschnitt liegen. Mit dem BIP können keine Aussa-

gen zu den aus Nachhaltigkeitssicht geforderten qualita-

tiven Aspekten des Wirtschaftswachstums gemacht 

werden.  

Stand: Der Aargau bleibt beim Bruttoinlandprodukt 

weiterhin unterdurchschnittlich 

Das Bruttoinlandprodukt (BIP) pro Person steigt im Kan-

ton Aargau nach einem leichten Einbruch im Jahr 2016 

wieder moderat an. Das BIP pro Kopf liegt fast einen 

Viertel unter dem Schweizer Durchschnitt, welcher im 

Jahr 2019 mit 81'188 Franken einen Höchststand er-

reichte. Nur wenige Kantone liegen über dem Schweizer 

Durchschnitt und die vier wirtschaftsstärksten Kantone 
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Basel-Stadt, Zug, Genf und Zürich bewirken, dass die-

ser deutlich angehoben wird. In den letzten zehn Jahren 

(seit 2009) ist das Bruttoinlandprodukt pro Kopf im Aar-

gau um 1,6 Prozent gestiegen. Im gleichen Zeitraum 

stieg das Bruttoinlandprodukt der Schweiz um 7,3 Pro-

zent an. Der Aargau kann damit mit der Dynamik des 

Schweizer Durchschnitts nicht mithalten. Auch in den 

strukturähnlichen Kantonen St. Gallen, Thurgau und 

Solothurn ist das Bruttoinlandprodukt in den letzten 

zehn Jahren (seit 2009) zwischen 7,3 Prozent und 

9,6 Prozent gewachsen. Im Vergleich mit allen Kanto-

nen lag der Kanton Aargau bezüglich dem Bruttoinland-

produkt pro Person im Jahr 2019 auf dem 20. Platz und 

damit im letzten Viertel. Seit 2015 ist der Aargau um 

einen Rang zurückgefallen. Im Vergleich zu den ande-

ren Kantonen weist der Aargau weiterhin ein überdurch-

schnittliches Bevölkerungswachstum auf. In den letzten 

zehn Jahren sind nur die Kantone Fribourg, Waadt und 

Zug stärker gewachsen als der Kanton Aargau (BAK 

Basel 2020).  

Das Bruttoinlandprodukt pro Beschäftigte (Vollzeitäqui-

valente, VZÄ) zeigt wie viel Wertschöpfung pro Arbeits-

platz durchschnittlich generiert wird. Verglichen mit dem 

Schweizer Durchschnitt lag dieses im Aargau 2019 mit 

einem Unterschied von rund 6 Prozent leicht unter dem 

Schweizer Durchschnitt. Im Ranking aller Kantone lag 

der Aargau beim Bruttoinlandprodukt pro Beschäftigte 

im hinteren Mittelfeld (DVI 2020). Die erzielte Wirt-

schaftsleistung wird im Kanton Aargau von einer breit 

diversifizierten Wirtschaft erbracht und ist im Vergleich 

zu anderen Kantonen entsprechend weniger stark ab-

hängig von einzelnen Branchen oder Unternehmen. Der 

Kanton Aargau ist weiterhin überdurchschnittlich ge-

prägt vom Industriesektor mit zahlreichen Betrieben in 

den Bereichen Kraftwerkausbau, Chemie und der Her-

stellung von Maschinen. Jeder vierte Beschäftigte im 

Kanton ist im verarbeitenden Gewerbe tätig wenn auch 

der Anteil, insbesondere in traditionellen Industriebran-

chen laufend sinkt (BFS 2017, NAB 2016). Durch die 

überdurchschnittliche Abhängigkeit von der globalen 

Nachfrageentwicklung steht die Aargauer Industrie im 

Zusammenhang mit dem starken Franken weiterhin 

unter Druck. Zudem gilt der Kanton Aargau als ausge-

prägter Wohnkanton und weist eine eher niedrige Dichte 

an Unternehmen auf. Die Anzahl der Unternehmen pro 

1'000 Einwohnende liegt deutlich unter dem nationalen 

Durchschnitt. Es fehlt insbesondere an wertschöpfungs-

starken Unternehmen. Bei Unternehmen mit einem 

Reingewinn von mindestens 1 Million Franken liegt der 

Kanton Aargau 24 Prozent unter dem Schweizer Durch-

schnitt. (BAK Basel 2017) 

Herausforderungen 

Å Die andauernde Frankenstärke bleibt für die export-

orientierte Aargauer Wirtschaft herausfordernd.  

Å Mit dem Rückgang von Arbeitsplätzen im zweiten 

Sektor steht auch für den Kanton Aargau der Struk-

turwandel zur Dienstleistungsgesellschaft an und for-

dert sowohl die Arbeitskräfte als auch die Unterneh-

men heraus.  

Å Die Ansiedlung wertschöpfungsstarker Unternehmen 

ist trotz überdurchschnittlich guter Standortfaktoren 

schwierig.   

Å Im Industriesektor verändert sich die Branchenland-

schaft weiterhin von traditionellen Branchen wie die 

Nahrungsmittel, die Textil- und Bekleidungsindustrie 

sowie die Papier- und Druckindustrie zu stark tech-

nologisierter Spitzenindustrie (NAB 2016).  

Å Die voranschreitende Digitalisierung ist insbeson-

dere für Industrieunternehmen weiterhin herausfor-

dernd (NAB 2016). 

Å Die Auswirkungen des Klimawandels, der Druck auf 

die natürlichen Ressourcen sowie der Biodiversitäts-

verlust verstärken die Forderungen nach einem 

qualitativen Wirtschaftswachstum.  
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4.1.2 W2 Standortattraktivität 

Standortqualitätsindikator Aargau, 2004ï2020 Standortqualitätsindikator aller Kantone, 2020 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Č  bis Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2004: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: negativ 

 

  

Sieben quantitative Standortfaktoren zur Steuerbelastung, der Verfügbarkeit von Fachkräften und Hochqualifizierten sowie 

zur Erreichbarkeit werden zu einem Index aggregiert. Die Schweiz weist als Durchschnitt einen Index von 0 auf (Daten: 

Credit Suisse 2020a). 

SDG in Zusammenhang mit W2 (Standortattraktivität):  

SDG 8: Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive Voll-

beschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle fördern 
 

 

Der Aargau weist eine überdurchschnittliche 

Standortqualität auf. Verglichen mit allen Kantonen 

liegt er im vorderen Viertel. Die relativ tiefe Steuer-

belastung und die gute Verkehrsanbindung sind 

positiv zu werten, die Verfügbarkeit von Hochqualifi-

zierten bleibt herausfordernd. 

Zielrichtung: Standortattraktivität erhalten und 

optimieren 

Die Standortattraktivität beschreibt das wirtschaftliche 

Potenzial des Kantons. Sie trägt massgeblich dazu bei, 

dass der Wohlstand erhalten und ausgebaut werden 

kann. Die Standortattraktivität umfasst zentrale Vorteile 

wie tiefe Steuerbelastung, gute Verkehrsverbindungen 

und hohe Verfügbarkeit von Arbeitskräften für ansässige 

und zukünftige Unternehmen, die der Kanton im Ver-

gleich zu anderen Standorten anbietet. Damit wird ge-

währleistet, dass der Kanton Aargau wettbewerbsfähig 

und attraktiv für die Gründung, Weiterentwicklung und 

Ansiedlung von Unternehmen ist und bleibt. 

Um eine hohe Standortattraktivität zu wahren, sind die 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für den Standort 

Aargau im interkantonalen und internationalen Vergleich 

vorteilhaft auszugestalten. 

Indikator: Standortattraktivitätsindex 

Die Standortattraktivität wird anhand eines Index ge-

messen, der die zentralen Standortfaktoren "Steuerbe-

lastung", "Erreichbarkeit der Bevölkerung" und "Verfüg-

barkeit von Fachkräften und Hochqualifizierten" 

aggregiert. Ziel ist, dass der Kanton Aargau beim 

Standortqualitätsindikator sein Niveau hält.  

Stand: Hohe und überdurchschnittliche Standortat-

traktivität 

Die Standortqualität des Aargaus liegt über dem Durch-

schnitt der Schweizer Kantone. Dazu trägt hauptsäch-

lich die günstige Lage entlang der wichtigsten Verkehrs-

achsen der Deutschschweiz bei. Positiv zu vermerken 

ist zudem die relativ tiefe Steuerbelastung für natürliche 

Personen. Die steuerliche Attraktivität für juristische 

Personen zeigte sich im Aargau über viele Jahre eben-

falls über dem Schweizer Schnitt, 2020 liegt sie im 

Schweizer Mittel. Die Verfügbarkeit von Fachkräften ist 

weiterhin überdurchschnittlich, demgegenüber zeigt sich 

die Verfügbarkeit von Hochqualifizierten unterdurch-

schnittlich (Credit Suisse 2020a). Ein Grund dafür ist die 

unterdurchschnittliche Hochschulabschlussquote im 

Aargau (NAB 2017), aber auch die Mobilität dieser Per-

sonengruppe hat einen Einfluss. Zwar vermag die hohe 

Wohnattraktivität Hochqualifizierte anzuziehen: 
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Zwischen 2013 und 2017 verfügten rund 40 Prozent der 

Zugewanderten über einen Abschluss auf Tertiärstufe. 

Gleichzeitig führt aber die Nähe zu wichtigen Wirtschaft-

szentren des Landes auch zu hohen Pendlerraten. 

Besonders bei Personen mit einem Tertiärabschluss ist 

der Pendlersaldo deutlich negativ (NAB 2019). 

Im Wettbewerb mit anderen Kantonen rangiert der Aar-

gau im Jahr 2020 auf Platz 5. Im Vergleich zu den Vor-

jahren hat er zwei Ränge verloren. Der Rangverlust ist 

aber vor allem auf die deutliche Verbesserung der steu-

erlichen Rahmenbedingungen der Kantone Basel-Stadt 

und Genf zurückzuführen. Die beiden Spitzenreiter Zug 

und Basel-Stadt liegen sehr nahe beieinander. Beide 

standortattraktiven Kantone haben in den letzten zwei 

Jahren die Gewinnsteuern für Unternehmen gesenkt. 

Die Steuerpolitik ist ein zentrales Element des 

Standortrankings. Dieser Indikator kann im Gegensatz 

zu den Standortfaktoren in den Bereichen "Erreichbar-

keit" sowie "Verfügbarkeit von Hochqualifizierten" einfa-

cher beeinflusst werden und Änderungen der Steuerbe-

lastungsfaktoren schlagen sich unmittelbar in der 

Standortattraktivität der Erhebung durch die Credit 

Suisse nieder. So hat der Kanton Genf die steuerliche 

Attraktivität für Unternehmen deutlich verbessert und 

sich damit seit 2019 um zehn Ränge verbessert. Er liegt 

2020 auf dem vierten Platz, mit einigem Abstand vor 

dem Kanton Aargau (Credit Suisse 2020a).  

Im schweizweiten Vergleich mit den 110 Wirtschaftsre-

gionen werden alle sechs Regionen im Kanton Aargau 

im vordersten Drittel eingestuft. Kantonaler Spitzenreiter 

bezüglich der wirtschaftlichen Attraktivität ist die Region 

Baden auf dem schweizweit 5. Platz. Die hohe Bewer-

tung ist insbesondere auf die gute verkehrstechnische 

Erreichbarkeit der Region Baden zurückzuführen (Credit 

Suisse 2020b).  

Herausforderungen 

Å Die Umsetzung der Steuerreform und AHV-Finanzie-

rung (STAF) prägt den Standortwettbewerb zwi-

schen den Kantonen in den nächsten Jahren. 

Å Die Nachfrage nach hochqualifizierten Arbeitskräften 

bleibt im Hightech-Kanton Aargau gross.  

Å Im medizinischen Bereich sowie in den Maschinen-, 

Elektro- und Metallbranchen ist es besonders 

schwierig offene Stellen zu besetzen 

Å Die Verfügbarkeit von baureifen, verkehrstechnisch 

gut erschlossenen Parzellen in der Arbeitszone in 

entsprechender Grösse bleibt im Aargau herausfor-

dernd. Dies ist mitunter ein Grund für die eher tiefe 

Anzahl Arbeitsplätze, was wiederum dazu führt, dass 

viele Fachkräfte aus dem Kanton Aargau wegpen-

deln. Dieses Potenzial gilt es für den Kanton zu akti-

vieren. 
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4.1.3 W3 Innovation 

Beschäftigte in innovativen Branchen Aargau,  

2001ï2018 

Patentanmeldungen Aargau, Rang aller Kantone, 

2001ï2015 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2001: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2015: unverändert 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2001: positiv 

Kurzfristige Entwicklung: Aussage nicht möglich 

  

Der Anteil der Beschäftigten in den Branchen, die gemäss 

internationaler Klassifikation als innovativ bewertet werden, 

wird an der Gesamtzahl der Beschäftigten in allen Branchen 

gemessen. Der Indikator basiert auf den Erhebungen des 

Cercle Indicateurs. Aufgrund methodischer Anpassung be-

steht im Jahr 2015 ein Bruch in der Zeitreihe (Daten: BFS 

2020). 

Der Indikator zeigt die Patentanmeldungen aus dem Aar-

gau gemäss dem internationalen Patentsystem (PCT). Er 

gibt Auskunft über die Forschungsdynamik und das Inno-

vationspotenzial im Kanton Aargau und im Vergleich mit 

den anderen Kantonen (vgl. Rang). (Daten: BFS 2019a; 

BFS 2019b) 

SDGs in Zusammenhang mit W3 (Innovation):  

SDG 8: Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive Voll-

beschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle fördern 
 

SDG 9: Eine widerstandsfähige Infrastruktur aufbauen, inklusive und nachhaltige Industrialisierung 

fördern und Innovationen unterstützen 
 

Die Innovationskraft im Aargau ist gut, birgt aber 

noch weitere Potenziale. Die Anzahl Patentanmel-

dungen hat zugenommen, der Anteil Beschäftigter 

in innovativen Branchen ist stabil. Herausfordernd 

ist die Verfügbarkeit von hochqualifizierten Fach-

kräften. 

Zielrichtung: Innovationskraft erhalten und steigern 

Die Innovationskraft der Wirtschaft sowie der Gesell-

schaft insgesamt ist ein zentraler Faktor für den langfris-

tigen Erhalt des Wohlstands. Innovationen tragen zu 

steigender Wertschöpfung, neuer Beschäftigung und zu 

Energie- und Ressourceneffizienz bei. Auch die Entkop-

pelung von Ressourcenverbrauch und Wirtschafts-

wachstum bedingt sowohl technische wie auch 

gesellschaftliche Innovation. Insbesondere aufgrund so-

genannter Rebound-Effekte führen technische Neuerun-

gen alleine oft nicht zu weniger Ressourcenverbrauch. 

Dazu ist ebenfalls eine Anpassung des Lebensstils er-

forderlich. 

Der Wissens- und Technologietransfer zwischen 

Bildungs- und Forschungseinrichtungen und der Wirt-

schaft ist eine zentrale Bedingung für eine hohe Innova-

tionskraft. 

Indikatoren: Beschäftigte in innovativen Branchen 

und Patentanmeldungen 

Der Anteil Beschäftigter in innovativen Branchen (ge-

mäss internationaler Klassifikation) zeigt auf, wie inno-

vativ die Wirtschaft insgesamt ist. Er soll ansteigen. Die 

Patentanmeldungen widerspiegeln das Innovationspo-

tenzial. Deren Anzahl soll zunehmen. 
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Stand: Hohes Innovationspotenzial im kantonalen 

Vergleich 

Der Anteil der Beschäftigten in innovativen Branchen ist 

im Kanton Aargau seit 2011 relativ stabil, lag 2018 mit 

27,1 Prozent im Schweizer Durchschnitt (27,3 Prozent) 

(BFS 2020). Die wichtigsten Branchen im Aargau, die 

zu den innovativen Branchen zählen, sind ï gemessen 

am Total von 267'000 Vollzeitäquivalenten (VZÄ) ï 

elektrische Ausrüstung, Elektronik und Optik mit rund 

5 Prozent, Ingenieur- und Planungsbüros sowie Dienst-

leistungen in Forschung und Entwicklung (ohne firmen-

interne Entwicklungsabteilungen) mit knapp 4 Prozent, 

die Chemie- und Pharmaindustrie mit 3,5 Prozent, ge-

folgt von Finanzdienstleistungen (2,6 Prozent), IT/Ver-

lagswesen/Telekommunikation (2,3 Prozent) und 

Maschinenbau (2,1 Prozent) (BFS 2019c). Betrachtet 

man die Anzahl Patentanmeldungen im Aargau, hat 

zwischen 2001 und 2009 eine positive Entwicklung 

stattgefunden. Dies widerspiegelte sich einerseits in der 

Anzahl der Patentanmeldungen im Verhältnis zur An-

zahl der Einwohnenden, als auch im Vergleich mit den 

anderen Kantonen: Seit 2009 belegte der Aargau stets 

Rang 4 oder 5 im kantonalen Vergleich.  

Bei den Aktivitäten in Forschung und Entwicklung (F&E) 

insgesamt, hat der Anteil der darin tätigen Unternehmen 

von 2003 bis 2014 sowohl schweizweit, als auch im 

Kanton Aargau deutlich abgenommen. 2014 lag der An-

teil der F&E-treibenden Unternehmen im Aargau bei 

18,5 Prozent (Schweiz: 14,1 Prozent). Im gleichen Zeit-

raum hat eine Konzentration der F&E-Ausgaben bei 

einer geringeren Anzahl Unternehmen stattgefunden. 

Dies spiegelte sich auch in der Entwicklung des Innova-

tionsoutputs (Einführung von Produkt- oder Prozess-

innovationen). So generierten im Kanton Aargau, als 

auch in der Schweiz, weniger Unternehmen Innovati-

onsoutput. Mit diesem konnten die Unternehmen im 

Durchschnitt aber einen zunehmenden Anteil ihres Um-

satzes erwirtschaften (KOF 2017). 

Der Kanton Aargau ist mit dem Programm Hightech 

Aargau, dem Hightechzentrum in Brugg, dem nationalen 

Technologietransferzentrum ANAXAM, dem Innovati-

onspark Park innovAARE und dem schweizweit gröss-

ten Forschungsinstitut für Natur- und Ingenieurwissen-

schaften, Paul Scherrer Institut, in der Innovations-

förderung gut aufgestellt. Dabei steht der Wissens- und 

Technologietransfer zwischen Hochschulen (insbeson-

dere der FHNW) und der Wirtschaft im Zentrum, zur 

Steigerung der Innovationskraft von Aargauer Unterneh-

men, insbesondere den KMU (DVI 2019). 

Herausforderungen  

Å Der globale Wettbewerb und der anhaltend starke 

Schweizer Franken verstärken den Kostendruck. Der 

Kanton Aargau ist aufgrund seiner exportorientierten 

Wirtschaftsstruktur besonders davon betroffen. Um 

schnell auf neue Gegebenheiten reagieren zu kön-

nen, ist Innovation erforderlich. Die neuen Technolo-

gien und der starke Wettbewerbsdruck führen zu-

dem dazu, dass Innovationszyklen verkürzt werden. 

Die Aufrechterhaltung der Investitionen in Forschung 

und Entwicklung bleibt deshalb eine zentrale Her-

ausforderung.  

Å Um die internationale Wettbewerbsfähigkeit zu 

sichern, müssen Unternehmen vermehrt auf die 

Ansätze der Industrie 4.0 setzen. Die Verbindungen 

von Menschen, Objekten und Systemen in Produk-

ten führen zu einem neuen Wertschöpfungsnetz-

werk. Digitalisierung, Anpassungsfähigkeit, Ressour-

ceneffizienz und Integration von individuellen 

Kundenwünschen zeichnen die Industrie 4.0 aus 

(Rat für Raumordnung 2019). 

Å Die Verfügbarkeit von hochqualifizierten Fachkräften 

ist entscheidend für die Innovationstätigkeit. Der Aar-

gau befindet sich insbesondere in den MINT-Berufen 

im Standortwettbewerb mit den beiden urbanen Zen-

tren Zürich und Basel (DVI 2017). 
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SPOTLIGHT KLIMA 

 

Mit Technik zu mehr Ressourceneffizienz 

Der Klimaschutz und die Klimaanpassung erfordern innovative Lösungen. Die kantonale Innovationsförderstelle Hightech 

Zentrum Aargau setzt in ihrer Beratungstätigkeit einen inhaltlichen Schwerpunkt auf Energietechnologie und Ressourceneffizi-

enz. Aargauer Unternehmen werden unterstützt, technikbasierte Lösungen für einen tieferen Ressourcenverbrauch generell 

und für CO2-effiziente Anwendungen im Energiebereich (Energieproduktion und -nutzung) zu entwickeln und global anzubie-

ten. Weltweit ist die Nachfrage nach solchen Lösungen stark gestiegen, was eine grosse Chance für den Industriekanton Aar-

gau darstellt. Eine Herausforderung ist es, zusätzliche Impulse zu setzen, da Förderinstitutionen, Hochschulen und viele Un-

ternehmen selbst in diesem heterogenen Bereich bereits sehr aktiv sind. 

DVI, Standortförderung 
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4.1.4 W4 Finanzielle Wohnattraktivität 

Frei verfügbares Einkommen Aargau, 2016 Mietpreisniveau Aargau und Schweiz, 2005ï2019 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2011: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: Aussage nicht möglich 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Č   

Langfristige Entwicklung seit 2005: negativ  

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

  

Das frei verfügbare Einkommen umfasst das gesamte 

Einkommen der Haushalte abzüglich der obligatorischen 

Abgaben und Fixkosten. Der Index für das Schweizer 

Mittel beträgt Null (Daten: Credit Suisse 2016b). 

Das Mietpreisniveau zeigt den durchschnittlichen Miet-

preis pro Quadratmeter Nettowohnfläche und Monat von 

Wohnungen, die auf dem Markt sind (Daten: Wüest & 

Partner 2020). 

SDG in Zusammenhang mit W4 (Finanzielle Wohnattraktivität):  

SDG 11: Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig machen 

 

 

Der Aargau gilt als attraktiver Wohnkanton, das frei 

verfügbare Einkommen ist überdurchschnittlich 

hoch. Das Mietpreisniveau nimmt nach einem 

Anstieg wieder ab, liegt aber noch leicht über dem 

Schweizer Durchschnitt. 

Zielrichtung: Finanzielle Wohnattraktivität steigern  

Finanzielle Wohnattraktivität ist gegeben, wenn Haus-

halte nach Abzug der obligatorischen Abgaben und Fix-

kosten über hohe frei verfügbare Einkommen verfügen. 

Sie gewährleistet damit, dass Bedürfnisse, die zur Le-

bensqualität beitragen, gedeckt werden können und die 

Haushalte individuellen Handlungsspielraum erhalten. 

Finanzielle Wohnattraktivität ist ein wichtiges Kriterium 

für die Wahl des Wohnorts und beeinflusst damit auch 

die wirtschaftliche Standortattraktivität einer Region. 

Eine hohe finanzielle Wohnattraktivität basiert auf hohen 

Einkommen bei zugleich niedrigen Fixkosten (zum Bei-

spiel Mieten, Mobilitätskosten oder Ausgaben für die 

Kinderbetreuung) und tiefen obligatorischen Abgaben 

(zum Beispiel Steuern und Krankenkassenprämien). 

Preisgünstiger Wohnraum beispielsweise stellt eine 

wichtige Voraussetzung für finanzielle Wohnattraktivität 

dar. 

Indikatoren: Frei verfügbares Einkommen und Miet-

preisniveau 

Finanzielle Wohnattraktivität wird anhand des frei ver-

fügbaren Einkommens und des Mietpreisniveaus ge-

messen. Das frei verfügbare Einkommen soll steigen. 

Der grösste Anteil an den Fixkosten machen die Wohn-

kosten aus, welche sich im Mietpreisniveau zeigen. Die-

ses soll konstant bleiben. 

Stand: Überdurchschnittliches frei verfügbares Ein-

kommen 

Das Erwerbseinkommen ist mit durchschnittlich 

78,1 Prozent der wichtigste Pfeiler des Bruttoeinkom-

mens der Aargauer Haushalte. Renten und Sozialleis-

tungen stellen mit durchschnittlich 17,9 Prozent die 

zweitwichtigste Einkommensquelle dar. Das Vermö-

genseinkommen mit 2,8 Prozent und Überweisungen 

von anderen Privathaushalten (zum Beispiel Alimenten-

zahlungen) mit 1,2 Prozent spielen für einen grossen 

Teil der Aargauer Haushalte nur eine untergeordnete 

Rolle (BFS 2019). 

Das frei verfügbare Einkommen der Aargauer Haushalte 

lag 2016 über dem Schweizer Durchschnitt. Im kantona-

len Vergleich verbesserte sich der Aargau vom 
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14. Rang im Jahr 2011 auf Rang 10 im Jahr 2016. 

Somit liegt er im oberen Mittelfeld noch vor Luzern, aber 

hinter Solothurn (NAB 2019). Grund dafür ist, dass so-

wohl die obligatorischen Abgaben als auch die Fixkos-

ten im Aargau unterdurchschnittlich sind (Credit Suisse 

2016a). Für die obligatorischen Abgaben müssen im 

Aargau 27 Prozent des Bruttoeinkommens aufgewendet 

werden, davon sind 11,2 Prozent Steuern, 9,8 Prozent 

Sozialversicherungsbeiträge und 5,9 Prozent Kranken-

kassenprämien (Grundversicherung). Bei den Fixkosten 

machen das Wohnen (inklusive Energie) mit 13,5 und 

die Mobilität mit 7,3 Prozent die grössten Posten aus 

(BFS 2019). 

Das Mietpreisniveau im Aargau nimmt nach einem 

leichten Peak 2015 wieder langsam ab und kommt 2019 

auf monatlich 16,2 Franken pro Quadratmeter (Wüest & 

Partner 2020). Grund für den langsamen Rückgang des 

Mietpreisniveaus sind die grossen Investitionen in Im-

mobilien, beziehungsweise die hohe Mietwohnungs-

bautätigkeit der letzten Jahre, verstärkt durch das Tief-

zinsniveau. Diese erhöhte Bautätigkeit weitete das 

Angebot aus und senkte somit die Mietpreise. 

Gleichzeitig flachte die Nachfrage nach Mietwohnungen 

nach einem Peak zwischen 2014 und 2016 ab. Die 

Leerstandziffer für Mietwohnungen im Aargau ist 2019 

mit etwa 5 Prozent auf einem entsprechend hohen 

Niveau (NAB 2019). Die Leerstandziffer insgesamt liegt 

2019 bei 2,6 Prozent, einer der höchsten Werte 

schweizweit (AKB 2019). Regional unterscheidet sich 

die Leerstandziffer stark: Die grössten Leerstandziffern 

verzeichnen die Bezirke Kulm (4,5 Prozent), Zofingen 

(3,6 Prozent) und Muri (3,3 Prozent), die kleinsten Leer-

standziffern findet man in Rheinfelden (1,3 Prozent), 

Baden (2,1 Prozent) und Lenzburg (2,2 Prozent) (DFR 

2019). 

Aufgrund der tiefen Hypothekarzinsen sind die finanziel-

len Aufwände für Wohneigentum im Kanton Aargau 

2019 28,3 Prozent tiefer als die Jahresmiete einer ver-

gleichbaren Wohnung. Für eine zunehmende Anzahl 

Haushalte ist Wohneigentum aber aufgrund der hohen 

Immobilienpreise (in den letzten 25 Jahren sind die Im-

mobilienpreise stärker gestiegen als die Einkommen) 

sowie der vorgeschriebenen regulatorischen Richtlinien 

bei der Kreditvergabe nicht erschwinglich. Die Nach-

frage nach Eigentum hat entsprechend abgenommen. 

Gleichzeitig hat auch der Bau von Wohneigentum nach 

einem Peak im Jahr 2005 abgenommen (NAB 2019). 

Herausforderungen 

Å Aargauer Gemeinden mit einer hohen verkehrstech-

nischen Erreichbarkeit, wie die regionalen Zentren 

Aarau, Baden und Rheinfelden werden auch in Zu-

kunft ein erhöhtes Bodenpreis- und somit auch Miet-

preisniveau aufweisen (NAB 2019).  

Å Die Baulandreserven im Kanton Aargau sind aus 

raumplanerischer Sicht nur bedingt am richtigen Ort. 

Der (überkommunale) Baulandtransfer stellt im Zu-

sammenhang mit Eigentumsverhältnissen und ent-

sprechenden Entschädigungsforderungen aber eine 

grosse Herausforderung dar. 
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4.1.5 W5 Arbeitsmarkt 

Arbeitslosenquote Aargau und Schweiz,  

2000ï2019 

Nettoerwerbsquote Aargau nach Geschlecht, 

2010ï2018 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Ē  

Langfristige Entwicklung seit 2000: negativ 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2010: unverändert 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: unverändert 

  

Die Arbeitslosenquote zeigt den Anteil der Arbeitslosen an 

den 15- bis 64-jährigen Erwerbspersonen, die bei den regio-

nalen Arbeitsvermittlungszentralen registriert und sofort ver-

mittelbar sind (Daten: seco 2020, DVI 2020).  

Die Nettoerwerbsquote nach Geschlecht weist den Anteil 

der 15- bis 64-jährigen Erwerbspersonen an der gleichaltri-

gen Bevölkerung nach Geschlecht aus (Daten: BFS 2020). 

SDG in Zusammenhang mit W5 (Arbeitsmarkt):  

SDG 8: Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive Vollbeschäfti-

gung und menschenwürdige Arbeit für alle fördern 
 

 

Die Arbeitsmarktsituation hat sich im Aargau ver-

bessert, die Arbeitslosenquote liegt jedoch neu 

leicht über dem Schweizer Durchschnitt. Die Er-

werbsquote der Frauen liegt auf einem konstanten 

Niveau unter derjenigen der Männer, damit wird das 

Arbeitskräftepotenzial der Frauen nicht optimal ge-

nutzt. 

Zielrichtung: Funktionierender Arbeitsmarkt 

erhalten 

Der Arbeitsmarkt ist ein zentraler Faktor für das Funktio-

nieren der Volkswirtschaft und den Erhalt des Wohl-

stands. Zudem nimmt bezahlte Arbeit in unserem Leben 

eine identitätsstiftende Stellung ein und sichert die indi-

viduelle Existenz. 

Die Schaffung produktiver Arbeitsplätze einerseits und 

ausreichend qualifizierter Arbeitskräfte andererseits sind 

zentrale Bedingungen für einen funktionierenden 

Arbeitsmarkt. Sie ermöglichen, dass das Arbeitskräfte-

potenzial bestmöglich ausgeschöpft wird. Das Einhalten 

von Sozialstandards ist dabei ebenfalls eine zentrale 

Voraussetzung. 

Indikatoren: Arbeitslosenquote und Nettoerwerbs-

quote 

Die Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarkts wird anhand 

der Arbeitslosenquote sowie der Erwerbsquote gemes-

sen. Der Anteil der Arbeitslosen soll tief, der Anteil der 

erwerbstätigen 15- bis 64-jährigen Bevölkerung soll 

hoch sein. Zur besseren Ausschöpfung des Arbeitskräf-

tepotenzials soll die Erwerbsquote der Frauen steigen. 

Stand: Insgesamt bessere Arbeitsmarktsituation 

2019 waren im Kanton Aargau durchschnittlich 9'328 

Personen arbeitslos gemeldet. Das sind 2'156 Personen 

weniger als 2016 und so wenige wie seit 2012 nicht 

mehr. Die Arbeitslosenquote sank seit 2016 um 0,7 Pro-

zent auf 2,5 Prozent im Jahr 2019. Seit 2018 liegt die 

Arbeitslosenquote des Aargaus allerdings leicht über 

derjenigen der Schweiz (2019: 2,3 Prozent) (DVI 2020).  

In der Altersklasse der 15- bis 24-Jährigen waren 2019 

durchschnittlich 1'175 Personen arbeitslos. Dies ent-

spricht der kantonalen Durchschnittsquote von 2,5 Pro-

zent, schweizweit liegt diese bei 2,2 Prozent. Die 

Jugendarbeitslosigkeit hat in den letzten Jahren abge-
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nommen. Diese Entwicklung kann auf die demografi-

sche Alterung zurückgeführt werden, welche aktuell auf 

den Arbeitsmarkt einen positiven Effekt auf die Jugendli-

chen hat (SECO 2019). Der Anteil der Arbeitslosen über 

50-Jährigen hat hingegen demografisch bedingt weiter 

zugenommen. Rund 30 Prozent aller arbeitslosen Per-

sonen gehören dieser Altersklasse an. Im Gegensatz zu 

jüngeren Arbeitssuchenden, besteht bei dieser Alters-

klasse das Risiko der Langzeitarbeitslosigkeit (SECO 

2019). Die Anzahl der ausgesteuerten Personen hat 

konjunkturabhängig im Aargau seit 2016 um rund 

10 Prozent auf 2'500 Personen im Jahr 2018 abgenom-

men (DVI 2020). Schweizweit sind rund 55 Prozent der 

ausgesteuerten Personen im ersten Jahr nach der Aus-

steuerung wieder erwerbstätig. Zunehmend jedoch oft in 

atypischen Arbeitsverhältnissen mit mehr geforderter 

Flexibilität und mit relativ tiefen Löhnen (BFS 2019).  

Die Anzahl gemeldeter offener Stellen hat sich im Aar-

gau fast verdreifacht, von 1'000 offenen Stellen im Jahr 

2016 auf 2'803 im Jahr 2019 (amstat 2020). Ein Grund 

der Erhöhung liegt in der seit 2018 eingeführten Stellen-

meldepflicht. Die Gesamtbeschäftigung (Anzahl Stellen) 

wächst schweizweit seit einem Jahrzehnt ungebrochen 

(BFS 2020b).  

Die Nettoerwerbsquote der Frauen liegt im Kanton Aar-

gau deutlich unter derjenigen der Männer. Der Unter-

schied zwischen den beiden Geschlechtern hat sich seit 

2010 nur geringfügig geändert. Die Quote der Frauen 

lag 2018 10,6 Prozent unter der Quote der Männer. Die 

Nettoerwerbsquote der Frauen stieg von 51 Prozent im 

Jahr 1980 auf rund 75 Prozent im Jahr 2010. Nach 

einem weiteren kontinuierlichen, leichten Anstieg auf 

77,3 Prozent im Jahr 2016 ist die Quote der Frauen auf 

75,9 Prozent im Jahr 2018 zurückgegangen. Auch die 

Quote der Männer zeigte sich in derselben Periode 

leicht rückläufig (BFS 2020a). Die Erwerbsquoten beider 

Geschlechter sind im Kanton Aargau leicht höher als im 

schweizerischen Durchschnitt. Der Anteil der Teilzeitar-

beitenden betrug 2017 im Kanton Aargau ca. 37 Pro-

zent (NAB 2018). Der Anteil der Erwerbstätigen, die zur 

Erbringung ihrer Arbeit nicht mehr an das physische 

Büro des Arbeitsgebenden gebunden sind, ist in den 

letzten Jahren gestiegen. Im Jahr 2017 waren es im 

Aargau knapp 18,6 Prozent, im Schweizer Durchschnitt 

20 Prozent Arbeitnehmende die mobil arbeiten. Tenden-

ziell handelt es sich dabei um gut oder hoch qualifizierte 

Erwerbstätige (NAB 2018). 

Herausforderungen 

Å Dem digitalen Strukturwandel werden Stellen zum 

Opfer fallen, gleichzeitig entstehen auch neue Be-

rufe (NAB 2018). Über eine gezielte Nutzung der 

Chancen der sich laufend entwickelnden Digitalisie-

rung kann zudem die Konkurrenzfähigkeit der Unter-

nehmen gestärkt werden.  

Å Teilzeitarbeit und flexible Arbeitsmodelle wie flexible 

Arbeitszeiten, Job-Sharing, mobiles Arbeiten oder 

Arbeit auf Abruf nehmen weiter zu. Für die Unter-

nehmen erfordert dies einen höheren Kontroll- und 

Koordinationsaufwand, für Arbeitnehmende allenfalls 

Schwierigkeiten bei der Abgrenzung von Arbeits- 

und Freizeit (NAB 2018). 

Å Befristete Arbeitsverhältnisse nehmen zu. Sie brin-

gen für die Unternehmen eine Entlastung der Perso-

nalkosten. Demgegenüber kann die Unsicherheit mit 

dem Job für Arbeitnehmende zu Stresssymptomen 

führen. (NAB 2018). 

Å Die sich rasant ändernde Arbeitswelt fordert von den 

Erwerbstätigen Weiterbildung und lebenslanges 

Lernen, damit sie auf Veränderungen reagieren kön-

nen. (NAB 2018). 

Å Mit der anstehenden Pensionierungswelle der  

"Babyboomergeneration" scheiden mehr Personen 

aus dem Erwerbsleben aus, als neue Arbeitskräfte 

eintreten. Der Verlust an Erfahrung kann je nach 

Branche zu einem Fachkräftemangel führen, aber 

auch Effizienzsteigerungsmassnahmen oder die 

Automatisierung verstärken.   

Å Die Aktivierung des im Aargau grossen Potenzials 

an hochqualifizierten Fachkräften, die dem Arbeits-

markt aktuell nicht oder nicht Vollzeit zur Verfügung 

stehen, stellt eine Herausforderung dar. Neue 

Arbeitsmodelle (siehe zweite Herausforderung) kön-

nen hier einen Beitrag leisten, insbesondere mit 

Blick auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
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4.1.6 W6 Infrastruktur und Investitionen 

Kosten Unterhalt öffentlicher Bau Aargau und 

Schweiz, 2000ï2018 

Anschluss an ARA mit MV-Stufe Aargau, 2016ï2019 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ 

Langfristige Entwicklung seit 2010: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: unverändert 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ 

Langfristige Entwicklung: Aussage nicht möglich 

Entwicklung seit 2016: positiv 

 
 

Der Indikator Kosten Unterhalt öffentlicher Bau (Hoch- 

und Tiefbau) misst den Anteil dieser Kosten am Gesamt-

total der öffentlichen Bauausgaben. Bruch in der Daten-

reihe 2013, aufgrund überarbeiteter Berechnungsmethode 

(Daten: BFS 2020). 

Der Indikator zeigt den Anteil aller an eine ARA ange-

schlossenen Einwohnerinnen und Einwohner, deren Ab-

wasser über eine Mikroverunreinigungsstufe (MV-Stufe) 

behandelt wird (Daten: BVU 2020) 

SDGs in Zusammenhang mit W6 (Infrastruktur und Investitionen):  

SDG 6: Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser und Sanitärversorgung für alle 

gewährleisten 
 

SDG 7: Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und moderner Energie für alle 

sichern 
 

SDG 9: Eine widerstandsfähige Infrastruktur aufbauen, inklusive und nachhaltige Indust-

rialisierung fördern und Innovationen unterstützen 
 

 

Die Ausgaben für den Unterhalt an den gesamten 

öffentlichen Investitionen sind im Aargau über-

durchschnittlich hoch, wobei etwas mehr als die 

Hälfte im Tiefbau eingesetzt wird. Erst eine ARA ist 

mit einer Mikroverunreinigungsstufe ausgestattet. 

Zielrichtung: Funktionsfähigkeit von baulichen 

Infrastrukturen erhalten und ausbauen 

Private und öffentliche Infrastrukturen wie Gebäude, 

Verkehrs-, Kommunikations-, Trink- und Abwasserver-

sorgung sowie Energieversorgung stellen eine elemen-

tare Grundlage für die Lebensqualität, wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit und Standortattraktivität dar. Werter-

haltende Investitionen in den Unterhalt verfolgen das 

Ziel, die Infrastrukturen funktionsfähig und resilient 

gegenüber Störungen zu halten, ihre Lebensdauer zu 

verlängern und sie für kommende Generationen zu er-

halten. Notwendige Nachrüstungen, Neu- oder Ersatz-

bauten sind ressourcensparend und bedürfnisgerecht 

und nach dem besten Kosten-Nutzen-Verhältnis zu er-

stellen.  

Der langfristige Erhalt der Infrastrukturen bedingt eine 

vorausschauende Investitionsplanung. Bei Investitionen 

gilt es, die Lebenszykluskosten der Infrastruktur in die 

Wirtschaftlichkeitsüberlegungen einzubeziehen und 

möglichst die beste verfügbare Technologie zu verwen-

den. 

Indikator: Kosten Unterhalt öffentlicher Bauten und 

Anschluss der Bevölkerung an ARA mit MV-Stufe 

Die Funktionsfähigkeit der Infrastrukturen wird einerseits 

anhand des Anteils der Unterhaltskosten für öffentliche 
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Bauten (Hoch- und Tiefbau) an den gesamten öffentli-

chen Bauausgaben beurteilt. Um eine langfristige 

Nutzung der Infrastruktur gewährleisten zu können, soll 

dieser Anteil steigen. Andererseits wird der Anteil aller 

an eine ARA angeschlossenen Einwohnerinnen und 

Einwohner betrachtet, deren Abwasser über eine MV-

Stufe behandelt wird. Ziel ist es, bis im Jahr 2035 das 

Abwasser von rund 60 Prozent der Bevölkerung über 

eine MV-Stufe zu reinigen. 

Stand: Konstanter Anteil Unterhaltskosten an den 

gesamten öffentlichen Bauausgaben 

Nach einem Peak in den Jahren 2010/2011, kam der 

Anteil Unterhaltskosten an den Gesamtinvestitionen für 

öffentliche Bauten 2014 wieder auf ein ähnliches Niveau 

wie im Jahr 2009 zu liegen. Seither ist der Anteil der 

Kosten für den Unterhalt relativ stabil, 2018 betrug er 

31,1 Prozent. Davon fallen 61,4 Prozent auf den Tiefbau 

und 38,6 Prozent auf den Hochbau (BFS 2020). Wäh-

rend die Investitionen im Tiefbau seit 2011 stark ange-

stiegen sind, haben die Unterhaltskosten im selben Zeit-

raum leicht abgenommen (BFS 2019). Beim Hochbau 

verzeichneten die Investitionen 2016 einen Peak, fielen 

jedoch bis ins Jahr 2019 wieder ab. Im Zusammenhang 

mit der Haushaltssanierung, hat der Regierungsrat unter 

anderem das Reformvorhaben Immobilien Aargau be-

schlossen. Dieses beabsichtigt, die anstehenden Inves-

titionen bei Grossvorhaben mit einem Volumen über 

20 Millionen Franken zu glätten. Aufgrund dessen kam 

es zu einer zeitlichen Verschiebung solcher Investitio-

nen. Die Unterhaltskosten sind im Jahr 2017 um einen 

Drittel gestiegen und stagnieren in der Folge auf glei-

chem Niveau (DFR 2020a). Während der gesamten be-

trachteten Zeitreihe, lag der Anteil Unterhaltskosten an 

den Gesamtinvestitionen im Kanton Aargau über dem 

Schweizer Durchschnitt (BFS 2019).  

Von den totalen Bauausgaben im Kanton Aargau 2017 

wurden 76 Prozent von Privaten getätigt, 24 Prozent fie-

len im öffentlichen Bau an. Über die Hälfte (55 Prozent) 

der gesamten Ausgaben betrifft den Wohnungsbau, 

12 Prozent den Bau von Industrie-, Gewerbe-, Dienst-

leistungs- und Verwaltungsgebäude und jeweils etwa 

10 Prozent den Bau von Verkehrsinfrastruktur sowie die 

Infrastruktur für Bildung, Forschung, Gesundheit und 

Kultur. Für die Versorgungs- und Entsorgungsinfra-

struktur wurden weniger als 4 Prozent der Gesamtaus-

gaben eingesetzt (DFR 2019).  

Aus ökonomischen und ökologischen Gründen hat der 

Kanton Aargau in den vergangenen 25 Jahren die 

Anzahl der Abwasserreinigungsanlagen (ARA) reduziert 

(BVU 2014). 2016 verpflichtete der Bund die Kantone 

eine Planung zu erstellen und jene ARAs zu bezeich-

nen, die eine Behandlungsstufe zur Elimination von 

Mikroverunreinigungen einbauen müssen (BVU 2018). 

Die kantonale Planung vom August 2019 geht davon 

aus, dass im Jahr 2035 das Abwasser von rund 60 Pro-

zent der Bevölkerung über eine MV-Stufe gereinigt wird. 

im Zusammenhang mit dem Erneuerungsbedarf und in 

Abstimmung auf geplante ARA-Zusammenschlüsse 

sind die erforderlichen Massnahmen von den betroffe-

nen ARAs umzusetzen. In der ARA Reinach wurde eine 

entsprechende Stufe bereits 2017 in Betrieb genommen 

(BVU 2020). Die Inbetriebnahme der weiteren MV-Stu-

fen wird sich voraussichtlich auf den Zeitraum um 2030 

konzentrieren, weil auf diesen Zeitpunkt bedeutende 

ARA-Zusammenschlüsse und -Erneuerungen vorberei-

tet werden.  

Der Kanton Aargau achtet bei der Planung, dem Bau 

und der Bewirtschaftung seiner Immobilien auf Aspekte 

der nachhaltigen Entwicklung. Dazu wurde die Fach-

stelle "Nachhaltiges Bauen und Bewirtschaften" imple-

mentiert und entsprechende Richtlinie erarbeitet (DFR 

2020b). Beim Leuchtturmprojekt "Neubau Labor Amt für 

Verbraucherschutz" sollen beispielsweise ï wo tech-

nisch möglich ï nachhaltige Materialien wie Holz und 

Recyclingbeton zur Anwendung kommen. Zudem wird 

das Gebäude nach Minergie-P-Eco-Standard konzipiert 

und die Umgebung unter Berücksichtigung der Biodiver-

sität gestaltet. Nach den Grundsätzen des wirtschaftli-

chen, gesellschaftlichen und ökologischen Ressourcen-

einsatzes und unter Einbezug der Umgebung als 

wichtige ökologische Trittsteine, werden neben Neubau-

vorhaben künftig auch Sanierungs- und Instandset-

zungsvorhaben geplant und umgesetzt (DFR 2020a). 

Herausforderungen 

Å Der Gebäudesektor ist schweizweit für knapp ein 

Viertel aller Treibhausgasemissionen verantwortlich 

(BAFU 2020). Gleichzeitig wird der Sektor durch die 

Klimaerwärmung vor neue Herausforderungen be-

treffend die Kühlung von Gebäuden gestellt.  

Å Mit dem Bevölkerungs- und Verkehrswachstum wer-

den auch die privaten und öffentlichen Infrastruktu-

ren erweitert. Damit erhöhen sich parallel zum lau-

fenden Betrieb und Unterhalt ebenfalls die 

Investitionen und der damit verbundene Unterhalt.  

Å Steigende ökologische und soziale Anforderungen 

an Tief- und Hochbauten erhöhen den Nutzen der 

Infrastrukturen zum Beispiel in Form von aufgewer-

teten Strassen- und Freiräumen. Dem gegenüber 

erhöhen sich Investitions- und Unterhaltskosten. 
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Å Die geplanten Ausbauten der Strasseninfrastruktur 

bis 2040 und dabei insbesondere geplante Kunst-

bauten (Brücken, Tunnel) erhöhen das Kosten-

wachstum des Unterhalts überproportional. Ein 

verantwortungsvoller Umgang mit den kantonalen 

Ressourcen bedingt auch die Berücksichtigung der 

Investitionsfolgekosten (BVU 2016). 

Å Höhere Anforderungen betreffend Energieeffizienz, 

Energienutzung und die Rückgewinnung von Wert-

stoffen stellen die ARAs vor Herausforderungen  

(Regierungsrat 2019). 

 

 

  

SPOTLIGHT KLIMA 

 

Hochwasserschutz wird noch wichtiger 

Von 1972 bis heute verursachten Hochwasser, Murgänge, Rutschungen und Sturzprozesse in der Schweiz durchschnittlich 

Schäden von über 300 Million Franken pro Jahr. Die Häufigkeit von Intensivniederschlägen, welche zu signifikanten Schäden 

im Kanton Aargau f¿hren, wird im Zeitraum 2020ī2060 um ca. 10 bis 30 Prozent zunehmen. Im Kanton Aargau wird der 

Grossteil der Schäden durch grosse Hochwasserereignisse verursacht, es ist aber zu erwarten, dass auch Hangrutschungen 

und Bodenbewegungen zunehmen werden. Wichtig ist deshalb einerseits der Schutz von Gebäuden, Strassen, Schienen und 

weiterer Infrastruktur durch die konsequente Umsetzung der Gefahrenkarte Hochwasser in der Raumplanung und die geplan-

ten Investitionen in Regionale Hochwasserschutzprojekte (zum Beispiel im Wiggertal, Suhrental, Reusstal und Uerkental). 

Diese schützen die Bevölkerung und hohe Sachwerte. Andererseits geht es darum, Ereignisse auf Häufigkeit und auslösende 

Prozesse zu analysieren und Lehren für künftige Massnahmen im Umgang mit Naturgefahren zu ziehen. 

BVU, Abteilung Landschaft und Gewässer; BVU, Abteilung für Umwelt 
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4.1.7 W7 Effizienter Einsatz natürlicher Ressourcen 

Energieintensität Schweiz, 2000ï2019 Materialintensität Schweiz, 2000ï2018 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Ē  

Langfristige Entwicklung seit 2010: positiv  

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Ē 

Langfristige Entwicklung seit 2010: positiv  

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

  

Der Indikator zeigt die Menge Endenergie, die pro volks-

wirtschaftlich erwirtschafteten Franken verbraucht wird 

(Daten: BFS 2020a). 

Der Indikator zeigt den inländischen Rohstoffverbrauch 

(Raw Material Consumption, RMC) im Verhältnis zum BIP, 

beziehungsweise die Rohstoffmenge, die pro volkswirt-

schaftlich erwirtschafteten Franken verbraucht wird. Der 

inländische Rohstoffverbrauch oder "materielle Fussab-

druck" basiert auf Modellierungen und entspricht der 

Gesamtmenge der in der Schweiz und im Ausland gewon-

nenen Rohstoffen zur Deckung der Endnachfrage nach 

Gütern und Dienstleistungen der Schweiz (Daten: BFS 

2019a). 

SDGs in Zusammenhang mit W7 (Effizienter Einsatz natürlicher Ressourcen):  

SDG 8: Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive Vollbeschäfti-

gung und menschenwürdige Arbeit für alle fördern 
 

SDG 9: Eine widerstandsfähige Infrastruktur aufbauen, inklusive und nachhaltige Indust-

rialisierung fördern und Innovationen unterstützen 
 

SDG 12: Nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster sicherstellen 

 

 

Sowohl die Energie- als auch die Materialintensität 

in der Schweiz sind rückläufig. Mit den gegenwärti-

gen Konsum- und Produktionsmustern schweizweit 

bräuchten wir aber nach wie vor fast drei Erden. 

Zielrichtung: Energie- und Materialeffizienz 

verbessern  

Die Verbesserung der Energie- und Materialintensität ist 

ein zentrales Element einer Wirtschaft, welche die 

planetaren Belastbarkeitsgrenzen berücksichtigt. Der für 

die wirtschaftliche Produktion notwendige Verbrauch 

von Energie und Materialien verursacht negative ökolo-

gische Auswirkungen. Entsprechend sollen die wirt-

schaftliche Leistungsfähigkeit vom Energie- und Materi-

alverbrauch entkoppelt und Stoffkreisläufe geschlossen 

werden. Dies bedingt neben einer optimalen Gestaltung 

von Produktionsprozessen und Produkten etwa auch 

eine Internalisierung externer Kosten. 

Indikatoren: Energie- und Materialintensität  

Energie- und Materialintensität werden anhand des 

Endenergie- und Rohstoffverbrauchs im Verhältnis zum 

Bruttoinlandprodukt gemessen. Beide sollen sinken. 

Stand: Abnehmende Energie- und Materialintensität, 

absoluter Verbrauch nimmt weiter zu 

Die Energieintensität hat weiter abgenommen: Um 

1 Franken Wertschöpfung zu erzielen, wurde im Jahr 
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2010 0,40 Kilowattstunden an Endenergie benötigt, 

2019 waren es noch 0,31 Kilowattstunden. Dies ent-

spricht einer Reduktion von über 20 Prozent. Während 

die Wirtschaft zwischen 2010 und 2019 gewachsen ist 

(BIP: plus 18,1 Prozent), hat der Endenergieverbrauch 

im gleichen Zeitraum abgenommen (minus 7,7 Prozent) 

(BFS 2020a). Dies deutet auf eine Effizienzsteigerung 

beziehungsweise eine Entkoppelung von Energiever-

brauch und Wirtschaftsentwicklung und/oder auf eine 

Verlagerung energieintensiver Produktionsprozesse ins 

Ausland hin (BFE 2019). Die Entwicklung des Indikators 

hängt zudem von verschiedenen kurzfristigen Faktoren 

wie der Witterung aber auch von langfristigen Faktoren 

wie dem Bevölkerungswachstum sowie wirtschaftlichen 

und technologischen Entwicklungen ab.  

Auch die Materialintensität ist leicht rückläufig: Der in-

ländische Rohstoffverbrauch, der allen in der Schweiz 

und im Ausland gewonnenen Rohstoffen zur Deckung 

der Endnachfrage nach Gütern und Dienstleistungen 

der Schweiz entspricht, nahm pro volkswirtschaftlich er-

wirtschaftetem Franken ab von 0,24 Kilogramm im 

Jahr 2010 auf 0,20 Kilogramm im Jahr 2018. Dies ent-

spricht einer Reduktion von 14 Prozent (BFS 2019a), 

was ebenfalls auf eine mögliche Entkoppelung vom 

Wirtschaftswachstum und dem Rohstoffverbrauch hin-

deutet. Während das Bruttoinlandprodukt in diesem 

Zeitraum um 18,1 Prozent gewachsen ist (BFS 

2020a), hat der absolute inländische Rohstoffver-

brauch um 0,2 Prozent zugenommen und betrug 2018 

143 Millionen Tonnen (BFS 2020b). Dies entspricht 

rund 17 Tonnen pro Einwohnerin und Einwohner (BFS 

2020b / BFS 2019b).  

Der Rohstoffverbrauch setzt sich zu 41,5 Prozent aus 

Mineralien zusammen. Diese werden hauptsächlich in 

der Baubranche eingesetzt (Sand, Kies etc.). 22,8 Pro-

zent des Rohstoffverbrauchs ist auf fossile Produkte für 

den Energiebedarf im In- und Ausland sowie für Plastik-

produkte zurückzuführen. Die 19,9 Prozent des Roh-

stoffverbrauchs, der sich aus Metallen zusammensetzt, 

stehen hauptsächlich mit Tätigkeiten des Baugewerbes 

und der Industrie im Zusammenhang, die 15,9 Prozent 

Biomasse mit der Herstellung von Nahrung, Bioenergie 

und Erzeugnissen aus Holz und pflanzlichen Fasern 

(BFS 2015, BFS 2020b). 80 Prozent des Rohstoffinputs 

beziehungsweise 230 Millionen Tonnen wurde 2018 im-

portiert. Die Rohstoffimporte überstiegen die Rohstoff-

exporte im selben Jahr um knapp 40 Prozent (BFS 

2020b). Aufgrund des hohen Importvolumens fällt die 

Umweltbelastung aus der Bereitstellung der Rohstoffe 

zu 75 Prozent im Ausland an (BAFU 2020a).  

Bedeutsam für den Ressourcenverbrauch insgesamt ist 

auch, dass viele Stoffkreisläufe nicht geschlossen sind 

und Rohstoffe sowie Produkte nicht nachhaltig genutzt 

werden. Mit ihren gegenwärtigen Konsum- und Produk-

tionsmustern nutzt die Schweiz die natürlichen Ressour-

cen in einem Ausmass, das die Regenerationsfähigkeit 

und die Belastungsgrenzen der Erde übersteigt. Würden 

alle Länder so konsumieren wie die Schweiz, bräuchte 

es dafür fast drei Erden (BAFU 2020b).  

Der Kanton Aargau führte im Jahr 2015 den "Ressour-

cen Trialog". In einem breit abgestützten Dialogprozess 

wurden unter Beteiligung von Akteuren aus Politik, 

Behörden, Wirtschaft und Gesellschaft elf Leitsätze für 

einen künftig effizienten Umgang mit den natürlichen 

Ressourcen und einem ressourcenschonenden Konsum 

in der Schweiz erarbeitet. Unter anderem stand dabei 

die Förderung der Kreislaufwirtschaft im Fokus (Res-

sourcen Trialog 2017).  

Herausforderungen 

Å Mit der Digitalisierung und anderen technologischen 

Innovationen sind grosse Potenziale für die Energie- 

und Ressourceneffizienz verbunden. Andererseits 

können sie auch die Nachfrage nach kritischen Roh-

stoffen befeuern (zum Beispiel seltene Erden für 

Hightech-Produkte) oder neue Konsumbedürfnisse 

wecken (BAFU 2020b). 

Å Da die meisten unserer Produkte und Rohstoffe im-

portiert werden, entsteht ein immer grösserer Anteil 

der Umweltbelastung durch den Schweizer Konsum 

ausserhalb der Landesgrenzen (BAFU 2020b).  

Å Das Risiko, dass Effizienzsteigerungen durch Mehr-

konsum zunichtegemacht werden (Rebound-Effekte) 

gilt es zu minimieren. Suffiziente Verhaltensweisen, 

die auf eine Verringerung des Pro-Kopf-Verbrauchs 

von Material- und Energiemengen zielen, treten nur 

sehr langsam und punktuell in Erscheinung.  

Å Prinzipien des sogenannten Ecodesign bezie-

hungsweise der Kreislaufwirtschaft in der Pro-

dukteherstellung werden erst punktuell berück-

sichtigt und können sich nicht grossflächig 

durchsetzen.  
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SPOTLIGHT KLIMA 

 

Steigerung der Ressourceneffizienz reduziert  
Treibhausgasemissionen 

Die Senkung der Energie- und Ressourcenintensität bei der Herstellung, dem Handel und dem Konsum von Produkten leistet 

einen wichtigen Beitrag zur Reduktion der anthropogen verursachten Treibhausgase. Als wichtiger Industriestandort ist der 

Kanton Aargau bezüglich Energie- und Ressourceneffizienz besonders stark gefordert. Dabei sind die Herausforderungen für 

Unternehmen bei der Ressourceneffizienz meist grösser als bei der Energieeffizienz. Materialeinsparungen, die Umstellung 

auf andere Rohstoffe oder Recyclingprozesse können Auswirkungen auf den ganzen Herstellungsvorgang und auf das 

Design eines Produkts haben. Die Minimierung des Ressourcenbedarfs bei der Herstellung von Produkten kann durch ein 

bewusst ressourcenschonendes Konsumverhalten des Einzelnen verstärkt werden. 

BVU, Abteilung für Umwelt 
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4.1.8 W8 Öffentlicher Haushalt 

Nettoverschuldungsquote Aargau, 2013ï2019 Ergebnis der Jahresrechnung Aargau, 2000ï2019 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Ē  

Langfristige Entwicklung seit 2010: positiv  

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Č   

Langfristige Entwicklung seit 2000:  positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

  

Der Indikator zeigt das Verhältnis der Nettoschulden des 

Kantons zum kantonalen Bruttoinlandprodukt. Die Netto-

schulden bestehen aus dem Fremdkapital abzüglich des 

Vermögens (Daten: DFR 2020). 

Die Überschüsse, beziehungsweise Fehlbeträge zeigen 

die Ergebnisse der Jahresrechnungen des Kantons. 

Positive Zahlen entsprechen einem Überschuss, negative 

Zahlen bedeuten ein Fehlbetrag beziehungsweise Defizit 

(Daten: DFR 2020). 

SDG in Zusammenhang mit W8 (Öffentlicher Haushalt):  

SDG 16: Friedliche und inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung fördern, allen 

Menschen Zugang zur Justiz ermºglichen und leistungsfªhige, rechenschaftspflichtige und 

inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen  

Die Finanzierungslücke konnte geschlossen wer-

den, so dass der Kanton Aargau im 2019 eine aus-

geglichene Jahresrechnung präsentieren konnte. 

Auch die Nettoschulden pro Kopf haben abgenom-

men und waren 2019 sogar negativ. 

Zielrichtung: Öffentlicher Haushalt ausgleichen und 

Schulden reduzieren  

Der öffentliche Haushalt von Kanton und Gemeinden 

gibt den finanziellen Handlungsspielraum vor, welcher 

der heutigen und zukünftigen Generationen für die Auf-

gaben des Staats zur Verfügung steht. Der Staatshaus-

halt soll deshalb langfristig ausgeglichen sein. 

Gemäss Schuldenbremse müssen im Kanton Aargau 

Fehlbeträge des kantonalen Haushalts jeweils ab dem 

übernächsten Jahr in Raten von mindestens 20 Prozent 

abgetragen werden. Das Gesetz über die wirkungs-

orientierte Steuerung von Aufgaben und Finanzen ver-

langt ebenfalls, dass der öffentliche Haushalt auf die 

Dauer ausgeglichen sein muss, wobei konjunkturelle 

Defizite erlaubt sind. Die Nettoschulden und die Schul-

den der Spezialfinanzierung Sonderlasten, hauptsäch-

lich für die Sanierung der Sondermülldeponie Kölliken 

sowie die Ausfinanzierung der Pensionskasse, sind 

langfristig abzubauen. 

Indikatoren: Nettoverschuldungsquote und Ergeb-

nis der Jahresrechnung 

Die Nettoverschuldungsquote und das Ergebnis der 

kantonalen Jahresrechnung zeigen den Stand des 

öffentlichen Haushalts an. Die Nettoverschuldungsquote 

bemisst sich aus dem Verhältnis zwischen Nettoschul-

den und kantonalem BIP. Sie soll sinken. Die Über-

schüsse und Fehlbeträge der kantonalen Jahresrech-

nungen sollen langfristig ausgeglichen sein. 

Stand: Schuldenabbau dank Überschüssen 

2012 endete eine 10-jährige Phase mit regelmässigen 

Überschüssen der Staatsrechnung. Die Rechnungen 

der Jahre 2012 und 2013 konnten nur noch Dank einer 

Entnahme aus der Ausgleichsreserve ohne Verlust ab-

schliessen. In den Jahren 2014 und 2016 resultierten 

hohe Defizite (RR 2019). Nach mehreren, jährlich wie-

derkehrenden Spar- und Entlastungsmassnahmen hatte 

der Regierungsrat 2017 die "Gesamtsicht Haushaltsan-

ierung" lanciert. Dies mit dem Ziel, die drohenden struk-
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turellen Defizite von bis zu 250 Millionen Franken jähr-

lich anhaltend zu beseitigen. Das Sanierungskonzept 

wurde ï im Sinne einer Gesamtsicht ï über mehrere 

Jahre hinweg angelegt, um über den Zeithorizont des 

Aufgaben- und Finanzplans hinaus, mittel- und länger-

fristig wirkende Massnahmen und Reformen planen und 

umsetzen zu können. Mit dem heutigen Stand konnte 

die Finanzierungslücke geschlossen werden.  

In den Jahren 2017 bis 2019 resultierten unter anderem 

dank hohen Ausschüttungen der Schweizer National-

bank und höheren Auszahlungen aus dem Nationalen 

Finanzausgleich (NFA), hohe Überschüsse. Mit diesen 

wurden Reserven aufgebaut sowie "alte" Schulden ab-

gebaut. Dadurch ergaben sich ausgeglichene Jahres-

rechnungen (DFR 2019a; DFR 2020). Seit dem Start 

der Haushaltsanierung Anfang 2017 konnten so die 

Schulden um rund 470 Millionen Franken reduziert 

werden. Sie betrugen Stand Ende 2019 noch insge-

samt 872,6 Millionen Franken. 

Dank diesem Schuldenabbau nahmen die Nettoschul-

den nach einem Peak von 722 Millionen Franken im 

2016 ab und beliefen sich 2018 auf 106 Millionen Fran-

ken. Dies entspricht einer Pro-Kopf-Verschuldung von 

156 Franken (DFR 2019a). Bezogen auf das kantonale 

Bruttoinlandprodukt sank die Nettoverschuldung 2018 

auf 0,25 Prozent. 2019 hat die Nettoschuld pro Kopf 

erneut abgenommen und ist nun negativ. Dies bedeutet, 

dass der Kanton Aargau im Jahr 2019 ein Nettovermö-

gen pro Kopf von 185 Franken aufweist. Dadurch sinkt 

auch die Nettoverschuldungsquote. Sie liegt neu bei 

minus 0,3 Prozent (DFR 2020). 

Die Schulden der Aargauer Gemeinden konnten nach 

einem Peak im Jahr 2017 wieder verringert werden. Die 

Nettoschulden pro Einwohner und Einwohnerin (ohne 

Spezialfinanzierungen) lagen 2019 bei durchschnittlich 

391 Franken. Von den 211 Gemeinden wiesen 77 keine 

Nettoschulden aus, die restlichen 134 Gemeinden ver-

zeichneten gesamthaft eine Nettoschuld von 847 Millio-

nen Franken (DVI 2020). 

Im interkantonalen Vergleich verfügt der Kanton Aargau 

und seine Gemeinden seit Jahren über sehr tiefe  

Pro-Kopf-Aufwände. 2017 lagen diese bei 10'503 Fran-

ken pro Kopf. Das Schweizer Mittel lag bei 14'811 Fran-

ken (DFR 2019a). 

Nachdem die internationale Ratingagentur Stan-

dard & Poor's die Kreditwürdigkeit des Kantons Aargau 

2018 aufgrund seines strukturellen Defizits von der 

Bestnote AAA auf AA+ zurückstufte (DFR 2018), blieb 

die Beurteilung 2019 stabil (DFR 2019b). 

Herausforderungen 

Å In den Bereichen Gesundheitswesen, Bildung und 

soziale Wohlfahrt werden weiterhin wachsende Aus-

gaben erwartet. 

Å Die wirtschaftliche Lage wird insbesondere infolge 

der Corona-Pandemie, aber auch aufgrund der an-

haltenden Frankenstärke in nächster Zeit schwierig 

bleiben. Dadurch ist mit geringen Handlungsmöglich-

keiten für den Abbau der Nettoschulden zu rechnen. 

Auch für die Reduktion der Schulden der Spezial-

finanzierung Sonderlasten dürften in Zukunft weniger 

Mittel zur Verfügung stehen.  

Å Mit der Umsetzung der Unternehmenssteuerreform 

(STAF) werden für einige Jahre tiefere Einnahmen 

aus dem Nationalen Finanzausgleich erwartet 

(NFA), was den Handlungsspielraum des Kantons 

beeinflussen wird. 
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4.1.9 W9 Steuern und Gebühren 

Steuerbelastung natürliche und juristische Personen 

Aargau, 2003ï2020 

Gebührenfinanzierung Aargau und Schweiz,  

2008ï2018 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Ē  

Langfristige Entwicklung seit 2003:  

nat. Personen: positiv; jur. Personen: positiv  

Kurzfristige Entwicklung seit 2016:  

nat. Personen: positiv; jur. Personen: negativ 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Č  bis Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2008: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

  

Der Indikator zeigt die relative Steuerbelastung basierend 

auf Steuerfüssen und Tarifen im schweizweiten Vergleich 

für natürliche Personen im Einkommensband von 50'000 

bis 300'000 Franken und für juristische Personen. (Daten: 

Credit Suisse 2020). 

Der Indikator zeigt die Kostendeckung durch kantonale 

und kommunale Gebühren in den Bereichen Strassenver-

kehrs- und Schifffahrtsamt, allgemeines Rechtswesen, 

Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung sowie Ab-

fallwirtschaft (indexiert). (Daten: EFV 2020a). 

SDG in Zusammenhang mit W9 (Steuern und Gebühren):  

SDG 8: Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive Vollbeschäfti-

gung und menschenwürdige Arbeit für alle fördern 
 

 

Mit der Annahme der Steuerreform und der AHV-Fi-

nanzierung (STAF) hat sich der Steuerwettbewerb 

zwischen den Kantonen verschärft. Für juristische 

Personen nahm die relative Steuerbelastung im Aar-

gau zu, für natürliche Personen ab. 

Zielrichtung: Staatsfinanzierung optimal und 

gerecht ausgestalten 

Die Finanzierung der öffentlichen Hand soll optimal und 

gerecht ausgestaltet werden. Als Erträge des öffentli-

chen Haushalts bestimmen Steuern und Gebühren 

einerseits den finanziellen Handlungsspielraum des 

Staats. Andererseits stellen sie eine finanzielle Belas-

tung für die Wohnbevölkerung und die Unternehmen dar 

und beeinflussen so die Standortattraktivität des Kan-

tons. In diesem Spannungsfeld soll die Steuerbelastung 

so optimiert werden, dass die Steuereinnahmen trotz 

tiefen Steuern erhalten werden können. Zudem sollen 

ausgewählte staatliche Leistungen gemäss Verursa-

cherprinzip über Gebühren finanziert werden. 

Um die Staatsfinanzierung optimal und gerecht auszu-

gestalten, ist kontinuierlich eine Balance zwischen Steu-

erbelastung einerseits und Umfang sowie Qualität des 

kantonalen Leistungsangebots andererseits zu suchen. 

Indikatoren: Steuerbelastung und Gebührenfinan-

zierung 

Optimalität und Gerechtigkeit der Staatsfinanzierung 

werden anhand der Steuerbelastung für natürliche und 

juristische Personen sowie anhand des Anteils der Ge-

bührenfinanzierung an der öffentlichen Versorgung und 

an Dienstleistungen gemessen. Die steuerliche Belas-

tung soll im Aargau unterdurchschnittlich bleiben. Die 

Gebührenfinanzierung soll stabil bleiben. 

Stand: Steuerreform verändert die relative Steuerbe-

lastung 

Die relative Steuerbelastung auf Kantons- und Gemein-

deebene blieb im Aargau im schweizweiten Vergleich 

zwischen 2016 und 2019 ungefähr gleich. Mit den Steu-

ersenkungen vieler Kantone im Zusammenhang mit der 
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Steuerreform (STAF), nahm die relative Steuerbelas-

tung für juristische Personen zu und kam 2020 mit 

98,4 Prozent nur knapp unter den Schweizer Durch-

schnitt von 100 Indexpunkten zu liegen. Für natürliche 

Personen nahm die relative Steuerbelastung ab und lag 

2020 bei 83,10 Prozent. Bei den natürlichen Personen 

lag der Aargau 2020 im schweizweiten Vergleich auf 

Rang 8 (2015: 9), bei den juristischen auf Rang 19 

(2015: 14) (Credit Suisse 2020). Von den gesamten 

kantonalen Steuererträgen 2019 stammten 75 Prozent 

von natürlichen (2015: 72 Prozent), 15 Prozent von 

juristischen Personen (2015: 18 Prozent) und 10 Pro-

zent stammen aus weiteren Steuern (2015: 10 Prozent). 

Dazu gehören Erbschafts- und Schenkungssteuern, 

Grundstückgewinnsteuern und Motorfahrzeugabgaben. 

In absoluten Zahlen betrugen die Steuereinnahmen 

2019 insgesamt rund 2,55 Milliarden Franken (2015: 

2,3 Mrd.) (DFR 2017; DFR 2020).  

Betrachtet man das Ressourcenpotenzial des Kantons, 

welches das wirtschaftliche Potenzial der Steuerpflichti-

gen widerspiegelt, ist dieses im schweizweiten Ver-

gleich unterdurchschnittlich. Der Hauptgrund dafür liegt 

bei der Struktur der Unternehmenslandschaft. Gleichzei-

tig ist auch die Ausschöpfung des Ressourcenpotenzi-

als (Steuerausschöpfungsquote) unterdurchschnittlich 

(EFV 2019). Insgesamt liegen die Steuererträge pro 

Einwohner und Einwohnerin etwa ein Viertel unterhalb 

des schweizerischen Durchschnitts (BAK Basel, 2017). 

Der Gesamtindex der Gebührenfinanzierung auf Ge-

meinde- und Kantonsebene für die Bereiche Strassen-

verkehrs- und Schifffahrtsamt, allgemeines Rechtswe-

sen, Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

sowie Abfallwirtschaft lag im Aargau im Jahr 2018 bei 

84 Prozent. Dies sind 8 Prozent mehr als im Schweizer 

Durchschnitt, der seit Jahren stabil ist (EFV 2020a). 

Während die Gebührenfinanzierung im Aargau in den 

Bereichen Strassenverkehrs- und Schifffahrtsamt, 

Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung sowie 

Abfallentsorgung überdurchschnittlich ist, liegt sie im all-

gemeinen Rechtswesen (Betreibungswesen, Einwoh-

nerkontrolle, Grundbuchamt, Konkursamt, Zivilstands-

amt, etc.) unter dem Schweizer Durchschnitt. Tiefe 

Indexwerte deuten nicht automatisch darauf hin, dass 

Gebührenerhöhungen angezeigt wären. Für eine solche 

Beurteilung braucht es eine eingehende Prüfung der 

einzelnen Gebühren (EFV 2020b). 

Mit dem Projekt "Materielle und formelle Revision des 

Gebührenrechts" soll der Bedarf insbesondere nach 

einem besser geordneten und strukturierten Gebühren-

recht erfüllt werden. Das Projekt hat unter anderem zum 

Ziel, das Gebührenrecht zu vereinheitlichen, eine nach-

weisbare Gebührengerechtigkeit sowie bessere Trans-

parenz betreffend Kostendeckung und Rechtsanwen-

dung zu schaffen. Das Projekt soll insgesamt ertrags-

neutral ausgestaltet werden, wodurch die Gebührenfi-

nanzierung stabil gehalten werden kann. 

Herausforderungen 

Mit der Annahme der Steuerreform und der AHV-Finan-

zierung (STAF) wurde die privilegierte Besteuerung von 

Statusgesellschaften abgeschafft. Gleichzeitig wurden 

neue, international anerkannte Steuerinstrumente zur 

Förderung innovativer Tätigkeiten eingeführt. Um steu-

erlich attraktiv zu bleiben, haben viele Kantone zudem 

die ordentlichen Unternehmenssteuersätze reduziert. 

Der Steuerwettbewerb zwischen den Kantonen ver-

schärfte sich. Im Kanton Aargau wurde bereits im 

Rahmen der Beratung der Steuervorlage 17 (SV17) 

betont, dass zurzeit auf eine kostspielige Reduktion der 

Gewinnsteuersätze verzichtet, jedoch bei einer Verbes-

serung der kantonalen Finanzlage eine Gewinnsteuer-

satzsenkung geprüft werde. Im Rahmen dieser Prüfung 

wird zurzeit abgeklärt, in welchen Bereichen steuerpoliti-

sche Massnahmen zur Förderung des Wirtschafts- und 

Wohnkantons Aargau ergriffen werden können. Dazu 

entwickelt das Departement Finanzen und Ressourcen 

in Zusammenarbeit mit BAK Economics AG eine Strate-

gie. 
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4.1.10 W10 Leistungsfähiger Staat 

Staatsquote Aargau, 2000ï2019 Allgemeiner Verwaltungsaufwand pro Person Aargau 

und Schweiz (inklusive Gemeinden), 2000ï2018 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Č  bis  Ē 

Langfristige Entwicklung seit 2000: negativ 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Č  bis  Ē 

Langfristige Entwicklung seit 2000: negativ 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: unverändert 

  

Die Staatsquote weist den Aufwand des Kantons im Ver-

gleich zum kantonalen BIP aus und zeigt damit das Ver-

hältnis des Aufwands für den Staatshaushalt zur Wirt-

schaftsleistung (Daten: DFR 2019a). 

Der Allgemeine Verwaltungsaufwand enthält die Kosten 

für Legislative, Exekutive, Finanz- und Steuerverwaltung 

sowie allgemeine Dienste (Daten: EFV 2020). 

SDG in Zusammenhang mit W10 (Leistungsfähiger Staat):  

SDG 16: Friedliche und inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung fördern allen 

Menschen Zugang zur Justiz ermºglichen und leistungsfªhige, rechenschaftspflichtige und 

inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen  

Die Staatsquote des Kantons Aargau hat dank 

stagnierenden Aufwänden bei einem wachsenden 

Bruttoinlandprodukt leicht abgenommen. Der all-

gemeine Verwaltungsaufwand verharrt auf einem 

vergleichsweise tiefen Niveau. 

Zielrichtung: Leistungsfähigkeit des Staats erhalten 

und weiter erhöhen 

Ein leistungsfähiger Staat ist von zentraler Bedeutung 

für Wirtschaft und Gesellschaft. Die Leistungsfähigkeit 

des Staats zeigt sich darin, wie wirksam und effizient 

Parlament, Regierung, Verwaltung und Gerichte han-

deln. Die Leistungs- und Wirkungsziele der kantona-

len Aufgabenbereiche sowie die dafür verwendeten 

Ausgaben sind im Jahresbericht des Regierungsrats 

aufgeführt. 

Die Leistungsfähigkeit des Staats bedingt, dass er die 

gesetzten Ziele in effizienter Weise erreicht. 

Indikatoren: Staatsquote und Verwaltungsaufwand 

pro Person  

Die Staatsquote zeigt den Anteil der Wirtschaftstätig-

keit, welche dem Staat zukommt. Sie ist neben der 

Aufwandentwicklung auch vom Wirtschaftswachstum 

abhängig. Die Staatsquote soll gemäss "Gesetz über 

die wirkungsorientierte Steuerung von Aufgaben und 

Finanzen" langfristig stabilisiert und wenn möglich 

gesenkt werden. Die Effizienz des Staats wird anhand 

des allgemeinen Verwaltungsaufwands von Kanton 

und Gemeinden gemessen. Damit wird ein über die 

Kantone vergleichbarer Teilbereich der Verwaltung 

erfasst. Der allgemeine Verwaltungsaufwand pro Per-

son soll im Kanton Aargau unter dem schweizerischen 

Durchschnitt liegen. 

Stand: Unterdurchschnittlicher Verwaltungsauf-

wand 

Nachdem die Staatsquote ab 2010 leicht angestiegen 

ist, sank sie ab 2016 wieder und kam 2018 auf 

10,99 Prozent zu liegen. Grund für die Abnahme 

waren stagnierende Aufwände bei einem wachsenden 

Bruttoinlandprodukt (DFR 2019a). Mit 43 Prozent 
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machten 2018 Transferaufwände den grössten Teil 

des Aufwands aus, sie beliefen sich auf 2,47 Milliar-

den Franken. Darunter fallen insbesondere Beiträge 

an Institutionen (zum Beispiel Spitäler, Hochschulen, 

Heime und Werkstätten, Verkehrsbetriebe) sowie Bei-

träge an Private (zum Beispiel Ergänzungsleistungen, 

Prämienverbilligung). Die Personalaufwände des Kan-

tons (inklusive die Löhne der Lehrpersonen) haben in 

den letzten fünf Jahren von 1,63 Milliarden Franken 

auf 1,59 Milliarden Franken abgenommen und mach-

ten 2018 28 Prozent aus. Im Jahr 2018 sind die übri-

gen Aufwände stark angestiegen, sie machten 14 Pro-

zent aller Aufwände aus. Dies ist insbesondere auf die 

Einlage in die Ausgleichsreserve zurückzuführen 

(DFR 2019b). 

Der allgemeine Verwaltungsaufwand von Kanton und 

Gemeinden lag während des gesamten Betrachtungs-

zeitraums unter dem Schweizer Durchschnitt, abgese-

hen von dem Peak 2008 infolge der Pensionskassen-

sanierung. Seit 2000 hat der Verwaltungsaufwand pro 

Kopf von Kanton und Gemeinden um knapp 12 Pro-

zent zugenommen und kam 2018 auf 772 Franken pro 

Person zu liegen (Schweizer Durchschnitt 2018: 

1'159 Franken). Davon machte der Verwaltungsauf-

wand von Gemeinden 62 Prozent aus (EFV 2020). 

Mit "SmartAargau", der 2019 vom Regierungsrat verab-

schiedeten Strategie zur digitalen Transformation im 

Kanton Aargau und den dazugehörigen Umsetzungs-

programmen werden Prozesse vereinfacht sowie die 

organisationsübergreifende Zusammenarbeit erleichtert.  

Herausforderungen 

Å Neue interne und externe Kommunikationsformen 

und die Digitalisierung von öffentlichen Dienstleistun-

gen werden entsprechend der technischen Entwick-

lung weiter voranschreiten. Sie bieten einerseits 

Chancen, stellen die Verwaltung andererseits 

laufend vor neue Herausforderungen. 

Å Die Rekrutierung von Fachspezialistinnen und Fach-

spezialisten wird aufgrund der demografischen Ent-

wicklung in gewissen Bereichen (zum Beispiel Inge-

nieurswesen) auch für die öffentliche Verwaltung 

anspruchsvoller. 
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4.2 Dimension Gesellschaft 

4.2.1 G1 Bildung 

Direkte Übertritte in die nachobligatorische Bildung 

Aargau, 2008ï2020 

Quote Erstabschlüsse Sekundarstufe II Aargau,  

2015ï2018 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2008: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: unverändert 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung: Aussage nicht möglich  

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: unverändert 

  

Der Indikator zeigt die Absichtserklärung von Schulabgän-

gerinnen und -abgängern, die von der obligatorischen 

Volksschule direkt in eine berufliche Grundbildung oder 

eine allgemeinbildende Schule übertreten wollen (Daten: 

Statistik Aargau 2020). 

Die Quote der Erstabschlüsse auf Sekundarstufe II misst 

den Anteil der jungen Erwachsenen bis 25 Jahre, die nach 

der obligatorischen Schule einen Abschluss der Sekun-

darstufe II (berufliche Grundbildung und Allgemeinbildung) 

in der Schweiz erlangen (Daten: BFS 2020a). 

SDGs in Zusammenhang mit G1 (Bildung):  

SDG 4: Inklusive, gerechte und hochwertige Bildung gewährleisten und Möglichkeiten lebens-

langen Lernens für alle fördern 
 

SDG 8: Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive Vollbeschäfti-

gung und menschenwürdige Arbeit für alle fördern 
 

 

Das Ziel, dass 95 Prozent aller 25-Jährigen über 

einen Abschluss auf Sekundarstufe II verfügen ist 

im Aargau noch nicht erreicht. Die Hochschulab-

schlussquote hat zugenommen. 

Zielrichtung: Bildungsstand erhöhen 

Bildung ist eine wesentliche Voraussetzung für die 

persönliche Entwicklung zu selbstständigen, verant-

wortungsbewussten Menschen und zur Erlangung von 

grundlegenden Kenntnissen und Kompetenzen für das 

gesamte Leben. Das Bildungssystem leistet auch 

einen wichtigen Beitrag zur gesellschaftlichen Integra-

tion, zur Stärkung der Zivilgesellschaft und Demokra-

tie sowie zur Innovation und wirtschaftlichen Prosperi-

tät. Weiterführende Ausbildungsangebote nach der 

obligatorischen Schulzeit verringern das Risiko von 

Arbeitslosigkeit oder prekären Arbeitsverhältnissen 

und sichern der Wirtschaft gleichzeitig qualifizierte 

Arbeitskräfte. Ziel ist, dass möglichst vielen Jugendli-

chen der Abschluss einer nachobligatorischen Ausbil-

dung auf Sekundarstufe II gelingt. 

Indikatoren: Direkter Übertritt in die nachobligatori-

sche Bildung und Abschlussquote Sekundarstufe II  

Die Indikatoren "Direkte Übertritte in die nachobligato-

rische Bildung" sowie "Erstabschlussquote Sekundar-

stufe II" geben Hinweise auf den Bildungsstand im 

Kanton Aargau. Zielsetzung ist, dass 95 Prozent aller 

25-Jährigen über einen Abschluss auf Sekundarstufe 

II verfügen (WBF, EDK 2019).  

Stand: Zielsetzung bezüglich Abschlussquote Se-

kundarstufe II noch nicht erreicht 

2020 beabsichtigten rund 82 Prozent aller Schulab-

gängerinnen und -abgänger direkt in eine nachobliga-

torische Ausbildung überzutreten. Knapp 60 Prozent 

planten den Einstieg in eine berufliche Grundbildung, 
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in den meisten Fällen in Form einer dualen Berufs-

lehre. Ein knapper Viertel der Jugendlichen möchte in 

eine allgemeinbildende Schule übertreten. Die restli-

chen Schulabgängerinnen und -abgänger hatten vor, 

an einem Brückenangebot teilzunehmen, ein Prakti-

kum zu beginnen oder eine Erwerbsarbeit ohne Aus-

bildung aufzunehmen. Nur ein kleiner Teil (etwa 

1 Prozent) vermochte zum Zeitpunkt der Befragung 

noch keine Anschlusslösung zu nennen. 

Wie gut der direkte Übertritt in eine nachobligatorische 

Ausbildung gelingt, hängt auch stark mit dem vorgän-

gig besuchten Schultyp und den dort vermittelten 

Kompetenzen und Erwartungen zusammen: Aus der 

Bezirksschule scheint der direkte Übertritt erwartungs-

gemäss am besten zu gelingen (97 Prozent), gefolgt 

von der Sekundarschule (80 Prozent) und der Real-

schule (64 Prozent) (Statistik Aargau 2020). 

Bund und Kantone haben gemeinsam bildungspoliti-

sche Ziele für die Zukunft festgelegt (WBF, EDK 

2019). Ein wichtiger Pfeiler daraus ist, dass 95 Pro-

zent aller 25-Jährigen über einen nachobligatorischen 

Bildungsabschluss auf Sekundarstufe II verfügen. Der 

Abschluss dieser Bildungsstufe ist Voraussetzung für 

einen erfolgreichen Eintritt in den Arbeitsmarkt. Die 

aktuellsten Zahlen von 2018 zeigen, dass die ange-

strebte Marke im Aargau mit 92 Prozent noch nicht er-

reicht wird. Die Quote setzt sich zu 72 Prozent aus 

Abschlüssen der beruflichen Grundbildung und zu 

20 Prozent aus allgemeinbildenden Abschlüssen zu-

sammen. Wird die Gruppe der Schweizerinnen und 

Schweizer, die ihre gesamte Bildungslaufbahn in der 

Schweiz absolviert haben gesondert betrachtet, wird 

die 95 Prozent-Marke nahezu erreicht (BFS 2020a).  

Ein Abschluss auf Sekundarstufe II ermöglicht den Zu-

gang zu den Höheren Fachschulen und Hochschulen. 

Im Aargau ist die Hochschulabschlussquote zwischen 

2010 (21,9 Prozent) und 2019 (24,7 Prozent) gestie-

gen, liegt jedoch unter dem Schweizer Durchschnitt 

(2019: 30,2 Prozent) (BFS 2020b). Während Ab-

schlüsse an Fach- und pädagogischen Hochschulen 

zunehmen (2019: 15,3 Prozent), haben sich die Ab-

schlüsse an universitären Hochschulen seit Jahren bei 

einer Quote von etwa 10 Prozent eingependelt (BFS 

2019c). Überdurchschnittlich viele Aargauer Maturan-

dinnen und Maturanden (85 Prozent) schliessen ihr 

Bachelorstudium erfolgreich ab (Studienerfolgsquote). 

Der Schweizer Durchschnitt liegt bei 81 Prozent. (BFS 

2020b; Diem 2019). 

Herausforderungen 

Å Vorrausetzung für jegliches Fachlernen, die berufli-

che Integration sowie für die soziale Teilhabe ist die 

Sprache. Das Erlernen der Unterrichtssprache vor 

Eintritt in die obligatorische Schule erhöht die 

Chance, das Bildungsangebot unabhängig vom 

familiären Hintergrund entsprechend der Fähigkeiten 

und Neigungen nutzen zu können (KV §25).  

Å Auch mit Blick auf die Chancengerechtigkeit ist es 

eine elementare Aufgabe der obligatorischen 

Schule, dafür zu sorgen, dass möglichst alle Her-

anwachsenden die in den Lehrplänen festgehalte-

nen Mindestanforderungen erreichen und dass 

möglichst viele die Kompetenzziele in einzelnen 

Fachbereichen oder auch insgesamt übertreffen. In 

Schulsprache, Fremdsprachen, Mathematik sowie 

im Fachbereich Natur und Technik sind diesbezüg-

lich die nationalen Bildungsstandards der EDK 

massgebend (EDK 2011). 

Å In der Bundesverfassung (Art. 41) ist festgehalten, 

dass sich alle Personen entsprechend ihren Fähig-

keiten bilden können. Dafür wird eine hohe Qualität 

und Durchlässigkeit des Bildungssystems mit 

kohärenten Übergängen zwischen den verschiede-

nen Bildungstypen und -stufen sowie der Gleich-

wertigkeit von berufsbezogenen und allgemeinbil-

denden Bildungswegen benötigt (vgl.BV Art 61). 

Å Diesbezüglich und mit Blick auf das Ziel von 95 Pro-

zent mit einem Abschluss auf Sekundarstufe II, ist 

die "berufliche Orientierung" im Sinne des Weckens 

von Interessen und der Förderung von Begabungen 

notwendig. Ein besonderes Augenmerk gilt der 

Sicherung des Übergangs von der Sekundarstufe I 

in die Sekundarstufe II, insbesondere für Jugendli-

che mit Migrationshintergrund und weiteren Heraus-

forderungen.  

Å Die rasante technologische Entwicklung (Stichwort: 

Digitale Transformation) verändert die Arbeitswelt, 

schafft neuartige Arbeitsplätze und lässt bekannte 

Tätigkeiten verschwinden. Das Bildungs- und Wei-

terbildungssystem muss die Jugendlichen und 

zunehmend auch die Erwachsenen darauf vorberei-

ten, mit den anhaltenden Veränderungen, Unsicher-

heiten und Herausforderungen produktiv umzuge-

hen. Die Erwartungen an die Begabungs- und 

Talentförderung sowie die Befähigung zum lebens-

langen Lernen werden unter anderem wegen der 

hohen Dynamik in vielen Arbeitsmärkten, dem zu-

nehmenden Innovationsdruck und dem verschärften 

Standortwettbewerb immer wichtiger. Dies gilt nicht 

zuletzt auch in Bezug auf den Fachkräftebedarf in 

pädagogischen Berufen. 
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SPOTLIGHT KLIMA 

 

Eine nachhaltige Zukunft durch Bildung 

Das Aargauische Bildungswesen soll die Heranwachsenden dazu befähigen, eigene Verhaltensweisen auch bezüglich eines 

nachhaltigen Umgangs mit der natürlichen Umwelt und ihren Ressourcen sowie im Hinblick auf eine tragbare Zukunft zu 

reflektieren. Hierzu legt die Volksschule mit ihrem öffentlich legitimierten und reichhaltigen Bildungsauftrag die Grundlage. 

Entsprechend sind die Themen "Klimaschutz" und "Anpassung an den Klimawandel" im Aargauer Lehrplan Volksschule als 

verbindlich zu bearbeitende Themen beziehungsweise mit verbindlich zu erreichenden Kompetenzen aufgenommen. Auch 

der kantonale Lehrplan der Mittelschulen trägt dem Anliegen mit den Lerngebieten und Kompetenzerwerbszielen des Grund-

lagenfachs Geographie Rechnung. 

Departement BKS 
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4.2.2 G2 Einkommen, Armut und soziale Unterstützung 

Sozialhilfequote Aargau und Schweiz, 2004ï2018 Minderjährige mit sozialer Unterstützung Aargau und 

Schweiz, 2005ï2018 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Ē  

Langfristige Entwicklung seit 2004: negativ 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: unverändert 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Ē  

Langfristige Entwicklung seit 2005: unverändert 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: unverändert 

  

Die Sozialhilfequote zeigt den Anteil der Sozialhilfeemp-

fängerinnen und -empfänger an der ständigen Wohnbe-

völkerung (Daten: BFS 2018a). 

Der Indikator zeigt den Anteil der Kinder und Jugendlichen 

(0ï17 Jahre) an allen Sozialhilfeempfängern (Daten: BFS 

2018b; DFR 2019). 

SDG in Zusammenhang mit G2 (Einkommen, Armut und soziale Unterstützung):  

SDG 1: Armut in jeder Form und überall beenden 

 

Die Sozialhilfequote sinkt im Aargau erstmals seit 

10 Jahren, der Anteil an Kindern und Jugendlichen 

bleibt hoch. Dies erhöht deren Risiko, später sel-

ber auf die Sozialhilfe angewiesen zu sein. 

Zielrichtung: Armut verhindern, Unterstützungsbe-

darf senken 

Niemand soll in Armut leben. Vielmehr sollen alle Per-

sonen und Personengruppen, wie zum Beispiel 

Familien, über ein Einkommen verfügen, das für ihren 

Lebensunterhalt ausreicht. Kann dies nicht aus 

eigener Kraft erwirtschaftet werden, ist eine solidari-

sche Gesellschaft verpflichtet, Bedürftige zu unterstüt-

zen. Die Sozialhilfe ist ein zentrales Instrument, Armut 

zu bekämpfen. Sie verhindert Einkommensarmut, 

soziale Isolation und Perspektivenlosigkeit und er-

leichtert eine möglichst rasche Wiedereingliederung in 

die selbstständige Existenzsicherung. Insbesondere 

bei Kindern und Jugendlichen wirken sich die wirt-

schaftliche Lage und der soziale Status der Eltern auf 

das Wohlbefinden sowie die Entwicklungsperspekti-

ven aus. Beziehen die Eltern über einen längeren 

Zeitraum Sozialhilfe, steigt das Risiko, dass die Kinder 

im Erwachsenenalter ebenfalls davon abhängig sein 

werden. 

Indikatoren: Sozialhilfequote und Minderjährige mit 

sozialer Unterstützung 

Der Grad an Einkommensarmut und Unterstützungs-

bedarf wird anhand der Sozialhilfequote gemessen. 

Sie soll verringert werden. Der Anteil Minderjähriger 

an allen Sozialhilfeempfangenden ist ein Indikator für 

die Zukunftsentwicklung. Er soll sinken. 

Stand: Sozialhilfequote sinkt erstmals seit 10 Jah-

ren 

Seit 2008 ist die Sozialhilfequote im Kanton Aargau 

und schweizweit langsam, aber stetig angestiegen. Im 

Jahr 2018 konnte dieser langjährige Trend erstmals 

durchbrochen werden. Die Sozialhilfequote sank 

sowohl im Aargau als auch schweizweit um 0,1 Pro-

zent. Im Aargau kam sie 2018 auf 2,2 Prozent, ge-

samtschweizerisch auf 3,2 Prozent zu liegen (BFS 

2018a). Auch bei den Fallzahlen war ein geringer 

Rückgang zu verzeichnen. Im Aargau sanken sie um 

1,5 Prozent auf 9'219 Dossiers (DFR 2019).   
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Gut die Hälfte (53 Prozent) der Personen mit An-

spruch auf Sozialhilfe ist ausländischer Nationalität. 

Dieser Anteil hat in den letzten zehn Jahren zugenom-

men (2008 waren es 45 Prozent). Der 2018 verzeich-

nete Rückgang der Sozialhilfequote war bei den Aus-

länderinnen und Ausländern jedoch ausgeprägter als 

bei den Schweizerinnen und Schweizern: Sie hat von 

4,4 auf 4,2 Prozent abgenommen (DFR 2019). 

Zwei Drittel der in Privathaushalten wohnenden Sozi-

alhilfebeziehenden leben alleine. In Haushalten mit 

Kindern sind vor allem Alleinerziehende auf soziale 

Unterstützung angewiesen. Kinder und Jugendliche 

unter 18 Jahren machen mit knapp einem Drittel mit 

Abstand die grösste Altersgruppe der Sozialhilfe-

empfangenden aus, wobei der Aargau leicht über dem 

schweizerischen Durchschnitt liegt. Die Sozial-

hilfequote von Kindern und Jugendlichen hat zwischen 

2010 und 2018 um 1 Prozent zugenommen (2018: 

3,6 Prozent), was verglichen mit den anderen Alters-

klassen einem stärkeren Wachstum entspricht (DFR 

2019).  

Eine weitere von der Sozialhilfe betroffene Bevölke-

rungsgruppe im Aargau sind Personen ohne Berufs-

ausbildung. Der Anteil der erwerbsfähigen Personen 

ohne nachobligatorische Ausbildung war 2018 im Aar-

gau bei den Sozialhilfebeziehenden rund dreimal grös-

ser als in der entsprechenden Gruppe der Gesamt-

bevölkerung (DFR 2020).  

Während rund die Hälfte aller Sozialhilfedossiers nach 

weniger als einem Jahr wieder abgeschlossen werden 

kann, ist es für Langzeitbezügerinnen und -bezüger 

schwierig, einen Weg aus der Sozialhilfe zu finden. So 

haben sich beispielsweise die Fälle mit einer Bezugs-

dauer von mehr als sieben Jahren seit 2008 mehr als 

vervierfacht. Insgesamt nehmen laufende Fälle mit 

mehrjähriger Bezugsdauer stärker zu als die Fälle 

unter einem Jahr (DFR 2019).  

Ergänzende Informationen zur Sozialhilfequote liefert 

die Armutsquote. Diese gibt an, wie hoch der Anteil 

der Personen ist, die in einem Haushalt leben, dessen 

verfügbares Einkommen unter der Armutsgrenze liegt. 

Dabei werden auch arme Personen erfasst, die keine 

Sozialhilfeleistungen beziehen (sogenannte "ver-

steckte" Armut) beziehungsweise die Sozialhilfe be-

ziehen und dennoch unter der Armutsgrenze bleiben. 

In der Nordwestschweiz (AG, BL, BS) lag die Armuts-

quote 2018 mit 9,3 Prozent über dem Schweizer 

Durchschnitt von 7,9 Prozent (BFS 2020).  

Schweizweit besonders betroffen von Armut sind Per-

sonen im Rentenalter (Armutsquote 2018: 13,7 Pro-

zent) (BFS 2020). Der Anteil an AHV-Beziehenden, 

die auf Ergänzungsleistungen angewiesen sind, ist in 

den letzten Jahren leicht angestiegen. Dafür verant-

wortlich sind primär steigende Gesundheits­ und 

Pflegekosten sowie höhere Wohnkosten (Höpflinger et 

al 2019). Einem erhöhten Armutsrisiko im Alter ausge-

setzt sind Menschen mit einem tiefen sozioökonomi-

schen Status, Frauen sowie Ausländerinnen und Aus-

länder (ZHAW 2018). 

Herausforderungen 

Å Kinder und Jugendliche, die in einkommensschwa-

chen Haushalten leben oder Sozialhilfe beziehen, 

weisen tendenziell ein höheres Risiko auf, später 

selber auf die Sozialhilfe angewiesen zu sein (Pel-

legrini et al. 2011).  

Å Die unsichere Finanzierung der Altersvorsorge und 

die demografische Alterung stellt die Alterssicherung 

teilweise in Frage. Verbunden mit den steigenden 

Pþege- und Wohnkosten ist nicht auszuschliessen, 

dass die Altersarmut in Zukunft zunehmen wird (Rat 

für Raumordnung 2019). 

Å Die strukturellen Veränderungen im Arbeitsmarkt 

und die sich schnell ändernde Arbeitswelt verlangt 

Flexibilität und macht es für Menschen ohne Berufs-

bildung sowie für Menschen mit Leistungsbeein-

trächtigungen schwierig, sich im Arbeitsmarkt zu 

halten (DGS 2015). 
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4.2.3 G3 Integration 

Quote Erstabschlüsse Sekundarstufe II nach Nationa-

lität Aargau, 2015ï2018 

Arbeitslosenquote nach Nationalität Aargau und 

Schweiz, 2000ï2019 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung: Aussage nicht möglich  

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: unverändert 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Ē  

Langfristige Entwicklung seit 2000: negativ 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

  

Die Quote der Erstabschlüsse auf Sekundarstufe II nach 

Nationalitäten misst den Anteil  der jungen Erwachsenen 

bis 25 Jahre, die nach der obligatorischen Schule einen 

Abschluss der Sekundarstufe II (berufliche Grundbildung 

und Allgemeinbildung) in der Schweiz erlangen (Daten: 

BFS 2020b). 

Der Indikator zeigt die Arbeitslosenquote nach Nationali-

tät. Sie ist das Verhältnis der registrierten Arbeitslosen zu 

den Erwerbspersonen (Erwerbstätige und Stellen-

suchende) (Daten: SECO 2019). 

SDGs in Zusammenhang mit G3 (Integration):  

SDG 4: Inklusive, gerechte und hochwertige Bildung gewährleisten und Möglichkeiten lebens-

langen Lernens für alle fördern 
 

SDG 10: Ungleichheit in und zwischen Ländern verringern 

 

Bei der Integration der ausländischen Bevölkerung 

besteht im Kanton Aargau Handlungsbedarf: aus-

ländische Jugendliche erreichen weniger häufig 

einen Schulabschluss auf Sekundarstufe II als 

Schweizer Jugendliche und die Arbeitsmarktintegra-

tion der ausländischen Bevölkerung gestaltet sich 

schwieriger. 

Zielrichtung: Gleiche Möglichkeiten zur Teilnahme 

am wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben 

für alle schaffen 

Die gesellschaftliche Integration aller Menschen unter-

schiedlicher Herkunft und Rasse, unterschiedlichen 

Geschlechts, Alters oder sozialer Stellung, unterschied-

licher religiöser, weltanschaulicher oder politischer 

Überzeugung sowie unterschiedlicher körperlicher und 

geistiger Verfassung ist wesentlich für eine funktionie-

rende Gesellschaft. 

Integration ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe 

und ist in allen Lebensbereichen relevant. Sie bedarf 

der Zusammenarbeit aller Akteure und eines positiven 

Umgangs mit Heterogenität. Grundlegende Vorausset-

zung für Integration ist eine gute Bildung für alle Gesell-

schaftsgruppen sowie die Teilnahme am Berufsleben. 

Sie ermöglichen ein selbstbestimmtes Leben, den 

selbstständigen Erwerb des Lebensunterhalts und die 

Teilhabe in anderen Lebensbereichen. Der Kanton Aar-

gau verfolgt in der Integrationsförderung den Regel-

strukturansatz. Die Integration erfolgt primär in der 

Schule, im Arbeitsmarkt oder im Bildungswesen, das 

heisst in den bestehenden integrationsrelevanten 

Regelstrukturen.  

Indikatoren: Abschlussquote Sekundarstufe II nach 

Nationalität und Arbeitslosenquote nach Nationalität 

Die Integration der ausländischen Bevölkerung dient als 

Indikator für die gesamtgesellschaftliche Integration. 

Möglichst viele ausländische Jugendliche sollen einen 
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Abschluss auf der Sekundarstufe II erlangen. In der 

Schweiz gilt die Zielsetzung, dass 95 Prozent aller  

25-Jährigen über einen Abschluss auf Sekundarstufe II 

verfügen (WBF, EDK 2019). Die Arbeitslosenquote der 

ausländischen Bevölkerung soll nicht höher sein als 

jene der Schweizer Bevölkerung. 

Stand: Deutliche Unterschiede bei Bildung und 

Chancen im Arbeitsmarkt je nach Nationalität  

Von den in der Schweiz geborenen Schweizer und 

Schweizerinnen haben im Aargau 2018 94,7 Prozent bis 

zum 25. Altersjahr einen Abschluss auf der Sekundar-

stufe II erreicht, demgegenüber sind es bei, im Ausland 

geborenen, ausländischen Jugendlichen nur 78,0 Pro-

zent. Auch wenn ausländische Jugendliche in der 

Schweiz geboren werden, ist immer noch ein Unter-

schied feststellbar. Bei ihnen erreichen 86,9 Prozent 

einen Abschluss auf Sekundarstufe II. Der Aargau liegt 

bei allen genannten Kategorien über dem Schweizer 

Schnitt (BFS 2020b).  

Auch beim Einschlagen des Bildungswegs nach der ob-

ligatorischen Volksschule sind Unterschiede zwischen 

den Schweizern und ausländischen Staatsangehörigen 

im Kanton Aargau erkennbar. 88 Prozent der Schweizer 

Schulabgängerinnen und -abgänger beabsichtigten 

2020 direkt in eine berufliche Grundbildung oder Allge-

meinbildung überzutreten. Bei der ausländischen Bevöl-

kerung liegt dieser Anteil bei 66 Prozent. Währenddem 

diese Quote bei der Schweizer Schulabgängerinnen 

und -abgänger seit 2016 stabil geblieben ist, ist dieje-

nige der ausländischen Bevölkerung seit 2016 um 

3,3 Prozent gesunken.  

Fremdsprachige Schülerinnen und Schüler sind in der 

Realschule deutlich überproportional, in der Bezirks-

schule unterproportional vertreten. Rund 40 Prozent der 

fremdsprachigen Lernenden besuchen in der Oberstufe 

die Realschule, während dem es bei Deutschsprachigen 

nur 16 Prozent sind. Je nach Sprache sind die Unter-

schiede noch grösser. Rund 50 Prozent der albanisch 

sprechenden Schüler und Schülerinnen besuchen die 

Realschule (Statistik Aargau 2020).  

Die Arbeitslosenquote der ausländischen Bevölkerung 

im Aargau ist seit Jahren mehr als doppelt so hoch wie 

diejenige der Schweizer Bevölkerung, der Unterschied 

ist seit 2016 jedoch leicht gesunken. Personen aus 

Deutschland und Österreich haben eine ähnliche tiefe 

Arbeitslosenquote wie der Schweizer Durchschnitt. 

Demgegenüber ist die Arbeitslosigkeit bei Personen aus 

Nicht-EU/EFTA-Staaten besonders gross (BFS 2017).  

Der Ausländeranteil an der Wohnbevölkerung liegt im 

Aargau bei einem Viertel und somit im schweizerischen 

Durchschnitt. Rund 21 Prozent der ausländischen 

Wohnbevölkerung stammt aus Deutschland, gefolgt von 

Italien (17 Prozent), Kosovo (11 Prozent) und Türkei 

(6 Prozent) (BFS 2019a). Im Jahr 2018 wurden im Aar-

gau insgesamt 2ó600 Personen eingeb¿rgert. Die Hªlfte 

davon stammen aus den Ländern Deutschland, Kosovo, 

Türkei und Italien (BFS 2020a, STATPOP).  

In der Schweiz haben Personen mit Migrationshinter-

grund, besonders ausländische Staatsangehörige, eine 

signifikant geringere Lebensqualität als schweizerische 

Staatsangehörige ohne Migrationshintergrund. Dies 

zeigt sich bei der Wohnsituation, der Arbeit, Ausbildung, 

Gesundheit oder dem subjektiven Wohlbefinden. 

Besonders benachteiligt sind ost- und aussereuropäi-

schen Staatsangehörige (BFS 2019b). Signifikante 

Unterschiede bestehen beispielsweise beim Anteil der 

Personen, die zahnmedizinische Leistungen nicht in An-

spruch nehmen. 2017 waren es schweizweit 2,2 Pro-

zent Personen ohne Migrationshintergrund, die auf 

zahnärztliche Untersuchungen verzichten, bei der Be-

völkerung mit Migrationshintergrund waren es 5,4 Pro-

zent.  

Herausforderungen 

Å Gute Deutschkenntnisse sind eine wichtige Voraus-

setzung für den Schulerfolg. Um allen Kindern gute 

Bildungschancen zu gewähren, nimmt die Forderung 

der frühen Deutschförderung für Kinder mit anderer 

Erstsprache als Deutsch zu (DGS 2019). 

Å Spät zugewanderte Jugendliche und junge Erwach-

sene werden schlecht erreicht und sind nur in gerin-

gem Masse in der Lage, vom bestehenden differen-

zierten Bildungsangebot zu profitieren. Eine 

Ausbildung auf Sekundarstufe II ist jedoch eine der 

wichtigsten Grundvoraussetzungen für eine erfolgrei-

che und nachhaltige Integration in den Schweizer 

Arbeitsmarkt, die eine längerfristige Unabhängigkeit 

von der Sozialhilfe gewährleistet (BASS 2019).   

Å Migrantinnen und Migranten kehren im Alter immer 

öfter nicht in ihre Herkunftsländer zurück. Das 

Gesundheitswesen im Allgemeinen, die Alterspflege 

und Altersarbeit sind bei der Ausübung ihrer Dienst-

leistungen zunehmend mit spezifischen Bedürfnis-

sen der Migrantinnen und Migranten konfrontiert 

(Nationales Forum Alter und Migration).  

Å Durch die steigende Anzahl unterschiedlicher Kultu-

ren und Religionen und das draus entstehende 

Spannungsfeld zwischen der Notwendigkeit nach In-

tegration und dem Wunsch nach Individualismus ist 

die Bildungslandschaft stark gefordert.  



 

 92 von 154 
 

Å Die Eingliederung von wenig qualifizierten Arbeitneh-

menden bleibt generell schwierig. Der Arbeitsmarkt 

richtet sich zunehmend auf gut qualifizierte Arbeits-

kräfte aus. Da zugewanderte Ausländerinnen und 

Ausländer, je nach Herkunft, häufiger einen schlech-

teren Bildungsstand aufweisen, kann dies bei dieser 

Bevölkerungsgruppe zu steigender Arbeitslosigkeit 

führen.  
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4.2.4 G4 Sozialer Zusammenhalt 

Beteiligung der Bevölkerung an der Freiwilligenarbeit 

Nordwestschweiz (Kt. BS, BL, AG),  

2010ï2016 

Zufriedenheit mit persönlichen Beziehungen Nord-

westschweiz (Kt. BS, BL, AG) und Schweiz,  

2007ï2018 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2010: positiv 

Kurzfristige Entwicklung: Aussage nicht möglich 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2007: unverändert 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

  

Der Indikator zeigt den Anteil an der ständigen Wohnbe-

völkerung ab 15 Jahren, welcher Freiwilligenarbeit leistet. 

Aufgrund von methodischen Anpassungen (genauere 

Erhebung der informellen Freiwilligenarbeit) besteht zwi-

schen 2013 und 2016 ein Bruch in der Datenreihe (Daten: 

SAKE 2017). 

Der Indikator zeigt den Anteil der Wohnbevölkerung ab 

16 Jahren mit hoher Zufriedenheit in Bezug auf die per-

sönlichen Beziehungen (Daten: SILC 2018). 

SDG in Zusammenhang mit G4 (Sozialer Zusammenhalt):  

SDG 10: Ungleichheit in und zwischen Ländern verringern 

 

 

Der soziale Zusammenhalt hat diverse Facetten. Die 

Beteiligung der Bevölkerung an der institutionellen 

Freiwilligenarbeit stagniert in den Kantonen der 

Nordwestschweiz. Die Zufriedenheit der Wohn-

bevölkerung mit den persönlichen Beziehungen ist 

auf einem hohen Niveau und entwickelt sich positiv.  

Zielrichtung: Gemeinschaftsgefühl und Solidarität 

fördern 

Ein Gefühl der Verbundenheit mit den Mitmenschen und 

solidarisches Handeln der einzelnen Gesellschafts-

mitglieder sind wesentliche Faktoren für den sozialen 

Zusammenhalt und das Funktionieren einer Gesell-

schaft insgesamt. 

Sozialer Zusammenhalt bedingt sowohl eine Teilhabe 

aller sozialen Gruppen am wirtschaftlichen, politischen 

und gesellschaftlichen Leben als auch einen Austausch 

innerhalb und zwischen diesen Gruppen. Umgekehrt 

wird er durch Ungleichheit, beispielsweise in Bezug auf 

Bildung, Einkommens- oder Chancengerechtigkeit 

geschwächt. 

Indikatoren: Beteiligung der Bevölkerung an der 

Freiwilligenarbeit und Zufriedenheit mit persönli-

chen Beziehungen 

Der soziale Zusammenhalt wird anhand der Bereit-

schaft, Freiwilligenarbeit zu leisten, sowie der Zufrieden-

heit mit den persönlichen Beziehungen gemessen. Das 

freiwillige solidarische Engagement der Bürgerinnen 

und Bürger ist Ausdruck ihrer Verbundenheit mit der 

Gemeinschaft. Persönliche Beziehungen spiegeln den 

individuell wahrgenommenen sozialen Zusammenhalt 

wider. Das Engagement der Bevölkerung an der Freiwil-

ligenarbeit soll zunehmen. Der Anteil der zufriedenen 

Wohnbevölkerung in Bezug auf die persönlichen Bezie-

hungen soll steigen. 

Stand: Gut vier von zehn Personen übernehmen 

Freiwilligenarbeit 

Rund 44 Prozent der ständigen Wohnbevölkerung in der 

Nordwestschweiz ab 15 Jahren hat 2016 mindestens 

eine unbezahlte Freiwilligenarbeit (institutionalisierte 

und/oder informelle) ausgeführt. 21 Prozent engagierten 

sich für Vereine oder Institutionen und setzten dafür im 
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Schweizer Durchschnitt 12,8 Stunden pro Monat ein. 

Diese sogenannte institutionalisierte Freiwilligenarbeit 

ist seit 2010 stabil geblieben. 33 Prozent der ständigen 

Wohnbevölkerung in der Nordwestschweiz ab 15 Jah-

ren leistete 2016 informelle Freiwilligenarbeit wie Nach-

barschaftshilfe, Kinderbetreuung, Dienstleistungen oder 

Pflege und Betreuung von Verwandten und Bekannten, 

die nicht im selben Haushalt leben. Männer engagieren 

sich häufiger im institutionalisierten, Frauen im informel-

len Bereich. Bei der institutionalisierten Freiwilligenar-

beit dominiert bei den Männern das Engagement in 

Sportvereinen, Frauen sind eher in sozial-karitativen Or-

ganisationen aktiv. Über 53 Prozent der 65 bis 74-Jähri-

gen engagieren sich in der Freiwilligenarbeit. Im Aargau 

sind es rund 56'000 Personen über 65 Jahre die Gross-

kinder hüten, Nachbarn helfen, in Vereinen und Organi-

sationen tätig sind oder politische Ämter wahrnehmen. 

Im Aargau werden so rund 9 Millionen Stunden unbe-

zahlte Arbeit geleistet (SAKE 2017 und BFS 2017b).   

Schweizweit hat die Zahl an freiwillig Tätigen seit Ende 

der 1990er-Jahre in fast jedem Bereich abgenommen. 

Besonders stark betroffen ist der Einsatz für politische 

oder öffentliche Ämter. Im Vergleich zu 1997 reduzierte 

sich 2016 der Anteil der Personen, die Milizarbeit leisten 

um 73 Prozent (Freitag 2019). Mehr als ein Drittel der 

Schweizer Gemeinden bekundet erhebliche Schwierig-

keiten bei der Besetzung der Gemeindeexekutive. Mit 

der Rekrutierung von jungen Erwachsenen unter 

35 Jahren haben zwei Drittel der befragten Gemeinden 

besonders grosse Mühe (FH Graubünden 2019). 

Neben den Vereinen sind auch Kirchen und private Or-

ganisationen wie das Schweizerische Rote Kreuz oder 

Pro Senectute Aargau, in die Freiwilligenarbeit invol-

viert. In den letzten Jahren sind zahlreiche Initiativen mit 

Projekten im Asyl- und Flüchtlingsbereich entstanden. 

Im Aargau haben sich 2019 rund 1'400 Freiwillige im 

Asyl- und Flüchtlingsbereich engagiert. 

Die Zufriedenheit mit den persönlichen Beziehungen ist 

sowohl im Schweizer Durchschnitt als auch in der Nord-

westschweiz hoch. Nur rund 3 Prozent der Befragten 

gaben 2018 eine niedrige Zufriedenheit mit den persön-

lichen Beziehungen an. Bezogen auf den Erwerbsstatus 

zeigt sich, dass schweizweit Rentner und Rentnerinnen 

überdurchschnittlich, zufrieden sind mit ihren persönli-

chen Beziehungen, 33,6 Prozent der Aargauerinnen 

und Aargauer gaben 2017 an von Einsamkeit betroffen 

zu sein. Dieser Anteil hat sich seit der ersten Erhebung 

im Jahr 1997 kaum verändert. Besonders häufig von 

Einsamkeit betroffen sind Frauen (38,4 Prozent), Perso-

nen ohne nachobligatorische Schulbildung (43,0 Pro-

zent) sowie 15- bis 39-Jährige (37,5 Prozent) (DGS 

2020). 

Herausforderungen 

Å Der gesellschaftliche Wandel hin zu mehr Einperso-

nenhaushalten, kleiner werdenden Familien und Ver-

wandtschaften, grössere geographische Distanzen 

sowie die verstärkte Erwerbsintegration beider 

Elternteile erschwert zunehmend die informelle Hilfe 

bei der Pflege und Betreuung von Angehörigen. 

Å Steigende Belastungen und Herausforderungen am 

Arbeitsplatz sowie geänderte Lebensgewohnheiten 

erfordern flexiblere Formen des freiwilligen Engage-

ments bezüglich der Langfristigkeit und Regelmäs-

sigkeit von Verpflichtungen aber auch was den Inhalt 

der Freiwilligenarbeit betrifft.  

Å Die Arbeit von Milizpolitikern und -politikerinnen wird 

gesellschaftlich wenig honoriert und erschwert die 

Besetzung der Ämter. 

Å Die demografische Alterung erfordert mehr infor-

melle Hilfe in Form von Pflege und Betreuung von 

Verwandten und Bekannten. Gleichzeitig nimmt die 

Mehrfachbelastung der erwerbstätigen Bevölkerung 

zu.  

Å Die steigende Lebenserwartung und die sich verän-

dernden Familienstrukturen bedeuten eine Heraus-

forderung für die Generationensolidarität, dies finan-

ziell auf Bundesebene (AHV, Gesundheitskosten 

etc.), in jeder Gemeinde und für viele Projekte im 

kleineren Rahmen.  
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4.2.5 G5 Chancengerechtigkeit 

Frauen in Kaderpositionen Aargau und Schweiz,  

2010ï2018 

Integrationsquote in Regelschulen Aargau, 2012ï2019 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2010: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: unverändert    

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ 

Langfristige Entwicklung seit 2012: unverändert 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: unverändert    

  

Der Indikator zeigt den Frauenanteil in Kaderpositionen an 

der Gesamtzahl der Erwerbstätigen in Kaderpositionen 

(Daten: BFS 2019a). 

Der Indikator zeigt den Anteil aller Schülerinnen und 

Schüler, die in Regelschulen integriert sind und nicht in 

Sonderschulen unterrichtet werden. (Daten: BKS 2020).  

SDGs in Zusammenhang mit G5 (Chancengerechtigkeit):  

SDG 4: Inklusive, gerechte und hochwertige Bildung gewährleisten und Möglichkeiten lebens-

langen Lernens für alle fördern 
 

SDG 5: Geschlechtergleichstellung erreichen und alle Frauen und Mädchen zur Selbst-

bestimmung befähigen 
 

SDG 8: Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive Voll-

beschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle fördern 
 

SDG 10: Ungleichheit in und zwischen Ländern verringern 

 

SDG 11: Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig machen 

 

 

Die Chancengerechtigkeit ist im Aargau nach wie 

vor nicht erreicht. Im Arbeitsmarkt ī insbesondere 

in Kaderpositionen sowie in der Politik sind Frauen 

untervertreten. Auch bei der Behindertengleichstel-

lung gibt es weiteren Handlungsbedarf. 

Zielrichtung: Chancengerechtigkeit erhöhen 

Chancengerechtigkeit zielt darauf ab, dass alle Mitglie-

der der Gesellschaft ihr individuelles Potenzial entfalten 

und ihre Lebensgestaltung selber in die Hand nehmen 

können, ohne durch Diskriminierung und Armut einge-

schränkt zu werden. Um individuelle Lebensqualität und 

den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu gewährleisten, 

sollen alle Menschen die Möglichkeit erhalten, uneinge-

schränkt an der Gesellschaft teilzuhaben und ihre 

Perspektive einzubringen.  

Institutionelle Rahmenbedingungen wie der gleichbe-

rechtigte Zugang zu Existenzgrundlagen oder die Teil-

habe an gesellschaftlichen Entscheiden sind Vorausset-

zungen für Chancengerechtigkeit. 
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Indikatoren: Anteil Frauen in Kaderpositionen und 

Integrationsquote beeinträchtigter Kinder in der 

Volksschule 

Chancengerechtigkeit wird hier einerseits gemessen 

durch den Anteil Frauen in Kaderpositionen, welcher zu-

nehmen soll. Andererseits wird die Integration beein-

trächtigter Kinder in die Volksschule betrachtet. Der An-

teil der Schülerinnen und Schüler, die in Regelschulen 

integriert sind, soll zunehmen.  

Stand: Trotz Fortschritten besteht weiterhin Hand-

lungsbedarf 

Im Allgemeinen haben Frauen eine niedrigere berufliche 

Stellung als Männer, die deutlich häufiger eine leitende 

Funktion innehaben (BFS 2020). Der Anteil Frauen in 

Kaderpositionen im Aargau bewegt sich seit 10 Jahren 

leicht unter dem schweizerischen Durchschnitt und liegt 

2018 bei 31,1 Prozent (Schweizer Durchschnitt 2018: 

32,0 Prozent) (BFS 2019a). Dies, obwohl seit 2008 die 

Abschlussquoten der Frauen an universitären Hoch-

schulen, Fach- und pädagogischen Hochschulen 

schweizweit diejenige der Männer übertreffen (BFS 

2019d).  

Auch in der Politik sind die Frauen untervertreten. Bei 

den Nationalratswahlen 2019 konnte sich der Frauenan-

teil um fast 20 Prozent auf 43,8 Prozent steigern. Das 

bedeutet, dass 7 von 16 Aargauer Nationalratssitzen 

von Frauen belegt sind (BFS 2019c). Im Grossen Rat 

hingegen nahm der Frauenanteil von 36,4 Prozent im 

2016 auf 31,4 Prozent im 2020 ab (DFR 2020a). Im 

Regierungsrat ist seit 2019 keine Frau mehr vertreten. 

Über die Hälfte aller Paare im Aargau lebt in einer tradi-

tionell geprägten Rollenverteilung, bei der Frauen eher 

Teilzeit und Männer eher Vollzeit arbeiten. Eine leichte 

Bewegung weg von dieser Rollenverteilung ist zu be-

obachten, schweizweit arbeiten Männer häufiger Teilzeit 

als noch vor zehn Jahren. Teilzeitarbeit ist aber nach 

wie vor eine weibliche Domäne: Frauen machen rund 

drei Viertel aller Teilzeiterwerbstätigen aus (NAB 2018). 

Die Gründe für Teilzeitarbeit variieren nach Geschlecht. 

Bei den Frauen ist die Kinderbetreuung mit 26,5 Prozent 

der wichtigste Grund (BFS 2019e), entsprechend häufig 

arbeiten Frauen mit Kindern Teilzeit: Bei den Müttern 

mit Kindern bis zu 6 Jahren sind es 82 Prozent (NAB 

2018). Bei den Männern hingegen ist die Kinderbetreu-

ung bei nur 6,1 Prozent der Grund für Teilzeitarbeit. 

Deutlich häufiger (17,5 Prozent) geben die Männer eine 

Ausbildung oder Studium als Teilzeitgrund an (Frauen: 

8 Prozent) (BFS 2019e). 

2017 wurde die Fachstelle Familie und Gleichstellung 

mit der Fachstelle Alter zur neuen Fachstelle Alter und 

Familie zusammengelegt, wodurch die Gleichstellung 

an Gewicht verlor. Gleichzeitig nimmt der Kanton Aar-

gau seine Vorbildfunktion wahr und unterzeichnete 2018 

die Charta "Lohngleichheit im öffentlichen Sektor". Er 

verpflichtet sich dadurch, regelmässig die Lohngleich-

heit zwischen Frau und Mann zu überprüfen. Eine ent-

sprechende Analyse 2012 hat gezeigt, dass es in der 

kantonalen Verwaltung keine systemische, geschlechts-

spezifische Lohndiskriminierung gibt (RR 2018). 

Der Anteil Schülerinnen und Schüler, der in Regel-

schulen integriert ist (Integrationsquote), entwickelt 

sich im Kanton Aargau kaum und liegt nach wie vor 

unter dem Schweizer Durchschnitt (BFS 2019f). In der 

Folge gestaltet sich für beeinträchtigte Jugendliche der 

Übergang in weiterführende Ausbildungen und das Be-

rufsleben als besonders herausfordernd. 

Beim barrierefreien Zugang, der das Behindertengleich-

stellungsgesetz vorschreibt, hat der Kanton Aargau 

Fortschritte erzielt. Der Webauftritt des Kantons wurde 

2017 von der Stiftung "Zugang für alle" zertifiziert (DFR 

2020b). Weniger weit fortgeschritten ist der Aargau 

beim hindernisfreien Zugang im öffentlichen Verkehr: 

Von den rund 750 Bushaltestellen an Kantonsstrassen, 

die bis 2023 behindertengerecht ausgebaut werden 

müssten, sind 2019 erst knapp 10 Prozent realisiert; bis 

2023 ist die Anpassung von weiteren 250 Haltestellen 

geplant (BVU 2019). 

Herausforderungen 

Å Das Ziel der Chancengerechtigkeit setzt den Einbe-

zug des Übergangs vom Frühbereich in die obligato-

rische Schulzeit voraus. Die Herausforderung "schul-

ergänzende Betreuungsstrukturen" sind inter-

departemental und im interkantonalen Verbund an-

zugehen.  

Å Angesichts des hohen Anteils an teilzeitarbeitenden 

Frauen und einem leicht wachsenden Anteil an teil-

zeitarbeitenden Männern steht der Kanton Aargau 

vor der Herausforderung, auch für Führungspositio-

nen Arbeitszeitmodelle zu entwickeln, die sich mit 

der Familienarbeit vereinbaren lassen, damit das 

vorhandene Potenzial, auch hinsichtlich des Fach-

kräftemangels besser ausgeschöpft werden kann. 

Å Angesichts des Fachkräftemangels gilt es inländi-

sche Fachkräfte möglichst gut einzubinden, dies 

bedingt auch qualitativ und quantitativ gute Ange-

bote in der familien- und schulergänzenden Kinder-

betreuung. So können Mütter und Väter weiter im 

Arbeitsprozess tätig sein und Arbeit und Familie ver-

einbaren.  
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Å Aufgrund der demographischen Entwicklung nimmt 

die intergenerationell geforderte Pflege von betagten 

Angehörigen zu. Dies verstärkt auch die Mehrfach-

belastung von Erwerbstätigen und sie müssen allen-

falls das Pensum reduzieren oder gar aus dem 

Arbeitsmarkt austreten. Damit gefährden sie auch oft 

ihre eigene Altersvorsorge.  

Å Die Entfaltung und eigenständige Lebensgestaltung 

für Menschen mit Beeinträchtigung sind weiterhin 

eine besondere Herausforderung. Strukturverände-

rungen in der Wirtschaft führen zum Wegfall einfa-

cherer Arbeiten, die auch für Menschen mit Beein-

trächtigung geeignet sind. Dienstleistungen und 

neue Produktionsmethoden ermöglichen zwar 

grundsätzlich eine Anpassung von Aufgaben an spe-

zifische Bedürfnisse und Fähigkeiten, zumal insbe-

sondere für Menschen mit Körper-, Seh- oder Hör-

behinderung wirkungsvolle Hilfsmittel zur Verfügung 

stehen. Die systematische Nutzung dieses Potenzi-

als in höherer Bildung und Beruf steckt aber erst in 

den Anfängen. 

Å Die Umsetzung des barrierefreien Zugangs gemäss 

Behindertengleichstellungsgesetz ist für den Kanton 

Aargau weiterhin eine zentrale Herausforderung.
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4.2.6 G6 Gesundheit und Wohlbefinden 

Verlorene potenzielle Lebensjahre Aargau und 

Schweiz, 2000ï2018 

Lebenserwartung bei guter Gesundheit Schweiz,  

2010 / 2017 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Ē   

Langfristige Entwicklung seit 2000: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: negativ 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ 

Langfristige Entwicklung seit 2010: positiv 

Kurzfristige Entwicklung: Aussage nicht möglich 

  

Die verlorenen potenziellen Lebensjahre zeigen die vor-

zeitige Sterblichkeit. Die Differenzen zwischen dem Ster-

bealter und dem 70. Lebensjahr werden aufsummiert und 

für eine Bevölkerung von 100'000 Personen angegeben 

(Daten: BFS 2020). 

Die Lebenserwartung in guter Gesundheit errechnet sich 

aus der Lebenserwartung in einem bestimmten Alter und 

dem Anteil an Personen, die sich in diesem bestimmten 

Alter gesund oder krank fühlen. Das Konzept der Lebenser-

wartung in guter Gesundheit berücksichtigt demnach 

neben der Lebensdauer auch die gesundheitliche Qualität 

der verbrachten Lebensjahre. (Daten: BFS 2019b). 

SDGs in Zusammenhang mit G6 (Gesundheit und Wohlbefinden):  

SDG 2: Den Hunger beenden, Ernährungssicherheit und eine bessere Ernährung errei-

chen und eine nachhaltige Landwirtschaft fördern 
 

SDG 3: Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters gewährleisten und ihr Wohler-

gehen fördern 
 

            

Die Gesundheit der Bevölkerung im Aargau ist auf 

einem hohen Niveau, wobei die psychische Gesund-

heit eher abnimmt. Die Gesundheitskosten nehmen 

weiter zu. Bei den Gesundheitsberufen besteht ein 

Fachkräftemangel. 

Zielrichtung: Individuelle Gesundheit und Wohlbe-

finden erhöhen 

Gesundheit ist wesentlich für die individuelle, soziale 

und wirtschaftliche Entwicklung. Sie beinhaltet neben 

der Abwesenheit übertragbarer sowie nichtübertragba-

rer Krankheiten auch das soziale und psychische Wohl-

befinden. Ziel ist es, das hohe Niveau beim Schutz der 

Gesundheit zu erhalten sowie das seelische Wohlbefin-

den zu erhöhen. Gleichzeitig soll die Lebensqualität 

erkrankter Personen so gut wie möglich erhalten bleiben 

(Tertiärprävention). 

Der Erhalt einer guten Gesundheit bedingt einerseits 

gesundheitsfördernde Lebensbedingungen, die eine 

eigenverantwortliche Sorge zur individuellen Gesundheit 

ermöglichen. Andererseits sind stabile und tragbare 

Versorgungs- und Finanzierungsstrukturen des Gesund-

heitswesens notwendig.  

Indikatoren: Verlorene potenzielle Lebensjahre und 

Lebenserwartung in guter Gesundheit 

Gesundheit und Wohlbefinden werden anhand der ver-

lorenen potenziellen Lebensjahre sowie der Lebenser-

wartung in guter Gesundheit gemessen. Die verlorenen 

potenziellen Lebensjahre sollen sinken, die Lebens-

erwartung in guter Gesundheit steigen. 

Stand: Lebenserwartung nimmt zu, psychische Ge-

sundheit nimmt eher ab  

Die vorzeitige Sterblichkeit nimmt seit Jahren sowohl 

schweizweit als auch im Kanton Aargau insgesamt ab 
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(BFS 2020). Krebs ist die Hauptursache für vorzeitige 

Sterblichkeit: Bei den Männern gehen 28,5 Prozent, bei 

den Frauen 46,6 Prozent der verlorenen potenziellen 

Lebensjahre auf das Konto dieser Krankheit. Unfälle 

und andere Gewalteinwirkungen sind die zweithäufigste 

Ursache für vorzeitige Sterblichkeit (BFS 2019a). Die 

Lebenserwartung der Schweizer Bevölkerung bei 

Geburt zählt zu einer der höchsten weltweit (BFS 

2017a). Die Lebenserwartung der Männer lag 2018 bei 

81,7 Jahre, diejenige der Frauen bei 85,4 Jahre (BFS, 

2019b). Betrachtet man die Lebenserwartung in guter 

Gesundheit bei Geburt, konnten Schweizerinnen 2017 

mit 71,7 "gesunden Jahren" rechnen, die Schweizer mit 

70,7. Die Lebenserwartung in guter Gesundheit von 

ausländischen Männern betrug 65,8 Jahre. Jene der 

ausländischen Frauen hat zwar zwischen 2010 und 

2017 um 3,7 Jahre auf 65,3 Jahre zugenommen, der 

Unterschied zu den Schweizer Frauen ist mit 6,4 Jahren 

aber nach wie vor gross (BFS 2019c). Personen mit 

Migrationshintergrund weisen in der Schweiz ein 4,4-

mal höheres Risiko auf, aus finanziellen Gründen auf 

medizinische oder zahnmedizinische Leistungen ver-

zichten zu müssen (BFS 2017b). 

Stress und Schlafstörungen haben in der Aargauer 

Bevölkerung zugenommen: Die Zahl der Erwerbstätigen 

im Aargau die unter Stress leiden, hat zwischen 2012 

und 2017 um 5,6 Prozent zugenommen und kam so auf 

den Schweizer Durchschnitt von 20,2 Prozent zu liegen. 

Auch jedes fünfte Schulkind im Alter von 15 Jahren 

fühlte sich 2017 gestresst. Zudem waren im selben Jahr 

Schlafstörungen so stark verbreitet (27,8 Prozent der 

Bevölkerung) wie letztmals vor 20 Jahren (DGS 2020). 

Depressionssymptome stiegen zwischen 2012 und 

2017 von 26 Prozent auf 34,5 Prozent, wobei es sich 

bei 7,7 Prozent um mittlere bis schwere Symptome han-

delte. 13,3 Prozent der Aargauer Bevölkerung fühlte 

sich 2017 mittel oder schwer psychisch belastet und 

jede dritte Person war von Einsamkeit betroffen. Hinzu 

kommt, dass über die Hälfte der Aargauerinnen und 

Aargauer über ein mittleres oder tiefes Energie- und Vi-

talitätsniveau verfügte, was ebenfalls auf eine belastete 

psychische Gesundheit hindeuten kann (DGS 2020). 

Mehr als drei Viertel der Aargauer Bevölkerung bewegte 

sich 2017 ausreichend, jedoch nur jedes zehnte Schul-

kind im Alter von 15 Jahren. Der Anteil von Adipositas-

Betroffenen wuchs im Kanton Aargau seit 1992 von 5,8 

auf 14 Prozent im Jahr 2017. Gleich wie vor 10 Jahren, 

rauchte 2017 rund ein Viertel der Aargauer Bevölkerung 

täglich oder gelegentlich. Der chronisch riskante Alko-

holkonsum hat abgenommen und betraf 2017 noch 

3 Prozent der Bevölkerung. Von problematischer Inter-

netnutzung sind 3,2 Prozent der Bevölkerung ï mehr-

heitlich junge Menschen ï  betroffen (DGS 2020). 

Zwischen 2001 und 2018 ist die Zahl der Hospitalisier-

ten in Aargauer Spitälern um 30,8 Prozent auf rund 

103'700 Patientinnen und Patienten angestiegen. Im 

gleichen Zeitraum stieg die Anzahl Pflegetage von 

1'103'600 um 0,17 Prozent auf rund 1'105'500 an. Die 

Leistungskosten im Gesundheitswesen sind zwischen 

2014 und 2018 von 531,5 Millionen auf 657,6 Millionen 

Franken angewachsen (DGS 2019). 

Herausforderungen 

Å Der medizinisch-technische Fortschritt zieht bessere 

Diagnose- und Therapiemöglichkeiten nach sich. Sie 

erhöhen die Lebenserwartung und den Konsum an 

Versorgungsleistungen.  

Å Demographische Veränderungen schlagen sich in 

der zunehmenden Anzahl älterer Menschen und 

chronisch/multimorbid Erkrankter nieder. 

Å Das Verständnis von Gesundheit als ein Zusammen-

spiel von physischen, psychischen und sozialen 

Komponenten führt zu einem Bedarf an differenzier-

teren Versorgungsmodellen.  

Å Aufgrund (digitaler) Verfügbarkeit von Informationen, 

wandelt sich die Rolle der Patientinnen und Patien-

ten: Einerseits werden sie anspruchsvoller, anderer-

seits auch kompetenter.  

Å Die Mobilität der Menschen wächst rapide an, was 

zu einer schnelleren Verbreitung von Krankheiten, 

aber auch zu einer verstärkt interregionalen und in-

terkantonalen Wahl des Behandlungsorts sowie zu 

mehr ortsunabhängigen Behandlungsmöglichkeiten 

führt.  

Å Auf dem Angebotsmarkt wird durch die stetige Aus-

differenzierung der Leistungen und des Personals 

die Fragmentierung weiter zunehmen ï dadurch 

werden mehr Koordination unter den Leistungser-

bringern und mehr integrierte Versorgungsmodelle 

benötigt. 

Å Bei den Gesundheitsberufen herrscht im Kanton 

Aargau ein Fachkräftemangel, sowohl bei akademi-

schen Fachkräften (Ärzte, akademische Kranken-

pflege- und Geburtshilfefachkräfte) als auch bei 

nichtakademischen Fachkräften (Krankenpflege- und 

Geburtshilfefachkräfte). Im Fachkräfteindex Aargau 

von 2018 entfallen ein Viertel der Berufe mit dem 

grössten Fachkräftemangel auf den Gesundheitsbe-

reich. Vor dem Hintergrund des steigenden Kon-

sums von Versorgungsleistungen wird sich der 

Personalmangel weiter verschärfen. 
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SPOTLIGHT KLIMA 

 

Klimawandel und Gesundheit ï sowohl Chancen als auch Risiken 

Der Klimawandel kann in Zukunft zu vermehrten gesundheitlichen Problemen vor allem bei älteren und gesundheitlich 

geschwächten Personen führen. So können zum Beispiel steigende Temperaturen einen negativen Einfluss auf die Ausbrei-

tung bestimmter nicht-übertragbarer Krankheiten (Atemwegserkrankungen, Herz-Kreislauf-Erkrankungen) haben. Gleichzeitig 

sind auch positive Auswirkungen auf vulnerable Personen denkbar: eine geringere Sturz- und Unfallgefahr im Winter oder 

eine Steigerung der psychischen Stabilität durch ein wärmeres Klima mit längeren Sonnenstunden. 

DGS, Abteilung Gesundheit 
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4.2.7 G7 Wohnqualität und Lärm 

Erschliessungsqualität von Wohn- und Mischzonen 

Aargau, 2007ï2019 

Anteil der durch Verkehrslärm beeinträchtigten Be-

völkerung Aargau, 2002ï2017 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2007: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: unverändert 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Ē 

Langfristige Entwicklung seit 2002: positiv 

Kurzfristige Entwicklung: Aussage nicht möglich 

  

Der Wohnqualitätsaspekt ÖV-Erschliessung zeigt sich in 

den verschiedenen Güteklassen. A bedeutet eine sehr 

gute, B eine gute ÖV-Erschliessung (Daten: BVU, Abtei-

lung Raumentwicklung 2020a). 

Der Indikator zeigt den Anteil der Einwohnerinnen und Ein-

wohner, ab 15 Jahren und in Privathaushalten lebend, die 

gemäss eigenen Angaben in ihren Wohnräumen durch 

Verkehrslärm von Autos, Züge oder Flugzeuge gestört sind 

(Daten: BFS 2020). 

SDG in Zusammenhang mit G7 (Wohnqualität und Lärm):  

SDG 11: Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig gestalten 

 

 

Der Anteil an überbauten Wohn- und Mischzonen 

mit guter bis sehr guter ÖV-Erschliessung stag-

nierte im Aargau in den letzten Jahren. Ein tenden-

ziell sinkender Anteil der Bevölkerung fühlt sich 

vom Verkehrslärm gestört.  

Zielrichtung: Wohnqualität erhöhen Lärmbelastung 

verringern 

Eine hohe Wohnqualität ist zentraler Bestandteil der all-

gemeinen Lebensqualität sowie ein wichtiger Standort-

faktor. Hohe Wohnqualität bestimmt sich durch eine 

gute Lage mit guter Erreichbarkeit. Weiter bedeutet 

Wohnqualität, dass die Bedürfnisse der Wohnbevölke-

rung aufgenommen werden. So tragen etwa Begeg-

nungsräume, die den sozialen Austausch ermöglichen, 

Frei- und Bewegungsräume, Nähe zu Natur- und Erho-

lungsräumen, Einkaufsmöglichkeiten in Gehdistanz so-

wie eine gute Erschliessung mit dem ÖV zu Wohnquali-

tät bei. Lärm hingegen ist das Haupthindernis für eine 

gute Wohnqualität und verursacht hohe Kosten: Ge-

sundheitsschäden, Wertminderungen von Immobilien 

oder Aufwände für den Lärmschutz. 

Indikatoren: Erschliessungsqualität und Verkehrs-

lärm 

Die Wohnqualität wird anhand der Qualität der Er-

schliessung der Wohn- und Mischzonen sowie des An-

teils der durch Verkehrslärm beeinträchtigten Bevölke-

rung gemessen. Der Anteil überbauter Wohn- und 

Mischzonen in den ÖV-Güteklassen A und B soll stei-

gen. Der Bevölkerungsanteil, der sich von Verkehrslärm 

gestört fühlt, soll sinken. 

Stand: Durchschnittliche Erschliessung, sinkende 

Lärmbelastung durch den Verkehr 

Seit 2010 hat der Anteil an überbauten Wohn- und 

Mischzonen mit guter bis sehr guter ÖV-Erschliessung 

von 10,3 Prozent auf 13,7 Prozent im Jahr 2019 zuge-

nommen. In den letzten Jahren stagnierte der Wert mit 

kleinen Schwankungen. Bei einem beachtlichen Teil der 

überbauten Wohn- und Mischzonen besteht bei der Er-

schliessung mit dem öffentlichen Verkehr weiterhin Ver-

besserungspotenzial. Beim Zugang zum öffentlichen 

Verkehr, gemessen an der durchschnittlichen Luftlinien-

distanz vom Wohnort zur nächsten Haltestelle, lag der 
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Aargau 2017 mit einem Wert von 248 Metern im Ver-

gleich von 19 Kantonen leicht über dem Schweizer 

Schnitt von 231 Metern (Cercle Indicateurs 2019). Vor 

allem in urbanen und dichten Räumen können mit 

einem ausgebauten ÖV-Angebot die Verkehrsemissio-

nen reduziert und die Wohnqualität erhöht werden. 

Gemäss Gesundheitsbefragung Schweiz fühlen sich 

2017 rund 20 Prozent der Aargauer Bevölkerung zu 

Hause regelmässig durch Verkehrslärm (Auto-, Zugs- 

oder Flugzeuglärm) gestört. Im Vergleich mit 19 Kanto-

nen ist dieser Wert unterdurchschnittlich (BFS 2020 und 

Cercle Indicateurs 2019). Im Kanton Aargau werden auf 

Innerortsstrecken nur noch lärmmindernde, Asphaltbe-

läge eingebaut. Die Wirkung gegenüber alten Belägen 

beträgt auch ca. 10 Jahre nach ihrem Einbau immer 

noch minus 3 Dezibell. Durch diese Massnahme an der 

Quelle profitieren nicht nur die direkten Anwohnenden, 

sondern auch Passantinnen und Passanten sowie Nut-

zerinnen und Nutzer von Aussenräumen. Bauliche und 

planerische Massnahmen führten dazu, dass die Anzahl 

Personen, die von Immissionsgrenzwertüberschreitun-

gen betroffen sind in den letzten 35 Jahren (das heisst 

seit Inkraftsetzung des USG) im Kanton Aargau fast hal-

biert werden konnte. Im Jahr 1985 waren rund 30 Pro-

zent der Gesamtbevölkerung vom Lärm betroffen, bis 

2019 sank die Zahl auf 79'826 Personen oder rund 

12 Prozent der Gesamtbevölkerung (BVU 2020b). Die 

Fluglärmbelastung im Aargau nimmt vor allem in den 

Nachtstunden zu. So haben sich in der Zeitspanne von 

2009 bis 2018 die Fluglärmereignisse zwischen 22.00 

und 23.00 Uhr mehr als verdoppelt und zwischen 23.00 

und 23.30 Uhr um rund 40 Prozent zugenommen (BVU 

2020c). 2018 waren Wohngebiete in fünf Gemeinden 

von Planungswertüberschreitungen in der zweiten 

Nachtstunde (23.00 bis 24.00 Uhr) betroffen (Empa 

2019). Zusätzlich zum Verkehrslärm führt auch der so-

genannte Alltagslärm immer wieder zu Klagen. Gemäss 

Schweizerischer Gesundheitsbefragung fühlten sich 

2017 rund 13 Prozent der Aargauer Bevölkerung von 

Nachbarschaftslärm gestört (BFS 2020). Auch Ge-

ruchsimmissionen sowie die Belastung durch nichtioni-

sierende Strahlung (NIS) können sich negativ auf die 

Wohnqualität auswirken.  

Neben der Lärmsituation und den Verhältnissen in der 

direkten Wohnumgebung wirkt sich unter anderem auch 

die Ausstattung der Wohnung auf die Wohnqualität aus. 

In den Nordwestschweizer Kantonen (AG, BL, BS) wa-

ren 2017 14,5 Prozent der Bevölkerung von mindestens 

einem Wohnproblem wie Feuchtigkeit in der Wohnung, 

zu wenig Licht oder mangelhafte oder keine sanitären 

Einrichtungen betroffen. Bezogen auf die Bevölkerung 

mit Migrationshintergrund waren es 19,2 Prozent (BFS 

2019). 

Herausforderungen 

Å Die geforderte hochwertige Siedlungsentwicklung 

nach innen verstärkt den Druck auf die schon stark 

genutzten Strassenräume. Zur Sicherstellung der 

Zentren für alle Verkehrsteilnehmenden, sind die 

Mobilitätsbedürfnisse möglichst flächeneffizient ab-

zuwickeln.  

Å Die 24-Stunden-Gesellschaft und die Siedlungsent-

wicklung nach innen an gut erschlossenen Lagen 

führen zu höheren Lärmemissionen, zum Beispiel 

durch Aktivitäten im Freien oder Mehrverkehr. 

Gleichzeitig sinken die Lärmtoleranz und das Bedürf-

nis nach Ruhe steigt.  

Å Mit der von der Raumplanung angestrebten Sied-

lungsentwicklung nach innen, wird immer mehr in 

stark lärmbelasteten Gebieten gebaut. Gleichzeitig 

wird auch an solchen Orten eine gute Wohnqualität 

in den Innenräumen wie auch im Aussenraum gefor-

dert.  

Å Kurz- und mittelfristig nimmt der Strassenverkehr 

weiter zu und führt zu stärkeren Lärmbelastungen. 

Längerfristig tragen Massnahmen an der Quelle des 

Lärms (zum Beispiel lärmarme Strassenbeläge oder 

Elektrofahrzeuge) zu einer Reduktion der Belastung 

bei, dies verbunden mit höheren Kosten für die 

Strassenbeläge und mit einer allenfalls tieferen 

Lebensdauer. 

Å Je nach Verlauf der wirtschaftlichen Entwicklung 

steigt oder stagniert die Anzahl Flugbewegungen 

und damit die Belastung des Aargaus durch den 

Fluglärm. Die Einflussmöglichkeiten für den Kanton 

Aargau sind dabei sehr beschränkt. 

Å Der nächtliche Güterverkehr insbesondere auf den 

wichtigen Transitkorridoren im Aargau steigt weiter, 

dank strengen Vorschriften für Zugswagen (neue 

Lärmemissionsgrenzwerte seit 1.1.2020) und den 

bereits umgesetzten Lärmsanierungen am Schie-

nennetz, wird der Eisenbahnlärm jedoch abnehmen. 
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4.2.8 G8 Sicherheit 

Schwere Gewaltstraftaten Aargau und Schweiz,  

2009ï2019 

Verkehrsunfälle Aargau, 2000ï2019 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Ē 

Langfristige Entwicklung seit 2009: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Ē 

Langfristige Entwicklung seit 2000: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: negativ 

  

Der Indikator misst die Anzahl der von der Polizei pro 

100ô000 Einwohnende registrierten schweren Gewaltstraf-

taten. Dazu zählen Tötungsdelikte, schwere Körperverlet-

zung, Raub, Geiselnahme und Vergewaltigung (Daten: 

DVI 2020). 

Die Verkehrsunfälle umfassen die rapportierten Unfälle 

ohne und mit Personenschäden. Von letzteren sind zu-

sätzlich die Anzahl Leicht- und Schwerverletzte sowie 

Verkehrstote ausgewiesen (Daten: DFR 2020). 

SDGs in Zusammenhang mit G8 (Sicherheit):  

SDG 3: Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters gewährleisten und ihr Wohlergehen 

fördern 
 

SDG 5: Geschlechtergleichstellung erreichen und alle Frauen und Mädchen zur Selbst-

bestimmung befähigen 
 

SDG 16: Friedliche und inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung fördern, allen 

Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen und leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und 

inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen  

 

Die objektive Sicherheit und das subjektive Sicher-

heitsempfinden sind im Aargau auf einem hohen 

Niveau. Die Anzahl Verkehrstote lag auf einem his-

torischen Tiefststand, hingegen stieg die Gesamt-

zahl der Verkehrsunfälle in den letzten Jahren. 

Zielrichtung: Sicherheitsniveau halten und erhöhen 

Objektive Sicherheit und subjektives Sicherheitsempfin-

den sind Grundbedürfnisse und wichtige Aspekte der 

Lebensqualität sowie der Attraktivität des Wohn- und 

Unternehmensstandorts. Das Niveau der objektiven 

Sicherheit sowie des subjektiven Sicherheitsempfindens 

soll gehalten oder verbessert werden. 

Hohe Sicherheit bedingt beispielsweise den Schutz vor 

Kriminalität und Gewalttaten, besonders für Mädchen 

und Frauen und Verkehrssicherheit für alle Verkehrsteil-

nehmenden. 

Indikatoren: Schwere Gewaltstraftaten und Ver-

kehrsunfälle 

Die Sicherheit wird anhand schwerer Gewaltstraftaten 

sowie der Verkehrssicherheit gemessen. Die schweren 

Gewaltstraftaten sollen abnehmen. Verkehrsunfälle sol-

len trotz steigendem Verkehr nicht zunehmen. 

Stand: Relativ konstante schwere Gewaltstraftaten, 

Anzahl Verkehrstote auf Tiefststand 

Die Anzahl schwerer Gewaltstrafen pro 100'000 Ein-

wohnenden liegt im Aargau seit 2009 stabil bei durch-

schnittlich 13 Fällen pro Jahr. Im schweizweiten Ver-

gleich liegt der Kanton Aargau damit unter dem 

Durchschnitt (DVI 2020). In diesem Zusammenhang ist 
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zu erwähnen, dass der Kanton Aargau im Verhältnis zur 

Einwohnerzahl über den schweizweit kleinsten Polizei-

korps verfügt (KKPKS 2020). Absolut betrachtet, wur-

den im Jahr 2019 94 schwere Gewaltstrafen registriert, 

zusammengesetzt aus 49 schweren Körperverletzun-

gen, 39 Vergewaltigungen und 6 Tötungen (DVI 2020).  

Die Anzahl aller nach Strafgesetzbuch zur Anzeige ge-

brachten Straftaten ist im Aargau 2019 im Vergleich 

zum Durchschnitt der vier letzten Jahre um 7,5 Prozent 

auf 24ô501 Fªlle gesunken (BFS 2020, 2018, 2016). Die 

Fälle von häuslicher Gewalt sind im Aargau seit 2017 

leicht angestiegen (BFS 2020 und 2018, DVI 2020). 

Auch die Straftaten "Raub" haben seit 2017 zugenom-

men; rund die Hälfte der 59 Fälle im Jahr 2019 konnte 

dabei aufgeklärt werden. Im Gegensatz dazu sank die 

Anzahl Einbrüche im Aargau 2019 im Vergleich zu den 

vier Vorjahren erneut und kam auf 1'355 Fälle zu liegen. 

Die Aufklärungsquote lag wie in den Vorjahren bei 

14 Prozent (DVI 2020, 2018).  

Die Aargauer Jugendkriminalität (10- bis 18-Jährige) hat 

von 2011 bis 2017 stark abgenommen und war bis 2019 

wieder steigend, blieb jedoch unter dem Höchststand 

von 2011. Internetstraftaten wie Sextorsion, Cybermob-

bing und Pornografie werden vermehrt verfolgt. Dies er-

höht einerseits den Aufwand und andererseits den Wei-

terbildungsbedarf von Juristinnen und Juristen und 

Sozialarbeitenden (JUGA 2020). Schweizweit zeigt sich 

bei den Kriminalfällen eine Verschiebung der Tatvor-

gänge in den digitalen Bereich (BFS 2020). So ist nebst 

Betrugsdelikten auch die Cyberkriminalität am Zuneh-

men (ZHAW 2019b). Um diesen wachsenden Heraus-

forderung zu begegnen, ist die Kantonspolizei Aargau 

daran, ihre personellen Ressourcen im Bereich Cyber-

kriminalität und Menschenhandel in den kommenden 

Jahren auszubauen (RR 2019).  

Die Gesamtaufklärungsquote aller Straftaten nach Straf-

gesetzbuch konnte mit 47 Prozent im Jahr 2019 auf 

dem gleichen Niveau wie in den Vorjahren gehalten 

werden (DVI 2020). Die Altersgruppe der 25- bis 29-

Jährigen bildet seit Jahren den Hauptteil der Straftäte-

rinnen und Straftäter, rund drei Viertel davon sind Män-

ner (DVI 2020). Das subjektive Sicherheitsempfinden 

bleibt 2019 im Vergleich zu vergangen Jahren auf dem 

gleichen Niveau: 83 Prozent der Schweizerinnen und 

Schweizer fühlen sich im öffentlichen Raum sicher (ETH 

MILAK 2019).  

Die Anzahl Verkehrsunfälle im Kanton Aargau sank bis 

2016 tendenziell, stieg danach wieder leicht an und lag 

2019 bei 2ó375. Die Anzahl Verkehrstote lag im selben 

Jahr auf einem historischen Tiefststand von 11 Fällen 

(Statistik Aargau 2020). Die Fälle mit schweren Perso-

nenschäden sind im Mehrjahresvergleich sowohl im 

Aargau als auch in der Schweiz tief und weiter abneh-

mend (BFS 2019b, Statistik Aargau 2020). Bei Unfällen 

mit (Elektro-)Fahrrädern ist der Anteil der Schwerver-

letzten mit 29,3 Prozent und mit Motorrädern mit 31,1 

Prozent im Verhältnis zu anderen Verkehrsmitteln hoch 

(Statistik Aargau 2020). Dies lässt auf die hohe Verletz-

lichkeit dieser Verkehrsteilnehmenden schliessen. 

Herausforderungen 

Å Eine grosse Anzahl an Einbruchsdelikten wird durch 

eine relativ kleine mobile Tätergruppierung aus dem 

Ausland begangen. Diese Straftäter beeinträchtigen 

das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung (RR 2019). 

Å Aufgrund der latenten Terrorgefahr und des Konflikt-

potenzials durch die Anwesenheit verschiedener 

Ethnien und politischer Interessensgruppen bleibt 

eine präventive Polizeipräsenz im öffentlichen Raum 

notwendig (RR 2019). 

Å Die Fälle von Cyberkriminalität nahmen in den letz-

ten Jahren zu. So sind unter anderem neuere Phä-

nomene wie "Phishing", Anlagebetrüge und Erpres-

sungen mit Verschlüsselungstrojanern aufgetreten. 

Diese stellen für die Polizei Herausforderungen be-

züglich dem technischen Know-how zur Klärung der 

Delikte, aber auch bezüglich ihren Präventionsbemü-

hungen dar (DVI 2020). 

Å Die 24-Stunden-Gesellschaft verändert das Freizeit-

verhalten und erhöht das Konfliktpotenzial zwischen 

unterschiedlichen Interessen. Die Gewährleistung 

der öffentlichen Sicherheit erfordert zunehmende po-

lizeiliche Präsenz. 

Å Das Aufkommen autonomer Fahrsysteme kann zu 

neuen Herausforderungen in der Verkehrssicherheit 

führen (RR 2019). 

Å Mit der demografischen Alterung nehmen Unfälle mit 

älteren Personen als Fahrzeuglenker, Fussgänger 

oder Velofahrer anteilsmässig zu. Durch die einge-

schränkte Fahrtauglichkeit und die körperlichen Ein-

schränkungen der Seniorinnen und Senioren stellen 

sie eine erhöhte Gefahr dar und sind selber häufiger 

gefährdet. 

Å Raser-Delikte stellen ein grosses Sicherheitsrisiko 

dar, einerseits für Unbeteiligte, insbesondere aber 

für die Lenker und Mitfahrenden selber. 

Å Ausserordentliche Bedrohungslagen (zum Beispiel 

Geiselnahmen, Erpressungen, Bombendrohungen) 

stellen eine grosse Herausforderung für die Kantons-

polizei dar. In solchen Ausnahmesituationen stösst 

die Polizei mit den vorhandenen personellen und 

technischen Ressourcen an ihre Grenzen. 
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SPOTLIGHT KLIMA 

 

Naturgefahren als Herausforderung für den Bevölkerungsschutz 

Der Klimawandel beeinflusst den Charakter und das Ausmass von Naturereignissen. Im Rahmen der Projekte "Auswirkungen 

des Klimawandels auf den Bevölkerungsschutz in der Schweiz" und "Gefährdungsanalyse Kanton Aargau" werden mögliche 

Herausforderungen der Klimaveränderung für die Partnerorganisationen des Bevölkerungsschutzes (Polizei, Feuerwehr, Ge-

sundheitswesen, Technische Betriebe, Zivilschutz) identifiziert. Darauf aufbauend werden die Handlungsfelder und Massnah-

men für die Bewältigung von zukünftigen Naturereignissen formuliert, zum Beispiel Anpassungen in der Organisation der Ein-

satz- und Führungsorgane sowie Anpassungen der Abläufe. 

DGS, Abteilung Militär und Bevölkerungsschutz 
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4.2.9 G9 Kultur 

Kulturausgaben Aargau pro Person, Rang aller  

Kantone 2008ï2017 

Bestand kantonal geschützter Bauten Aargau,  

2000ï2019 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2008: stabil 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2000: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: unverändert 

  

Der Indikator zeigt den Rang des Kantons Aargau im in-

terkantonalen Vergleich bezogen auf die kantonalen Kul-

turausgaben pro Einwohnerin und Einwohner, inklusive 

Beiträge vom Swisslos-Fonds (Ausgabenperspektive in-

klusive Transferzahlungen) (Daten: BFS 2019). 

Der Indikator umfasst die Anzahl Einzelbauten und Bau-

ensembles, welche unter kantonalem Denkmalschutz ste-

hen (Daten: BKS, Abt. Kultur 2020a). 

SDG in Zusammenhang mit G9 (Kultur):  

SDG 11: Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig gestalten  

 

 

Der Aargau verfügt über ein vielfältiges Kulturange-

bot. Bei den Kulturausgaben hat der Kanton Aargau 

im Kantonsvergleich an Terrain gewonnen, liegt 

jedoch weiterhin im hintersten Viertel. Der Bestand 

der kantonal geschützten Bauten stagniert in den 

letzten Jahren. 

Zielrichtung: Kultur fördern, pflegen und vermitteln 

Kulturelle Vielfalt und kulturelles Erbe stärken die Identi-

tät der Aargauer Bevölkerung, wirken integrativ, genera-

tionenverbindend und leisten einen Beitrag zur Standor-

tattraktivität. Zudem tragen zeitgenössische Kultur, 

kulturelle Vielfalt und Tradition zur Unverwechselbarkeit 

und zum Charakter des Kantons Aargau bei. Mit den 

Schlössern und den römischen Hinterlassenschaften 

gehört der Aargau zu den archäologisch reichsten und 

vielfältigsten Kantonen. Zahlreiche Museen machen kul-

turelles Kunstschaffen einem breiten Publikum zugäng-

lich. Baudenkmäler sind Zeugen des kulturellen Erbes 

und prägen das Orts- und Landschaftsbild. 

Der Erhalt der kulturellen Vielfalt und des kulturellen 

Erbes bedingt die Förderung, Pflege und Vermittlung 

von Kultur. Kulturförderung erfolgt insbesondere über 

das Aargauer Kuratorium und den Swisslos-Fonds. 

Auch Museen leisten einen wesentlichen Beitrag zu 

Kunstschaffen und -vermittlung. Kantonsarchäologie, 

Denkmalpflege und Staatsarchiv stellen Schutz und 

Pflege des kulturellen Erbes sicher, so dass Baudenk-

mäler im städtischen wie auch im ländlichen Umfeld 

trotz Bautätigkeit geschützt und wo möglich erhalten 

bleiben. Das Kulturkonzept 2017ï2022 bildet einen 

Orientierungsrahmen für die Weiterführung und Weiter-

entwicklung des Kulturangebots und für den zielgerich-

teten, wirkungsorientierten Einsatz der finanziellen Mit-

tel. 

Indikatoren: Kulturausgaben und Bestand kantonal 

geschützter Bauten 

Kulturelle Vielfalt wird anhand der kantonalen Kulturaus-

gaben pro Person im Vergleich zu anderen Kantonen 

sowie am Bestand kantonal geschützter Bauten gemes-

sen.  
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Stand: Unterdurchschnittliche Kulturausgaben und 

langsam steigende Anzahl Baudenkmäler 

Die Kulturausgaben des Aargaus lagen 2017 im inter-

kantonalen Vergleich auf Rang 20. Damit hat sich der 

Kanton Aargau seit 2015 um vier Ränge verbessert, er 

liegt aber nach wie vor im hintersten Viertel. Die Kultur-

ausgaben pro Person und Jahr betrugen 2017 rund 

98 Franken, seit 2010 ist der Betrag um 10 Franken ge-

sunken (BFS 2019). Zu den Ausgaben zählen Beiträge 

für Museen, bildende Kunst, Denkmalpflege, Heimat-

schutz, Bibliotheken, Konzert, Theater, Film, Kino, 

Massenmedien, Forschung und Entwicklung in der Kul-

tur, Medien sowie allgemeine Kulturförderung. In der 

Schweiz wurden 2017 pro Kopf von den Kantonen 

136 Franken, den Gemeinden 174 Franken und vom 

Bund 38 Franken für die Kultur ausgegeben (transferbe-

reinigt). Dies entspricht einem Total von 348 Franken 

pro Person. Die Gesamtausgaben der drei Staatsebe-

nen entsprachen 2017 0,44 Prozent des nationalen BIP.  

Gemäss einer Bevölkerungsbefragung 2015 ist die Zu-

friedenheit mit dem kulturellen Angebot im Kanton Aar-

gau hoch und hat sich gegenüber 2009 weiter verbes-

sert. 32 Prozent der Befragten zeigten sich sehr, 

54 Prozent eher zufrieden mit dem kulturellen Angebot. 

Die Aargauer Kulturinstitutionen und dabei insbeson-

dere die Schlösser sowie das Kunsthaus, wiesen einen 

hohen und steigenden Bekanntheitsgrad aus (Interface 

2016). Zur Teilhabe der Bevölkerung am Kulturleben, 

wird im Aargau die Freiwilligenarbeit mit diversen Pro-

grammen gezielt gefördert (BKS 2017). Das Programm 

"Kultur macht Schule" ermöglicht jährlich rund 85'000 

Schülerinnen und Schülern kulturelle Begegnungen und 

die Auseinandersetzung mit künstlerischen Inhalten 

(BKS 2020b).  

Der Bestand an kantonal geschützten Bauten ist seit 

2016 um 12 Objekte auf 1'529 gewachsen. 2019 waren 

es im Kanton Aargau insgesamt rund 3'300 Gebäude 

mit einem kantonalen und oder kommunalen Schutz 

(Substanzschutz). Die Schutzobjekte entsprechen 

1,4 Prozent des Gesamtbestands der rund 231'000 ver-

sicherten Bauten im Aargau (AGV 2019). Die Bautätig-

keit im Kantonsgebiet verläuft nach wie vor auf hohem 

Niveau. Die zunehmende Tendenz zur Siedlungsent-

wicklung nach innen verstärkt den Baudruck in der 

näheren Umgebung von Schutzobjekten, in Stadt- und 

Dorfzentren wie auch zunehmend im ländlichen Umfeld. 

Die Siedlungsentwicklung nach innen verursacht zudem 

weiterhin grossflächige Bodeneingriffe, die den Schutz 

beziehungsweise die Dokumentation der archäologi-

schen Hinterlassenschaften zunehmend zu einer Her-

ausforderung macht. Über ein verbessertes Monitoring 

der Bauaktivitäten und die Online-Bereitstellung der 

Fundstellenkarte konnte die Anzahl der archäologischen 

Untersuchungen seit 2015 gegenüber dem Schnitt der 

Jahre 2010 bis 2014 um rund einen Fünftel gesteigert 

werden. Dies trägt dazu bei, dass die Zahl der unbeab-

sichtigt und damit undokumentiert zerstörten archäologi-

schen Strukturen in aktenkundigen Fundstellen redu-

ziert werden konnte.   

Herausforderungen 

Å Die Aargauer Kulturinstitutionen stehen im Wettbe-

werb mit den städtischen Angeboten der Nachbar-

kantone. Um sich behaupten zu können, müssen sie 

sich profilieren und mit neuen Entwicklungen Schritt 

halten. Voraussetzung dazu ist eine ausreichende 

Finanzierung des Kernauftrags (BKS 2017). 

Å Der Aargau verzeichnet eine Abwanderung von 

jungen Erwachsenen in die benachbarten urbanen 

Zentren. Die Folge ist ein Potenzialverlust, auf der 

Seite des jungen Kulturpublikums aber auch auf der 

Seite der jungen Kulturschaffenden (BKS 2017). 

Å Der kompetente Umgang mit (neuen) Medien, die 

zunehmende Informationsmenge sowie die Möglich-

keit, eigene Medieninhalte zu kreieren, werden zu-

nehmend bedeutende Faktoren für die Integration in 

die Gesellschaft und damit für die Teilhabe am Kul-

turleben. Ein Teil der Bevölkerung hat in diesem Be-

reich Defizite und kann mit der Entwicklung nicht 

Schritt halten (BKS 2017). 

Å Die gesellschaftliche Kohäsion nimmt ab. Die Ver-

ständigung unter den verschiedenen sprachlichen 

und kulturellen Gemeinschaften wird anspruchsvol-

ler, die Verbundenheit vieler Menschen mit dem 

Wohn- und Lebensraum lockert sich und wird überla-

gert durch vielfältige, anderweitige, kulturelle Bindun-

gen. Das langjährige, verbindliche Engagement in 

den traditionellen kulturellen Vereinen nimmt ab 

(BKS 2017).  

Å Infolge der Bevölkerungszunahme, höherer Raum-

ansprüche und zunehmender Mobilität ist die Bautä-

tigkeit seit Jahren intensiv. Die Siedlungsentwicklung 

nach innen wird systematisch vorangetrieben, letzte 

freie Flächen in den Siedlungskernen werden über-

baut. Die historische Bausubstanz in den Dörfern 

und Städten und das in den Siedlungsgebieten 

besonders wertvolle archäologische Bodenarchiv 

stellen die Denkmalpflege und Archäologie vor 

grosse Herausforderungen (BKS 2017). Gleichzeitig 

nehmen die Möglichkeiten zur Nutzung von günsti-

gen Räumlichkeiten (zum Beispiel Industriebrachen) 

durch Kulturschaffende ab (BKS 2017). 
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4.2.10 G10 Politische Beteiligung 

Stimm- und Wahlbeteiligung kantonal und eidgenös-

sisch Aargau, 2000ï2019 

Freiwilligenarbeit in politischen Parteien und Ämtern 

nach Geschlecht Schweiz, 2000ï2016 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ 

Langfristige Entwicklung seit 2000: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: negativ 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2010: negativ 

Kurzfristige Entwicklung: Aussage nicht möglich 

3

 
 

Der Indikator berücksichtigt die eidgenössischen und kan-

tonalen Abstimmungen sowie die Nationalrats- und Gross-

ratswahlen. Die Werte sind über vier Jahre gemittelt. 2019 

fanden keine Grossratswahlen und kantonalen Abstim-

mungen statt. (Daten: BFS 2019a, DFR 2019). 

Der Indikator zeigt den Anteil an der ständigen Wohnbe-

völkerung ab 15 Jahren nach Geschlecht, welcher in poli-

tischen Parteien und Ämtern Freiwilligenarbeit leistet. (Da-

ten: BFS 2017). 

SDG in Zusammenhang mit G10 (Politische Beteiligung):  

SDG 16: Friedliche und inklusive Gesellschaften f¿r eine nachhaltige Entwicklung fºrdern, allen 

Menschen Zugang zur Justiz ermºglichen und leistungsfªhige, rechenschaftspflichtige und 

inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen  

 

Die Aargauer Bevölkerung nimmt ihre politischen 

Rechte nur beschränkt wahr. Die Beteiligung der 

stimm- und wahlberechtigten Aargauer Bevölkerung 

liegt bei eidgenössischen Wahlen und Abstimmun-

gen im schweizweiten Durchschnitt beziehungs-

weise leicht darunter. 

Zielrichtung: Politische Beteiligung erhalten und 

fördern 

Die Beteiligung möglichst vieler Bevölkerungsgruppen 

an gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen stärkt 

die Gesellschaft. Sie ermöglicht eine ausgewogene Ent-

scheidungsfindung, legitimiert gesellschaftliche Ent-

scheide und fördert den gesellschaftlichen Zusammen-

halt. 

Zentrale Voraussetzungen für Partizipation sind der 

freie, transparente und gerechte Zugang zu Informatio-

nen und die strukturelle wie individuelle Möglichkeit, 

Entscheidungen auf kommunaler, kantonaler und natio-

naler Ebene mitgestalten zu können. 

Indikatoren: Stimm- und Wahlbeteiligung und Frei-

willigenarbeit in politischen Parteien und Ämtern 

Die Beteiligung an Abstimmungen und Wahlen auf kan-

tonaler und eidgenössischer Ebene sowie das Ausmass 

der freiwilligen Übernahme von politischen Ämtern und 

Funktionen zeigt, inwieweit die politischen Partizipati-

onsrechte genutzt werden. Sowohl Stimm- und Wahlbe-

teiligung als auch der Anteil der Bevölkerung, der sich 

freiwillig in politischen Gremien engagiert, sollen sich er-

höhen. 

Stand: Stimm- und Wahlbeteiligung auf eidgenössi-

scher und kantonaler Ebene nähern sich an, geringe 

Freiwilligenarbeit in politischen Parteien und Äm-

tern  

Nachdem die Stimm- und Wahlbeteiligung der Aargauer 

Stimmbevölkerung auf eidgenössischer und kantonaler 

Ebene anfangs der 2000er-Jahre mit durchschnittlich 

um die 40 Prozent auf einem vergleichbaren Niveau 

lagen, nahm sie auf kantonaler Ebene bis 2010 kontinu-

ierlich ab. Bis zu 11 Prozent tiefer lag die Stimm- und 
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Wahlbeteiligung der Aargauer Stimmbevölkerung auf 

kantonaler Ebene. Seit 2014 hat sich die Beteiligung auf 

kantonaler Ebene jedoch wieder erhöht (2018: 41 Pro-

zent) und sich an das Niveau der Beteiligung auf eidge-

nössischer Ebene angenähert (2018: 44 Prozent) (BFS 

2019a, DFR 2019). Im schweizweiten Vergleich lag die 

durchschnittliche Beteiligung der Aargauer Bevölkerung 

bei eidgenössischen Wahlen von 2011 bis 2019 mit 

47 Prozent im Durchschnitt (BFS 2019b). Bei den eidge-

nössischen Abstimmungen im selben Zeitraum lag die 

durchschnittliche Beteiligung der Aargauer Bevölkerung 

mit 43 Prozent unter dem Schweizer Durchschnitt von 

46 Prozent (BFS 2019a). 

Eine Mehrheit der Schweizerinnen und Schweizer 

nimmt selektiv an Volksabstimmungen teil: 9 von 10 

Stimmberechtigten beteiligen sich über 5 Jahre betrach-

tet mindestens einmal an Abstimmungen (Sciarini et al. 

2016). Die Popularität der eidgenössischen Themen be-

einflusst jeweils die Beteiligung an gleichzeitig stattfin-

denden kantonalen Abstimmungen. So war beispiels-

weise die Stimmbeteiligung bei der kantonalen 

Abstimmung über die Volksinitiative "Weg mit dem 

Tanzverbot!" 2016 mit 61,5 Prozent sehr hoch. Sie kam 

gleichzeitig mit der nationalen Vorlage zur "Durchset-

zungsinitiative" (63,7 Prozent Beteiligung) zur Abstim-

mung (BK 2020, DFR 2020). Betrachtet man die Wah-

len, ist die Stimmbeteiligung an eidgenössischen 

Wahlen grundsätzlich höher als jene an kantonalen 

Wahlen (Ladner 2011).  

Der Anteil stimm- und wahlberechtigter Personen im 

Aargau nahm zwischen 2015 und 2019 um 0,8 Prozent 

ab, gleichzeitig nahm der Anteil an der Bevölkerung mit 

ausländischem Pass um 1 Prozent zu (BFS 2020a, 

Statistik Aargau 2020). Ab dem Schuljahr 2020/21 hat 

der Aargau als erster Deutschschweizer Kanton im 

dritten Oberstufenjahr das Fach "Politische Bildung" ver-

bindlich eingeführt. Diese Massnahme soll ï nebst wei-

teren ï dazu beitragen, dass zukünftig eine höhere Be-

teiligung an Abstimmungen und Wahlen erreicht wird 

(RR 2020). 

Langfristig betrachtet liegt der Frauenanteil im Aargauer 

Kantonsparlament seit Jahren über dem Schweizer 

Durchschnitt (BFS 2019c). Zwischen den Grossratswah-

len 2016 und 2020 nahm dieser aber von 36,4 Prozent 

auf 31,4 Prozent ab (Schweizer Durchschnitt 2020: 

30 Prozent) (BFS 2020b). Im Regierungsrat ist seit 2019 

keine Frau mehr vertreten (DFR 2020). Der Anteil an 

über 50-jährigen Grossratsmitgliedern hat zwischen den 

Wahlen von 2016 und 2020 von knapp 50 Prozent auf 

30 Prozent abgenommen (Staatskanzlei 2020, DFR 

2020).  

Der Anteil der Schweizer Wohnbevölkerung, der in einer 

politischen Partei oder einem Amt eine Freiwilligenarbeit 

ausführt, nahm zwischen 2000 und 2013 ab. Zwischen 

2013 und 2016 stagnierten die Zahlen auf einem tiefen 

Niveau von 1 Prozent (BFS 2018). Aargauer Gemein-

den zeigten bereits seit den 1970er-Jahren Probleme 

bei der Rekrutierung von Personen für Exekutivämter 

(ZDA 2014). Rund ein Fünftel der Gemeinderatsmitglie-

der im Kanton Aargau tritt vorzeitig zurück. Die Anzahl 

vorzeitiger Rücktritte ist bei kleinen Gemeinden höher 

als bei grösseren. Der Frauenanteil in den Gemeinde-

exekutiven lag im April 2017 bei einem Viertel (DVI 

2017). 

Herausforderungen 

Å Die Einführung von elektronischen Abstimmungs-

möglichkeiten ist aufgrund von Sicherheitsbedenken 

und technischen Herausforderungen politisch um-

stritten. 

Å Die Besetzung nebenamtlicher Ämter wird schwieri-

ger und stellt das Gemeindesystem des Kantons 

Aargau zunehmend auf die Probe. Erhöhte Anforde-

rungen, steigende Belastungen in Beruf und Familie 

sowie das schwindende Interesse an der Lokalpolitik 

sind mögliche Gründe. Gleichzeitig orientiert sich die 

Wirtschaft zunehmend an überregionalen Märkten 

und ist immer weniger bereit, Mitarbeitende für 

Ämter im kommunalen Milizsystem freizustellen. 

Å Die Motivation jüngerer Stimmbürgerinnen und 

Stimmbürger zur Beteiligung an Abstimmungen und 

Wahlen gestaltet sich schwierig. Diese nehmen sehr 

selektiv an Wahlen und Abstimmungen teil. Am 

selektivsten stimmen die jungen Erwachsenen zwi-

schen 18 und 25 Jahren ab. Sie nehmen primär an 

Abstimmungen teil, wenn es sich um Vorlagen han-

delt, die sie persönlich betreffen, in den Medien stark 

präsent oder weniger komplex sind (DSJ 2018). 

Å Das Problem der "Fake News" beeinflusst auch 

Wahlen und Abstimmungen in der Schweiz. 40 Pro-

zent der Beteiligten einer 2018 durchgeführten 

Publikumsbefragung glauben, dass versucht wird, 

Wahlen und Abstimmungen damit zu manipulieren 

(BAKOM 2019). 
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4.3 Dimension Umwelt 

4.3.1 U1 Bodenverbrauch durch Siedlungsentwicklung 

Bauzone und überbaute Bauzone Aargau, 2000ï2019 Entkoppelung Wachstum Bevölkerung und Wachstum 

überbaute Wohn- und Mischzone Aargau, 2000ï2019 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Č  

Langfristige Entwicklung seit 2000: 

Bauzone: positiv; überbaute Bauzone: negativ 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016:  

Bauzone: positiv; überbaute Bauzone: positiv 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2000: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

  

Der Indikator zeigt die bisher überbauten und die totalen 

Bauzonen. Als Bauzonen gelten Wohn- und Mischzonen, 

Industrie- und Gewerbezonen, Zonen für öffentliche Bau-

ten und Anlagen sowie Grün- und Spezialzonen (Daten: 

BVU, Abteilung Raumentwicklung 2020). 

Der Indikator zeigt das indexierte Wachstum der Bevölke-

rung im Vergleich zum Zuwachs an überbauten Wohn- 

und Mischzonen, die ca. 70 Prozent der gesamten Bau-

zonen ausmachen (Daten: BVU, Abteilung Raumentwick-

lung 2020). 

SDGs in Zusammenhang mit U1 (Bodenverbrauch durch Siedlungsentwicklung):  

SDG 2: Den Hunger beenden, Ernährungssicherheit und eine bessere Ernährung erreichen 

und eine nachhaltige Landwirtschaft fördern 
 

SDG 11: Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig machen 

 

 

In Bezug auf die hochwertige Siedlungsentwicklung 

nach innen macht der Kanton Aargau weitere Fort-

schritte. Trotzdem wird weiterhin jeden zweiten Tag 

die Fläche in der Grösse eines Fussballfelds über-

baut. Der anhaltende Bodenverbrauch durch die 

Siedlungsentwicklung bleibt herausfordernd.  

Zielrichtung: Bodenverbrauch für Siedlungsentwick-

lung effizient nutzen 

Boden ist ein nicht erneuerbares und begrenztes Gut. 

Der Verbrauch an unbebautem Boden für die Siedlungs-

entwicklung und die Entwicklung der Verkehrsinfrastruk-

turen soll entsprechend eingedämmt und die Siedlungs-

entwicklung nach innen weiterverfolgt werden. Der 

Richtplan setzt die Grösse des Siedlungsgebiets mit 

einem Planungshorizont bis 2040 fest. Ein sorgsamer 

Umgang mit dem Boden erfordert eine Verlangsamung 

der Bodenversiegelung durch den Bau von Gebäuden, 

Strassen und weiteren Infrastrukturen innerhalb des 

Siedlungsgebiets aber auch im Kulturland sowie in 

Naturräumen. Die Höhe des Wohnflächenbedarfs pro 

Person, Mobilitätsbedürfnisse aber auch die Art der 

Nahrungsmittelproduktion haben einen Einfluss auf den 

Bodenverbrauch. Überbaute Flächen führen zu einem 

Verlust an naturnahen Landschaften und Lebensräu-

men sowie von landwirtschaftlichen Flächen und zu 

Beeinträchtigungen des Wasserhaushalts. 

Indikatoren: Bauzone und überbaute Bauzone sowie 

Wachstum Bevölkerung und Wachstum überbaute 

Wohn- und Mischzone 

Der Bodenverbrauch wird anhand des Verhältnisses 

zwischen der flächenmässigen Entwicklung der Bauzo-
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nen im Vergleich zu überbauten Bauzonen sowie an-

hand des Verhältnisses zwischen Bevölkerungswachs-

tum und Wachstum an überbauten Wohn- und Misch-

zonen gemessen. Die Bauzonenreserven sollen 

möglichst langsam und flächeneffizient genutzt werden, 

das Bevölkerungswachstum soll sich entkoppeln. 

Stand: Siedlungsentwicklung nach innen auf Kurs 

Die Bauzone im Kanton Aargau umfasste per Ende 

2019 20'594 Hektaren und ist seit 2014 mit geringen 

Schwankungen konstant. Dies aufgrund der Übergangs-

bestimmung zum revidierten Raumplanungsgesetz (Ein-

zonungsmoratorium) und anschliessend durch den 

neuen Richtplan (2017). 2019 waren 89,2 Prozent der 

Bauzone überbaut, im Jahr 2014 waren es 87 Prozent. 

Die Ballungsgebiete in den Räumen Aarau und Baden 

wiesen 2019 einen Überbauungsgrad von mehr als 

90 Prozent auf. Unterdurchschnittlich, mit weniger als 

86 Prozent ist der Überbauungsgrad im Wynental, 

Zurzibiet und im Fricktal. Seit 1999 betrug der Zuwachs 

an überbauter Bauzone durchschnittlich 126 Hektaren 

pro Jahr. Somit wurde im Kanton Aargau jeden zweiten 

Tag die Fläche in der Grösse eines Fussballfelds (ca. 

7'000 Quadratmeter) überbaut. Dies insbesondere auf 

Kosten der landwirtschaftlichen Nutzfläche. Die im Jahr 

2019 verbliebenen 2'217 Hektaren Bauzonenreserven 

liegen zu 60 Prozent in der Wohn-, Misch- und Zent-

rumszone (BVU 2020). 

Der Zuwachs der Bevölkerung steigt stärker an als der 

Zuwachs an überbauter Wohn- und Mischzone. Der 

Trend zur Entkoppelung des Bevölkerungswachstums 

von der Zunahme an überbauter Wohn- und Mischzone 

hat sich weiter verstärkt. Diese Tendenz zeigt sich auch 

bei der Anzahl Einwohnerinnen und Einwohner die auf 

einer Hektare überbauter Wohn-, Misch- und Zentrums-

zonenfläche leben. Diese hat sich von 47 im Jahr 2010 

auf 49 im Jahr 2017 erhöht. Diese Zunahme der Bevöl-

kerungsdichte ist in Kernstädten und urbanen Entwick-

lungsräumen grösser als in ländlichen Gebieten (BVU 

2019). Dies deutet darauf hin, dass eine höhere Ein-

wohnerdichte vor allem über Neubauten erreicht wird. 

Bei bestehenden Gebäuden, wie beispielsweise bei Ein-

familienhäusern, ist eine Steigerung der Einwohner-

dichte schwieriger zu erreichen. Der Aargau weist 2018 

mit 77 Prozent Einfamilienhäusern bezogen auf die 

Gebäude mit reiner Wohnnutzung gemeinsam mit den 

Kantonen Solothurn und Basel-Landschaft schweizweit 

die drittgrösste Einfamilienhausquote auf (BFS 2019b). 

Gebremst wird die Zunahme der Einwohnerdichte zu-

dem im ländlichen Gebiet durch die Überalterung, im 

städtischen Raum durch neue Lebensformen mit 

kleineren Haushaltsgrössen. Spreitenbach (111 Einwoh-

nende pro Hektar), Neuenhof (97 Einwohnende pro 

Hektar), Wettingen (75 Einwohnende pro Hektar) und 

Baden (73 Einwohnende pro Hektar) gehörten 2017 zu 

den dichtest bewohnten Gemeinden des Aargaus. 

Ländliche Entwicklungsräume weisen demgegenüber 

eine Dichte von durchschnittlich 38 Einwohnenden pro 

Hektar auf (BVU 2019).  

In der schweizweiten Arealstatistik wurde im Kanton 

Aargau 2015 pro Einwohnerin und Einwohner eine über-

baute Siedlungsfläche von 366 Quadratmeter ausgewie-

sen. Erhoben wurden die Kategorien Industrie- und 

Gewerbeareal, Gebäudeareal, Verkehrsflächen sowie 

besondere Flächen. Die für diese Kategorien genutzte 

Fläche pro Einwohnerin und Einwohner hat im Laufe der 

vier Erhebungen im Aargau kontinuierlich abgenommen. 

Im Jahr 1982 betrug sie im Aargau noch 398 Quadrat-

meter. Dieser Trend ist im schweizweiten Vergleich bei 

städtisch geprägten Kantonen festzustellen, während 

dem die überbauten Siedlungsflächen auf die Einwoh-

ner bezogen in ländlichen Kantonen weiterhin zuneh-

men (BFS 2019a). Schweizweit liegen 37 Prozent aller 

Siedlungsflächen ausserhalb der Bauzonen. Analysen 

zeigen, dass ausserhalb der Bauzonen weiterhin viel 

Land neu bebaut wird, im Vergleich zu den 1980er-Jah-

ren und vor allem zu den 1990er-Jahren aber etwas we-

niger. Der Rückgang ist darauf zurückzuführen, dass 

weniger Fläche für den Verkehr zugebaut wurde als 

früher. Landwirtschaftliche Gebäude ausserhalb der 

Bauzonen verbrauchen hingegen stetig mehr Boden 

(ARE 2019). 

Herausforderungen 

Å Die Siedlungsentwicklung nach innen, welche ganz-

heitlich geplante Siedlungen mit hoher Wohnqualität 

erfordert, nimmt weiter zu. Gründe dafür sind das 

anhaltende Bevölkerungswachstum sowie die Vor-

gaben des Richtplans zur Festlegung der Grösse 

des Siedlungsgebiets (BVU 2019). 

Å Im Kanton Aargau werden die Entwicklungsschwer-

punkte gemäss Richtplan, die urbanen Entwick-

lungsräume, die Kernstädte und ländlichen Zentren 

als die Motoren der Wirtschaftsentwicklung betrach-

tet. Die Konzentration der Wertschöpfung in diesen 

definierten Zentren ist auch künftig zu verfolgen.  

Å Die anspruchsvolle Umnutzung bestehender Ge-

bäude, der hohe Wohnflächenbedarf im ländlichen 

Raum, sinkende Haushaltsgrösse und das stetige 

Bevölkerungswachstum stellt die Siedlungs- und 

Bodenpolitik vor grosse Herausforderungen. 

Å Trotz zunehmender Innenentwicklung in den Sied-

lungen geraten wertvolle Landschaften und 
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Lebensräume weiter unter Druck. Dies aufgrund 

des überdurchschnittlichen Bevölkerungswachs-

tums, der Zunahme des Erholungsdrucks aber 

auch durch bauliche Entwicklungen ausserhalb 

der Bauzonen.

 

 

  

SPOTLIGHT KLIMA 

 

Siedlungsqualität auch positiv für das Klima 

Innenentwicklung mit Qualität ist eine zentrale Aufgabe der Raumplanung. Das erwartete Wachstum der Bevölkerung und 

Arbeitsplätze soll im bestehenden Siedlungsgebiet Platz finden. So kann die Zersiedelung nachhaltig gestoppt werden. Quali-

tativ hochwertige Innenentwicklung verlangt Siedlungsqualität. Sie hat viele direkte Bezüge zu Klimaschutz und Klimaanpas-

sung: Grüne Freiräume mit hohen Bäumen, schattige Plätze, Retention des Regenwassers in der Siedlung für Bewässerung 

und Befeuchtung der Luft; Entsiegelung des Bodens zur Kühlung und Versickerung von Regenwasser; Positionierung von 

Bauten im Hinblick auf die Durchlüftung des Siedlungskörpers und die Vermeidung von Hitzeinseln. 

BVU, Abteilung für Raumentwicklung 
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4.3.2 U2 Bodenqualität 

Belastung des Bodens mit Schwermetallen Aargau, 

1996ï2006 

 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Č  

Langfristige Entwicklung: Aussage nicht möglich 

Kurzfristige Entwicklung: Aussage nicht möglich 

 

 

 

Der Indikator zeigt, wie sich die Bodenbelastung durch 

Cadmium, Kupfer, Blei und Zink an 73 beziehungsweise 

54 (Kupfer) verschiedenen Standorten (21 Landwirt-

schafts- und 52 Waldflächen) zwischen 1996 und 2006 

verändert hat (Daten: BVU, Abt. Umwelt 2009). 

 

SDG in Zusammenhang mit U2 (Bodenqualität):  

SDG 15: Landökosysteme schützen, wiederherstellen und ihre nachhaltige Nutzung fördern, 

Wälder nachhaltig bewirtschaften, Wüstenbildung bekämpfen, Bodendegradation beenden 

und umkehren und dem Verlust der Biodiversität ein Ende setzen  

 

Aufgrund fehlender Erhebungen beim kantonalen 

Bodenbeobachtungsnetz lassen sich aktuell keine 

Aussagen zur Entwicklung der Schwermetallgehalte 

im Boden ableiten. Auf Waldflächen wurde im Aar-

gau ein hoher Stickstoffeintrag über die Luft festge-

stellt.  

Zielrichtung: Bodenfunktionen erhalten 

Böden von guter Qualität sind eine existenzielle Lebens-

grundlage für die Menschen. Ausserdem ist fruchtbarer 

Boden eine kaum erneuerbare Ressource und deshalb 

besonders schützenswert. Gesunde und vielfältige 

Böden erfüllen viele Funktionen, sie ermöglichen eine 

artenreiche Tier- und Pflanzenwelt, regulieren Stoff- und 

Energiekreisläufe und bilden eine zentrale Grundlage 

für die Nahrungsmittel- und Holzproduktion. Die Nut-

zung des Bodens soll zu keiner Degradierung seiner 

Funktionsfähigkeit führen. 

Bodenverdichtung, nicht oder schwer abbaubare Schad-

stoffe, Versauerung und Erosion beeinflussen die 

Bodenqualität negativ und können zu irreversiblen 

Schäden führen.  

Indikator: Belastung des Bodens mit Schwermetal-

len 

Die Belastung des Bodens mit Schwermetallen vermin-

dert seine Fähigkeit zur Regulation der Stoffkreisläufe 

und damit zur Nahrungsmittelproduktion. Die Schwer-

metallbelastung soll daher nicht zunehmen. Die gesetz-

lichen Schwellenwerte sind in der Verordnung über Be-

lastungen des Bodens (VBBo) festgelegt. 

Stand: Keine wesentliche Änderung der Bodenbe-

lastung  

Die Schadstoffgehalte im Boden werden mit dem kan-

tonalen Bodenbeobachtungsnetz (KABO) zehnjährlich 

aufgenommen (BVU 2009). Die für das Jahr 2016 vor-

gesehene Erhebung wurde aus Spargründen verscho-

ben, die nächste Beprobung ist für die Jahre 2021/22 

geplant. Zwischen 1996 und 2006 hat sich die Schwer-

metallbelastung insgesamt nicht wesentlich verändert. 

Leicht zugenommen haben die Gehalte für Kupfer und 

Zink. Dies deckt sich mit den Ergebnissen der nationa-

len Bodenbeobachtung auf landwirtschaftlich genutzten 

Böden von 1985 bis 2014. Am stärksten belastet sind 
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Böden von Äckern und intensiv genutztem Grünland 

über den Eintrag von Hofdünger oder Pflanzenschutz-

mittel (BAFU 2018). Deshalb weisen die Böden von 

Gemüsefeldern, Obst- und Weinbauflächen häufig hohe 

Belastungen auf. Kupfer wird in der konventionellen so-

wie in der biologischen Landwirtschaft angewendet. Die 

Gehalte von Metallen wie Blei oder Quecksilber zeigen 

in der Schweiz demgegenüber eine sinkende Tendenz. 

Entlang von Strassen werden abhängig von der 

Verkehrsmenge, erhebliche Belastungen mit Blei, 

Cadmium, Zink und organischen Verbindungen wie Po-

lyzyklische Aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) fest-

gestellt. Mit der Entfernung zur Strasse nimmt diese 

Schadstoffbelastung wieder deutlich ab (BAFU 2017).  

Auch in Gärtnereien kann der Einsatz von Hilfsmitteln 

und Dünger zu Bodenbelastungen führen. In den Jahren 

2018/2019 wurden im Aargau 20 ausgewählte Gärt-

nereiareale untersucht (BVU 2020). Bei 13 Gärtnereien 

wurden Richtwertüberschreitungen bei Kupfer, Zink und 

Blei festgestellt. Richtwertüberschreitungen deuten da-

rauf hin, dass die Bodenfruchtbarkeit längerfristig nicht 

mehr gewährleistet ist, falls die Belastungsquelle nicht 

gestoppt wird. Es besteht jedoch keine unmittelbare Ge-

fährdung des Menschen und der Umwelt. Auch Famili-

engärten können mit Schwermetallen belastet sein. Eine 

Aargauer Untersuchung in 90 Gärten auf 13 verschiede-

nen Arealen zeigte jedoch erfreulicherweise, dass keine 

Nutzungseinschränkungen nötig sind (BVU 2012). 

Im Rahmen eines interkantonalen Walddauerbeobach-

tungsprogramms wird im Aargau seit 1984 auf 18 Be-

obachtungsflächen regelmässig der Waldboden unter-

sucht. Auf den meisten Flächen wird nach wie vor ein 

hoher Stickstoffeintrag über die Luft mit Überschreitun-

gen der kritischen Konzentrationswerten (Critical 

Levels) festgestellt. Der Stickstoffeintrag wirkt sich 

negativ auf die Bodenchemie der Waldböden aus, die 

Versauerung hat weiter zugenommen und die Nähr-

stoffversorgung der Bäume sowie die Mykorrhyzapilz-

bildung an den Baumwurzeln hat sich seit 1984 deutlich 

verschlechtert. Hohe Stickstoffeinträge verstärken zu-

dem die Wirkung der Trockenheit auf das Stammwachs-

tum und die Vitalität der untersuchten Bäume (Buchen, 

Fichten, Eichen) (Braun S, Hopf SE, de Witte LC. 2018). 

Durch starke Regenfälle kann insbesondere auf offe-

nen, geneigten Ackerflächen Boden abgeschwemmt 

werden. Die Erosionskarte der Schweiz, zeigt auch im 

Kanton Aargau über den ganzen Kanton verteilt Flächen 

mit einer hohen Erosionsgefährdung. Je nach Fläche 

kann der Bodenabtrag bis um die 200 Tonnen pro Hek-

tar und Jahr betragen (BAFU 2017, BLW 2019). Welt-

weit geht pro Jahr etwa 1 Prozent der landwirtschaftlich 

nutzbaren Fläche durch Erosion verloren.  

Herausforderungen 

Å Zur langfristigen Erhaltung der Bodenfunktionen sind 

Massnahmen zur Verminderung des Schadstoff-

eintrags in den Boden weiterzuführen oder es sind 

neue anzugehen. Ihre Wirkung ist mit einer nächsten 

KABO-Erhebung zu verifizieren.  

Å In der Land- und Forstwirtschaft kommen zuneh-

mend schwere Maschinen zum Einsatz. Der unsach-

gemässe Einsatz solcher Maschinen führt zur 

Bodenverdichtung und somit zum Verlust an Boden-

qualität und begünstigen die Erosion.  

  

SPOTLIGHT KLIMA 

 

Bodenschutz ist Klimaschutz 

Im Boden ist weltweit mehr Kohlenstoff gespeichert als in der Atmosphäre und der oberirdischen Vegetation zusammen. Der 

Boden entzieht der Atmosphäre über abgestorbene Pflanzenreste und Bodenorganismen das Treibhausgas CO2 und bindet 

es als Humus. Bei physikalisch oder chemisch belasteten Böden kommt es jedoch zu einem Abbau von Huminstoffen und der 

Boden wird vom Speicher zur Kohlenstoffquelle. Umgekehrt wurde errechnet, dass eine weltweite Erhöhung des Kohlenstoff-

vorrats im Boden um nur 4 Promille pro Jahr ausreichen würde, um die gesamten vom Menschen verursachten CO2-Emissio-

nen zu binden. Indem der Kanton Aargau den Boden und seine Funktionen schützt, leistet er einen wichtigen Beitrag für den 

Klimaschutz. Boden ist über die Auswirkungen des Klimawandels auch direkt gefährdet. So erhöhen die vermehrt auftreten-

den Starkniederschläge das Risiko der Bodenerosion. 

BVU, Abteilung für Umwelt 
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4.3.3 U3 Wasserqualität 

Nitrat im Grundwasser  

Aargau, 2000ï2019 

Langzeitmonitoring mittelgrosser Fliessgewässer  

Aargau, 2000ï2019 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Ē  

Langfristige Entwicklung seit 2000: unverändert 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: unverändert 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2000: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

  

Die Nitratkonzentration wird als Gesamtmittelwert aus den 

Mittelwerten der Datenreihen von rund 300 Grundwasser-

fassungen ermittelt (Daten: DGS, Amt für Verbraucher-

schutz 2019a). 

Der Indikator zeigt die aggregierte Wasserqualität auf-

grund der regelmässigen Messung von 7 chemischen 

Parametern bei 9 Messstellen an mittelgrossen Fliessge-

wässern. 2009 und 2018 erfolgten kleinere methodische 

Anpassungen (Anzahl Messstellen, Aufnahmehäufigkeit). 

(Daten: BVU, Abteilung für Umwelt: 2020). 

SDGs in Zusammenhang mit U3 (Wasserqualität):  

SDG 6: Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser und Sanitärversor-

gung für alle gewährleisten 
 

SDG 14: Ozeane, Meere und Meeresressourcen im Sinne nachhaltiger Entwicklung erhalten und 

nachhaltig nutzen 
 

 

Die Qualität des Grundwassers, gemessen an der 

Nitratbelastung, bleibt im Aargau konstant. Die Was-

serqualität der Fliessgewässer verbessert sich 

weiter. Mikroverunreinigungen wie Pestizide bleiben 

herausfordernd. 

Zielrichtung: Grundwasserqualität verbessern und 

gute Fliessgewässerqualität halten 

Wasser ist lebensnotwendig für Menschen, ist Lebens-

raum für Tiere und Pflanzen, Landschaftselement und 

dient als unerlässliche Ressource für Landwirtschaft 

und Wirtschaft. Ein langfristiger Erhalt der Grundwas-

serressourcen sichert die Qualität des Trinkwassers. 

Gewässereinträge in Binnenländer können sich eben-

falls negativ auf Meere auswirken. Das Erhalten einer 

guten Wasserqualität insgesamt bedingt einen sorgsa-

men Umgang mit dieser Ressource sowohl von einzel-

nen Menschen wie auch von der Wirtschaft.  

Indikatoren: Nitrat im Grundwasser und Langzeit-

monitoring mittelgrosser Fliessgewässer 

Die Qualität des Grundwassers wird anhand der Nitrat-

konzentration gemessen. Nitrat ist der mengenmässig 

wichtigste unerwünschte Stoff im Trinkwasser. Einge-

setzt als Dünger, kann er ins Grundwasser gelangen. 

Isotopenuntersuchungen aus Aargauer und Solothurner 

Nitratprojekten (Menigs, ca. 2000) zeigen jedoch, dass 

die Hauptursache von Nitrat im Grundwasser die Aus-

waschung von natürlich vorkommendem mineralisiertem 

Bodenstickstoff in Kombination mit der Stickstoff-

düngung bei ackerbaulicher Nutzung ist. Grundwasser 

mit hohen Nitratwerten ist oft auch mit anderen Schad-

stoffen (zum Beispiel Pestiziden) belastet (BAFU 2019, 

VKCS 2019, DGS 2020). Die Nitratkonzentration soll in 

allen öffentlich genutzten Trinkwasserfassungen unter 

25 Milligramm pro Liter liegen. 

Die Wasserqualität der mittelgrossen Fliessgewässer 

wird anhand monatlicher Analysen von 7 chemischen 
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Parametern (Ammonium, Nitrat, Nitrit, Phosphat, 

Gesamt-Phosphor, biochemischer Sauerstoffbedarf 

nach für 5 Tagen und gelöster organischer Kohlenstoff) 

bestimmt, die zu einer Zustandsklasse aggregiert wer-

den. Alle Aargauer Fliessgewässer sollen die Zustands-

klassen "sehr gut" und "gut" aufweisen.  

Stand: Keine Verbesserung der Grundwasserquali-

tät, gute Wasserqualität der mittelgrossen Fliessge-

wässer 

Die durchschnittliche Nitratkonzentration im Grund-

wasser pendelt seit 20 Jahren um 20 Milligramm pro 

Liter und hat sich kaum verbessert. Andererseits führ-

ten in Gebieten mit besonders hoher Nitratbelastung 

des Grundwassers und einer entsprechend starken 

Gefährdung der Trinkwasserversorgung gezielte Bewirt-

schaftungsanpassungen, die zusätzlich zu den weiteren 

agrarpolitischen Massnahmen umgesetzt wurden, zu 

einer deutlichen Reduktion der Nitratwerte. Die jährli-

chen Schwankungen sind auf hydrologisch unter-

schiedlichen Verhältnisse zurückzuführen ï trockene 

wie auch sehr niederschlagsreiche Jahre erhöhen die 

Nitratwerte. Der Anforderungswert für Trinkwasser 

von 25 Milligramm pro Liter wird für den Durchschnitt 

der rund 300 Fassungen eingehalten, bei rund 25 Pro-

zent der Fassungen ist er allerdings überschritten. Der 

höchste gemessene Wert beträgt 78 Milligramm pro 

Liter (DGS 2019a). Die Hauptursache liegt in der in-

tensiven landwirtschaftlichen Nutzung mit Gemüse- 

und Ackerkulturen. Schweizweit gelangen jährlich 

rund 150'000 Tonnen Nitrat in die Gewässer. Zudem 

werden rund 300 verschiedene organisch-syntheti-

sche Substanzen als Pflanzenschutzmittel (PSM) in 

der Landwirtschaft verwendet, ihr Absatz blieb von 

2008 bis 2016 konstant. Werden die PSM nicht voll-

ständig im Boden abgebaut oder zurückgehalten, 

gelangen sie oder deren Abbauprodukte (sogenannte 

Metaboliten) mit dem Sickerwasser ins Grundwasser 

(BAFU 2019). Im Jahr 2019 stand Chlorothalonil im 

Fokus. Zwei seiner Haupt-Abbauprodukte sind in zahl-

reichen Fassungen nachweisbar. In zwei Dritteln der 

Aargauer Wasserversorgungen ist der lebensmittel-

rechtlich festgelegte Höchstwert von 0,1 Milligramm 

pro Liter überschritten. Bei diesen Fassungen besteht 

Handlungsbedarf. Soweit möglich, muss beispiels-

weise das belastete Wasser verdünnt werden durch 

das Mischen mit unbelastetem Trinkwasser. Im Zuge 

der EU-Vorschriften wurde die Anwendung von Chlo-

rothalonil auf den 1. Januar 2020 verboten. Auch nach 

dem Verbot werden die problematischen Abbaupro-

dukte jedoch im Grundwasser erfahrungsgemäss 

noch lange Zeit nachweisbar bleiben (DGS 2019a, 

VKCS 2019). 

8 der 9 untersuchten mittelgrossen Fliessgewässer 

wiesen 2019 insgesamt eine gute oder sehr gute Was-

serqualität auf, ein Gewässer eine mässige. Die Was-

serqualität hat sich seit 2009 stetig, in den letzten Jah-

ren noch leicht verbessert. Die Anzahl der Gewässer 

mit einer mässigen oder gar unbefriedigenden Was-

serqualität ging deutlich zurück. Unbefriedigend bis 

schlecht zeigt sich heute nach wie vor der Gehalt von 

Phosphor bei drei sowie derjenigen von Phosphat und 

gelöstem organischen Kohlenstoff bei zwei Gewäs-

sern (BVU 2020). 

An zwei Messstellen werden seit Ende 2018 respek-

tive Ende 2019 kontinuierlich Mikroverunreinigungen 

gemessen, welche direkt oder indirekt auch Fische 

schädigen können. Die ersten Resultate zeigen in 

gewissen Zeitabschnitten ein erhöhtes Risiko für 

Pflanzen und Wasserwirbellose durch Pestizide. 

Betroffen sind auch verschiedene Rote-Liste-Arten wie 

zum Beispiel die heimischen Flusskrebsarten. Da die 

geschädigten Pflanzen und Wasserwirbellose die Nah-

rungsgrundlage für die höhere Gewässerfauna darstel-

len, werden auch diese gefährdet. Untersuchungen mit 

biologischen Indikatoren, an mittelgrossen und kleinen 

Gewässern, zeigen teilweise Defizite der Arten und 

des Lebensraums und geben Hinweise auf Belastun-

gen durch Pestizide (BVU 2020). Die Hitzesommer 

2018 und 2019 führten zu Trockenheit und hohen 

Wassertemperaturen mit entsprechenden Konsequen-

zen für die Gewässerfauna (Fisch- und Krebssterben). 

Die Sissle bei Eiken lag von August bis November 

2018 zwischenzeitlich trocken und wies Temperaturen 

bis 30 Grad Celsius, die Limmat bei Baden um die 

26 Grad Celsius auf (BVU 2020). 

Die Sanierung des Hallwilersees ist auch nach 

30 Jahren noch nicht abgeschlossen. Seit den 

1980er-Jahren wurde der Phosphorgehalt im Wasser 

um das Zehnfache reduziert. Problematisch ist jedoch 

der zu hohe Phosphoreintrag, der sich in den letzten 

15 Jahren kaum verringert hat, und noch immer zu 

einer übermässigen Algenproduktion führt. Der Abbau 

dieser Algen führt zu einer starken Sauerstoffzehrung 

im Tiefenwasser. Der lokal auch ökonomisch und kultu-

rell bedeutende Felchenbestand im Hallwilersee (Hallwi-

lersee-Balle) kann sich nach wie vor nicht selbst erhal-

ten. Der Laich stirbt aufgrund der Sauerstoffzehrung am 

Seegrund ab. Mit neu formulierten Zielen und diversen 

Massnahmen soll bis Mitte der 2030er-Jahre wieder 

ein intaktes Ökosystem Hallwilersee erreicht werden. 
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Die Belüftungen und Zirkulationshilfen müssen bis zur 

Erreichung der Phosphor- und Sauerstoffziele weiter 

betrieben werden (De Ventura 2019).  

Herausforderungen 

Å Das Grundwasservorkommen gerät durch den stei-

genden Siedlungsdruck, durch Nutzungskonflikte, 

wie beispielsweise durch die landwirtschaftliche Be-

wässerung mit Grundwasser statt mit Oberflächen-

wasser infolge des Klimawandels, sowie durch die 

Beeinträchtigung der Grundwasser-Qualität zuneh-

mend unter Druck (BAFU 2019).  

Å Durch die Verwendung der zahlreichen Pflanzen-

schutzmittel muss damit gerechnet werden, dass 

weitere Wirkstoffe respektive ihre Abbauprodukte im 

Grundwasser nachgewiesen werden und anschlies-

send Wirkstoffe, je nach Gesundheitsgefährdung, 

verboten werden müssen.  

Å Die durch den Klimawandel zunehmenden extreme 

Wetterlagen wie Hochwasserereignisse nach 

Trockenperioden können kurzfristig zu erhöhten 

Fremdstoffkonzentrationen im Grundwasser führen. 

Å Eine Verlagerung des Gemüseanbaus in Gebiete mit 

geringer Grundwassermächtigkeit birgt das Risiko 

von lokal steigenden Nitratwerten und höheren 

Gehalten an Pflanzenschutzmittelrückständen im 

Grundwasser. 

Å Die steigenden Wassertemperaturen im Oberflä-

chenwasser aufgrund des Klimawandels führen zu 

eingeschränkten und veränderten Lebensräumen 

von Wassertieren.  

Å Die aufgrund vermehrter Trockenheit länger andau-

ernden Niedrigwasserstände führen in den Gewäs-

sern zu schlechterer Gewässerqualität. Ungünstige 

Verdünnungsverhältnisse der eingeleiteten Schad-

stoffe sowie fehlender Reinigungseffekt von Hoch-

wasserereignissen können Ursache dafür sein. 

Å Mikroverunreinigungen insbesondere Pflanzen-

schutzmittel stellen für den Schutz mittelgrosser und 

vor allem kleiner Fliessgewässer nach wie vor eine 

grosse Herausforderung dar. Solche Stoffe können 

bereits in geringsten Konzentrationen Wasser-

lebewesen beeinträchtigen. Der vom Bundesrat be-

schlossene Nationale Aktionsplan zur Risikoreduk-

tion und nachhaltigen Anwendung von 

Pflanzenschutzmitteln sowie der Ausbau von ver-

schiedenen Abwasserreinigungsanlagen mit einer 

zusätzlichen Stufe zur Elimination von Mikroverun-

reinigung sollen die Wasserqualität verbessern.  

Å Invasive gebietsfremde Arten wie die Quagga-

Muschel bedrohen das Ökosystem der Fliessgewäs-

ser und den Hallwilersee. Sie können grosse Schä-

den auch an Infrastruktur verursachen. 

 

 

  

SPOTLIGHT KLIMA 

 

Langfristige Trinkwasserversorgung durch regionale Zusammenar-
beit 

Damit die Trinkwasserversorgung auch langfristig sichergestellt ist, müssen die Wasserversorgungen verstärkt regional zu-

sammenarbeiten. Um bei anhaltender Trockenheit oder in Überschwemmungssituationen einwandfreies Trinkwasser gross-

räumig verteilen zu können, sind ergänzende Bauten von Leitungen und Pumpwerken nötig. Die kantonale Verwaltung erar-

beitet in einem mehrjährigen Projekt aktuelle Grundlagen für die angepasste Planung der Grundwassernutzung und 

Trinkwasserversorgung und ermöglicht den Gemeinden damit, Investitionen in die Trinkwasser-Infrastruktur gezielt und kos-

teneffizient vorzunehmen.  

DGS, Amt für Verbraucherschutz 

https://www.blw.admin.ch/dam/blw/de/dokumente/Nachhaltige%20Produktion/Pflanzenschutz/AktionsplanPflanzenschutzmittel/Aktionsplan_Pflanzenschutzmittel_de.pdf.download.pdf/Aktionsplan_Pflanzenschutzmittel_de.pdf
https://www.blw.admin.ch/dam/blw/de/dokumente/Nachhaltige%20Produktion/Pflanzenschutz/AktionsplanPflanzenschutzmittel/Aktionsplan_Pflanzenschutzmittel_de.pdf.download.pdf/Aktionsplan_Pflanzenschutzmittel_de.pdf
https://www.blw.admin.ch/dam/blw/de/dokumente/Nachhaltige%20Produktion/Pflanzenschutz/AktionsplanPflanzenschutzmittel/Aktionsplan_Pflanzenschutzmittel_de.pdf.download.pdf/Aktionsplan_Pflanzenschutzmittel_de.pdf
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4.3.4 U4 Luftqualität 

Langzeit-Luftbelastungsindex (LBI), Baden, 

Suhr/Aarau, Sisseln/Schupfart, 2000ï2019 

Feinstaub (PM10) Baden, Suhr/Aarau,  

Sisseln/Schupfart, 2000ï2019  

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Ē  

Langfristige Entwicklung seit 2001: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Ē  

Langfristige Entwicklung seit 2000: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

  

Der Indikator fasst die Schadstoffe Feinstaub (PM10), 

Stickstoffdioxid (NO2) und bodennahes Ozon (O3) in 

einem Mischindex als ein Mass für die chronische Belas-

tungssituation zusammen. Ab 2018 wurden die Messstel-

len Suhr und Sisseln standorttypengerecht nach Aarau 

beziehungsweise Schupfart verlegt. Seit 2016 wurde die 

Berechnungsmethodik des LBI leicht angepasst (Daten: 

BVU, Abt. Umwelt 2020). 

Der Indikator zeigt den Jahresmittelwert der Feinstaub-

Konzentrationen (PM10) in µg/m³. Der Grenzwert gemäss 

Luftreinhalte-Verordnung (LRV) liegt bei 20 µg/m³. Ab 

2018 wurden die Messstellen Suhr und Sisseln standort-

typengerecht nach Aarau beziehungsweise Schupfart ver-

legt (Daten: BVU, Abt. Umwelt 2020). 

SDG in Zusammenhang mit U4 (Luftqualität):  

SDG 3: Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters gewährleisten und ihr Wohlergehen 

fördern 
 

Die Langzeit-Luftbelastung durch die Schadstoffe 

Feinstaub Stickstoffdioxid und bodennahes Ozon 

hat sich im Aargau deutlich verbessert. Vereinzelt 

sind jedoch weiterhin Grenzwertüberschreitungen 

bei allen drei Schadstoffen feststellbar.  

Zielrichtung: Luftqualität erhöhen 

Eine gute Luftqualität trägt wesentlich zum Schutz der 

menschlichen Gesundheit und zum Erhalt der natürli-

chen Ökosysteme bei. Schadstoffemissionen sind 

deshalb auf ein langfristig unbedenkliches Niveau zu 

begrenzen. Besonders betroffen von schadstoffbelaste-

ter Luft sind Kinder, ältere Personen und Asthmatiker 

und Asthmatikerinnen. Schweizweit werden die damit 

verbundenen Gesundheitskosten auf jährlich rund 

6,5 Milliarden Franken geschätzt, rund 3'000 Personen 

sterben jährlich wegen der Luftverschmutzung (durch 

PM10) vorzeitig (BAFU 2018). Zudem können sich Luft-

schadstoffe wie Stickstoffoxide und Ammoniak negativ 

auf die Qualität nährstoffarmer Lebensräume auswirken. 

Der Erhalt einer guten Luftqualität bedingt insbesondere 

das Einhalten der Grenzwerte für die Schadstoffe Fein-

staub (PM2,5 und PM10), Stickstoffdioxid (NO2) und 

bodennahes Ozon (O3) gemäss Luftreinhalteverordnung 

des Bundes. Die Feinstaub-Emissionen (PM10) sowie 

ihre Vorläufer-Emissionen sollen gegenüber 2005 je-

weils um rund 50 Prozent reduziert werden. Die spezifi-

schen Zielsetzungen für den Aargau sind im Massnah-

menplan Luft von 2009 festgehalten (BVU 2009). Ein 

neuer Massnahmenplan Luft ist in Erarbeitung. 

Indikatoren: Langzeit-Luftbelastungsindex und Fein-

staub 

Die Luftqualität wird anhand eines Mischindex aus Fein-

staub, Stickstoffdioxid und Ozon sowie anhand der 

Feinstaubkonzentration in unterschiedlichen Gebieten 

gemessen. Beide Werte sollen sinken. 
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Stand: Lufthygienische Verbesserungen aber auch 

Grenzwertüberschreitungen 

Die Langzeitbelastung der Luft durch die Schadstoffe 

Feinstaub (PM10), Stickstoffdioxid (NO2) und bodenna-

hes Ozon (O3) hat sich deutlich verbessert. Alle Mess-

standorte weisen seit 2015 eine geringe bis mässige 

Luftbelastung aus. Die Indexwerte der drei Stationen 

haben sich über die Zeit weitgehend angeglichen. Dies 

zeigt, dass die Bebauungssituation, die Nähe zum Ver-

kehr oder zu Industrieanlagen zunehmend eine unterge-

ordnete Rolle spielt und der Index vermehrt ein Abbild 

der Hintergrundbelastung darstellt. Werden die Schad-

stoffe einzeln betrachtet, sind je nach Schadstoff jedoch 

weitere oder andere Zusammenhänge zwischen der 

Lage der Station und den Messwerten feststellbar, so 

beispielsweise bei den NO2-Werten der strassenexpo-

nierten Messstation in Aarau in Abhängigkeit zur Ver-

kehrsmenge. Bei allen drei Schadstoffen hat sich die 

Immissionssituation im Kanton Aargau in den letzten 

dreissig Jahren zwar deutlich verbessert, Grenzwerte 

werden teilweise trotzdem noch überschritten (BVU 

2020).  

Der Jahresmittelwert für Feinstaub PM10 liegt bei allen 

Messstationen unter dem Grenzwert von 20 Mikro-

gramm pro Kubikmeter. Die langjährige Messreihe Ba-

den zeigt seit 2016 schwankende Werte zwischen 

13 und 15 Mikrogramm pro Kubikmeter. Die Überschrei-

tungen des Tagesgrenzwerts von 50 Mikrogramm pro 

Kubikmeter PM10 haben abgenommen und betrugen in 

den letzten vier Jahren an allen Messstationen maximal 

fünf Tage pro Jahr. Gemäss Luftreinhalte-Verordnung, 

darf eine solche Überschreitung an drei Tagen pro Jahr 

vorkommen. Der langjährig sinkende Trend beim PM10 

kann auf diverse Massnahmen wie Filteranlagen bei 

Holzfeuerungen und der verstärkten Holzfeuerungskon-

trolle, aber auch die Einführung von Partikelfilter bei 

Baumaschinen und Lastwagen zurückgeführt werden.  

Seit 2018 wird auch Feinstaub mit einem Durchmesser 

von weniger als 2,5 Mikrometer (PM2,5) gemessen. 

Diese ultrafeinen Stäube wie beispielsweise krebserre-

gende Russpartikel können beim Einatmen weit in die 

Lungen gelangen. Die Schweiz hat auf Empfehlung der 

WHO den Jahresmittelgrenzwert bei 10 Mikrogramm 

pro Kubikmeter definiert. Bei den Messstationen Aarau, 

Baden und Schupfart lagen die Jahresmittelwerte in den 

Jahren 2018 und 2019 mit 10 bis 12 Mikrogramm pro 

Kubikmeter im Bereich des Grenzwerts (Jahresbericht 

2019).  

Der Hitzesommer mit viel Sonnenschein 2018 führte 

witterungsbedingt zu hohen Ozonwerten. Einzig im 

Hitzesommer 2003 wurden in den letzten Jahrzehnten 

noch höhere Werte gemessen. In Schupfart wurde der 

Stundenmittelgrenzwert 2018 für Ozon (O3) während 

487 Stunden überschritten, in Baden waren es 

420 Stunden (im Jahr 2003 672 Stunden). Gemäss Luft-

reinhalte-Verordnung darf dieser Grenzwert von 

120 Mikrogramm pro Kubikmeter nur während einer 

Stunde pro Jahr überschritten werden. Mit einem Wert 

von 201 Mikrogramm pro Kubikmeter Ozon wurde in 

Schupfart im Sommer 2019 der höchste Stundenmittel-

wert im Aargau in den letzten vier Jahren gemessen. 

Bei Grenzwertüberschreitungen steigt das Risiko, dass 

Symptome wie Tränenreiz, Hustenreiz und eine Ver-

schlechterung der Lungenfunktion auftreten (Jahresbe-

richt 2018).  

Neben den Wirkungen der gasförmigen Luftschadstoffe 

spielen die sekundären Schadstoffe, die über den Nie-

derschlag auf die Böden gelangen, eine bedeutende 

Rolle. Sie können zur Bodenversauerung beitragen und 

zur Eutrophierung empfindlicher Ökosysteme führen. 

Die Jahresfrachten von reaktivem Stickstoff in Form von 

Nitrat und Ammonium im Niederschlag haben in den 

letzten Jahrzehnten nur wenig abgenommen (BAFU 

2019).  

Herausforderungen 

Å Durch die Klimaänderung sind sommerliche Hitze-

perioden mit trockenen und windarmen Wetterlagen 

häufiger zu erwarten. Diese begünstigen die Ozon-

bildung. Die abnehmenden Konzentrationen der 

Stickoxide führen zusätzlich zu einem langsameren 

Abbau des Ozons und zu Stundenmittelüberschrei-

tungen bis spät in den Abend hinein. (BAFU 2018).  

Å Die Kombination von sommerlichen Hitzeperioden 

und hohen Ozonwerten wird zu Gesundheitsschä-

den mit entsprechend finanziellen Folgen führen. 

Å Die Inhaltsstoffe des Feinstaubs werden standard-

mässig nicht analysiert. Zur Einschätzung der 

Gesundheitsgefährdung wäre eine solche Analyse 

jedoch wichtig.   

Å Durch die Filteranlagen werden die in der Luft ver-

bleibenden Teile immer kleiner. Es wird zunehmend 

schwierig auch diese Teile entfernen zu können. 

Å Aufwirbelungs- und Abriebprozesse durch Reifen-, 

Bremsen- und Strassenabrieb können beim Fein-

staub eine wesentliche Rolle spielen. 
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SPOTLIGHT KLIMA 

 

Die Reduktion der Treibhausgase führt auch zu besserer Luftqualität 

Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4) und Lachgas (N2O) sind jene Treibhausgase, deren Freisetzung in die Atmosphäre am 

stärksten zu anthropogenen Klimaveränderungen beitragen. Entsprechend leisten die Anstrengungen des Kantons Aargau in 

der Luftreinhaltung zur Minimierung der Emissionen solcher Gase einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz. Zudem führt die 

Reduktion des Verbrauchs fossiler Energieträger respektive die Substitution durch erneuerbare und insbesondere kohlenstoff-

freie Energieträger zu einem verminderten CO2-Ausstoss und damit zu mehr Klimaschutz. Als Mitnahmeeffekt dieser 

Anstrengungen ergibt sich daraus auch eine Emissionsreduktion bedeutender Luftschadstoffe wie Feinstaub, Stickoxide oder 

flüchtige organische Verbindungen (VOC). 

BVU, Abteilung für Umwelt 
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4.3.5 U5 Lebensräume für Tiere und Pflanzen, Artenvielfalt 

Flächen wertvoller Lebensräume Aargau, 2000ï2019 Kessler-Index der Artenvielfalt Aargau, 2000ï2019 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2000: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

Zielrichtung Nachhaltigkeit: Đ  

Langfristige Entwicklung seit 2000: positiv 

Kurzfristige Entwicklung seit 2016: positiv 

  

Der Indikator entspricht der Summe der nationalen und 

kantonalen Naturschutzgebiete, der qualitativ hochwerti-

gen Biodiversitätsförderflächen in der Landwirtschaft so-

wie der Naturschutzflächen im Wald (Daten: BVU, Abtei-

lung Landschaft und Gewässer 2020a). 

Der Kessler-Index zeigt die Veränderung der mittleren 

Artenvielfalt bei Brutvögeln, Tagfaltern, Schnecken und 

Pflanzen. Der Index unterscheidet die Nutzungen Wald, 

Siedlung und Landwirtschaft (Daten: BVU, Abteilung 

Landschaft und Gewässer 2020a). 

SDGs in Zusammenhang mit U5 (Lebensräume für Tiere und Pflanzen, Artenvielfalt):  

SDG 6: Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser und Sanitärversorgung für 

alle gewährleisten 
 

SDG 11: Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig gestalten 

 

SDG 15: Landökosysteme schützen, wiederherstellen und ihre nachhaltige Nutzung fördern, 

Wälder nachhaltig bewirtschaften, Wüstenbildung bekämpfen, Bodendegradation beenden und 

umkehren und dem Verlust der Biodiversität ein Ende setzen  

Die Fläche wertvoller Lebensräume für Tiere und 

Pflanzen hat weiter zugenommen. Für einen lang-

fristigen Erhalt der Biodiversität reichen die vorhan-

denen Flächen und ihre Vernetzung jedoch nicht 

aus. Insbesondere seltene und gefährdete Arten 

sind weiterhin unter Druck.  

Zielrichtung: Artenvielfalt fördern und wertvolle 

Lebensräume schützen 

Tiere und Pflanzen sind für ihr Überleben auf Land-

schaften und Lebensräume angewiesen, die ihren An-

sprüchen an Qualität, Quantität, Vernetzung und Funkti-

onalität entsprechen. Eine hohe Artenvielfalt ist zudem 

Voraussetzung für Ökosystemleistungen wie Bestäu-

bung, Luft- und Wasserreinigung sowie Bodenfruchtbar-

keit und Grundlage für natürliche Rohstoffe. Sie ist da-

mit auch wesentlich für unser Wirtschaften. Zugleich 

dienen ökologisch wertvolle und vielfältige Lebens-

räume zur Erholung für Menschen. 

Für die langfristige Erhaltung der Biodiversität und der 

Ökosystemleistungen wird im Aargau gemäss der Be-

darfsanalyse der Ökologischen Infrastruktur Aargau ein 

Bedarf an natürlichen und naturnahen Flächen von ins-

gesamt 29 Prozent der Kantonsfläche, darin einge-

schlossen Wald, Offenland, Siedlungen und Gewässer 

ausgewiesen. Die Grössenordnung entspricht gesamt-

schweizerischen Erkenntnissen (scnat 2013). Ebenso 

ist zum Erhalt der einheimischen Arten die Ausbreitung 

invasiver gebietsfremder Arten einzudämmen und die 

Neueinbringung zu verhindern. Die Umsetzungspro-

gramme Natur 2020 und Natur 2030, die Umsetzung 

und Erhaltung des Auenschutzparks, die Sanierung der 
















































